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D
er gemeinsame Gegner
aller Demokraten trifft
im Bundestag auf eine
fraktionsübergreifend
klare Verurteilung: „Ver-
abscheuenswürdig“ sei

die NPD, sagte Unions-Fraktionsvize Gün-
ter Krings (CDU) am vergangenen Don-
nerstag in der Plenardebatte über ein mög-
liches Verbot der rechtsextremen Partei.
„Zutiefst widerlich“ nannte sie der FDP-Par-
lamentarier Stefan Ruppert, „zutiefst verfas-
sungswidrig“ Ulla Jelpke (Linke), „men-
schenverachtend“ der Parlamentarische
Grünen-Fraktionsgeschäftsführer Volker
Beck. „Diese Partei ist antidemokratisch, sie
ist antisemitisch, sie ist ausländerfeindlich,
sie ist in Teilen gewaltbereit“, urteilte Becks
SPD-Kollege Thomas Oppermann.  
Vorbei mit der Einigkeit war es im Bundes-
tag indes bei der Frage, ob das Parlament
beim Bundesverfassungsgericht einen eige-
nen Antrag auf ein NPD-Verbot stellen soll,
so wie es der Bundesrat für sich bereits En-
de 2012 beschlossen hat – oder wie die Bun-
desregierung als drittes antragsberechtigtes
Verfassungsorgan auf diesen Schritt verzich-
ten soll. Einen eigenen Verbotsantrag des
Bundestages forderte die SPD-Fraktion in
einem Antrag (17/13227), als Zusatzpunk-
te standen je ein Antrag der Koalitionsfrak-
tionen (17/13225), der Links- (17/13231)
und der Grünen-Fraktion (17/13240) auf
die Tagesordnung. Darin sprachen sich Uni-
on und FDP gegen einen eigenen Verbots-
antrag des Bundestages aus, Die Linke für ei-
nen solchen Antrag und die Grünen gegen
eine entsprechende Entscheidung „im Hau-
ruck-Verfahren ohne Beratung in Ausschüs-
sen und Anhörungen“.
Eine Mehrheit fand am Ende nur die Koali-
tionsvorlage mit 318 Ja- und 259 Nein-
Stimmen. Darin heißt es nach einem Ver-

weis auf den Bundesratsbeschluss vom 12.
Dezember vergangenen Jahres: „Die Bun-
desregierung hat am 20. März 2013 festge-
stellt, dass ein eigener Verbotsantrag nicht
erforderlich ist. Der Deutsche Bundestag
teilt diese Auffassung und stellt ebenfalls

keinen eigenen Antrag auf
Verbot der NPD.“ Zugleich
wird in dem Bundestagsbe-
schluss begrüßt, dass die
Bundesregierung „die Län-
der auch weiterhin im Rah-
men des Verfahrens vor dem 
Bundesverfassungsgericht
unterstützen“ werde.
Krings sagte, die NPD sei
„menschenfeindlich“ und
„demokratiefeindlich“, doch
sage dies nichts darüber aus,
ob ein Verbotsverfahren ge-
gen diese Partei politisch klug
ist. Man könne „weder eine
rechtsextreme Gesinnung
noch rechtsradikale Men-
schen per Hoheitsakt verbie-
ten“. Nötig sei mehr Engage-
ment, wie es die Koalition mit

ihrem Antrag fordere. „Wir wollen den
Rechtsextremismus vor allem politisch ent-
schlossen bekämpfen“, unterstrich Krings.  
Ruppert mahnte, man müsse „der NPD über-
all entschlossen entgegentreten“, was „zual-
lererst die Aufgabe der Gesellschaft“ sei. Die
Koalition sei indes „nach reiflicher Abwä-
gung aller Argumente“ der Auffassung, dass
der Bundestag keinen eigenen Verbotsantrag
stellen sollte: „Die Risiken sind hoch, der
Ausgang ist ungewiss und das Problem des
Rechtsextremismus löst ein NPD-Verbotsver-
fahren eben nicht“. 

»Sorgfältig geprüft« Dagegen betonte Op-
permann, hinsichtlich der Erfolgsaussichten
des Verbotsverfahrens gehe die SPD-Bundes-
tagsfraktion „davon aus, dass die Innenmi-
nister von Bund und Ländern sie sehr sorg-
fältig geprüft haben“. Die Fakten besagten,
dass die NPD „in aggressiv-kämpferischer
Weise Menschenrechtsverletzungen in
Deutschland organisiert und betreibt“. Ein
NPD-Verbot sei nicht deshalb überflüssig ge-
worden, weil sie „durch Mitgliederschwund,
Finanzdebakel und schlechte Wahlergebnis-
se schwächer geworden“ sei. Unzutreffend

seien zudem Behauptungen, eine Partei dür-
fe nur verboten werden, wenn sie unmittel-
bar vor der Machtübernahme stehe. 
Jelpke argumentierte, die NPD sei die wich-
tigste rechtsextreme Kraft in Deutschland. Sie
fungiere als „Rückgrat für militante Nazika-
meradschaften“, die ohne die Partei nur halb
so gut organisiert wären. Ein NPD-Verbot trä-
fe „nahezu die ganzen rechtsextremen Struk-
turen in Deutschland“.
Beck sagte, in der Grünen-Fraktion setzten
viele Abgeordnete darauf, dass die Nähe der
NPD zum Nationalsozialismus und den ge-
walttätigen Kameradschaften sowie ihre
Entschlossenheit zur Abschaffung von De-
mokratie und Rechtsstaat ausreicht, „um
das Bundesverfassungsgericht und europäi-
sche Gerichte von der Möglichkeit eines
Parteiverbots zu überzeugen“. Andere frag-
ten, ob mit dem vorhandenen Material
nachgewiesen werden könne, dass die NPD
für den Bestand von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit eine ernsthafte Gefähr-
dung darstelle. Diese Fragen verdienten ei-
ne ernsthafte Erörterung. Seine Fraktion se-
he aber nicht, „dass das entsprechend seri-
ös diskutiert wurde“. Helmut Stoltenberg ❚

Die Möglichkeit der strafbefreien-
den Selbstanzeige bei Steuerhin-
terziehung sowie das Absehen
von Strafverfolgung in beson-

ders schweren Fällen von Steuerhinterzie-
hung bleiben vorerst erhalten. Der  Bundes-
tag lehnte am Freitag mit der Mehrheit der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP ei-
nen Antrag der Fraktion Die Linke
(17/13241) ab. Die Fraktion hatte sich für ei-
ne sofortige Abschaffung der strafbefreienden
Selbstanzeige ausgesprochen.   
Linken-Fraktionschef Gregor Gysi warf der
Bunderegierung vor, seit 2002 nichts gegen
Steuerhinterziehung getan zu haben. „Damit
muss jetzt Schluss sein. Der Zeitgeist beginnt
sich zu ändern“, sagte Gysi, der das deutsch-
schweizerische Steuerabkommen als „Skan-
dal“ bewertete: „Gegen einen kleinen Obulus
wären die größten Steuerhinterzieher ein-
schließlich Uli Hoeneß legalisiert worden.“
der dem Freistaat Bayern vorwarf, er wolle
sich mit dem Hinweis auf wenig Betriebsprü-
fungen bei den Reichen beliebt machen.  
Klaus-Peter Flosbach (CDU) warf Gysi eine
„schäbige Schmutzkampagne“ vor. Es gebe
aber keine Steueroasen in Deutschland.
„Steuerhinterziehung ist ein Straftatbestand.
Es ist nicht zu ertragen, wie viele hier Steuern

hinterziehen. Da müssen wir scharf durch-
greifen. Und das tun wir auch“, sagte Flos-
bach. Zu dem am Bundesrat gescheiterten
Steuerabkommen mit der Schweiz stellte
Flosbach fest, inzwischen seien sechs bis 15
Milliarden Euro verloren gegangen, weil Rot-
Grün nicht zugestimmt habe. 
Auch FDP-Fraktionsvize Volker Wissing wies
den Vorwurf von Gysi zurück, keine Regie-
rung habe etwas nennenswertes gegen Steu-

erhinterziehung getan. Das sei „geballter Un-
sinn. Jede Bundesregierung hat bisher nach
Kräften gegen Steuerhinterziehung gekämpft.
Das ist die Wahrheit", sagte Wissing. Der
FDP-Politiker warf der Opposition vor, das
deutsch-schweizerische Steuerabkommen
und damit die Bekämpfung der Steuerhinter-
ziehung nur abzulehnen, um aus dem The-
ma „politisch Kapital zu schlagen. Das ist die
eigentliche Schweinerei.“ 

Dagegen verteidigte SPD-Fraktionsvize  Joa-
chim Poß die Ablehnung des Steuerabkom-
mens. Schwarz-Gelb habe damit Steuerkrim-
nelle in der Anonymität lassen wollen. Das
habe nicht akzeptiert werden können. Die
Selbstanzeige solle nur noch für eine Über-
gangszeit zugelassen und  dann auf Bagatell-
fälle beschränkt werden. Thomas Gambke
(Grüne) warf Konzernen vor, Steuern zu re-
duzieren, wo es gehe. So hätten deutsche
Großbanken von 1999 bis 2009 vier Milliar-
den Euro Steuern bezahlt, Sparkassen und
Volksbanken 40 Milliarden. Da wisse man,
„wie ernst das Problem ist“. 
Auch ein weiterer Antrag der Linksfraktion
(17/13129) mit dem Ziel, alle Steueroasen
trockenzulegen, wurde mit Mehrheit der Ko-
alitionsfraktionen zurückgewiesen. hle ❚

Geeint und doch getrennt
NPD-VERBOT Bundestag argumentiert einhellig gegen die Partei, schließt sich aber dem Bundesratsvorstoß nicht anAndreas Voßkuhle Der Präsident des Bun-

desverfassungsgerichts selbst leitet das neue
NPD-Verbotsverfahren, denn er ist auch Vorsit-

zender des Zweiten
Senats in Karlsruhe,
der für Fragen der
Staatsorganisation
zuständig ist. Dabei
hat Voßkuhle nur ei-
ne Stimme im acht-
köpfigen Senat, des-
sen relevante Ent-
scheide in Parteiver-
botsverfahren mit
Zwei-Drittel-Mehr-

heit, also sechs Stimmen, getroffen werden
müssen. Mit seiner offensiven Medienpräsenz
hat der eloquente 49-Jährige in der Politik zu-
letzt Irritationen ausgelöst. Voßkuhle ist seit
2008 Richter beim Bundesverfassungsgericht
und wurde 2010 zu dessen jüngsten Präsiden-
ten gewählt. In einem Interview ließ er jetzt nur
wenig Begeisterung für den Prozess gegen die
NPD anklingen: „Um bestimmte Verfahren rei-
ßen wir uns nicht“ sagte der Ostwestfale. Sie
müssten dennoch entschieden werden. kru ❚

Mitglieder gehören derzeit der NPD an, wie
Parteichef Holger Apfel beim Bundesparteitag
in Weinheim vor gut einer Woche berichtete.
Damit hat die NPD seit ihrem zeitweisen Hoch
im Jahr 2007 rund 1.800 Mitglieder verloren.
Zur Zeit ihrer größten Popularität in den 
1960-er Jahren, als die rechtsextreme Partei in
sieben Landtagen saß, hatte sie 28.000 Mit-
glieder (1969).
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»Die NPD soll
aus allen
Parlamenten 
verschwinden.«
Günter Krings (CDU), stellvertretender
Vorsitzender der Unions-Fraktion, in der Bun-
destagsdebatte über ein neues NPD-Verbots-
verfahren
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Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Zukunft ungewiss: das Klingelschild der NPD-Zentrale in Berlin. Bei einem Verbot der Partei hat es ausgedient.

Kampf gegen Steuerhinterziehung geht weiter

Selbst in den Schweizer Bergen ist Schwarzgeld kaum noch sicher.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

FINANZEN Linke fordert vergeblich das Ende der strafbefreienden Selbstanzeige. Koalition verteidigt Schweizer Abkommen 
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WIRTSCHAFT UND FINANZEN 
Mittelstand Unternehmer werden künftig
besser gefördert Seite 7

EUROPA UND DIE WELT
Italien Sozialdemokrat Enrico Letta soll die
Krise im Land beenden Seite 10

KULTUR UND MEDIEN
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Wissen
Markus GabrielWissen und Erkenntnis

Hubert Knoblauch
Wissenssoziologie, Wissensgesellschaft

und Wissenskommunikation
Daniela Pscheida

Wissen und Wissenschaft unter digitalen Vorzeichen
Christiane Bender

Die Geburt der Wissensgesellschaft
aus dem Geist des Kalten KriegesLaura Kajetzke · Anina Engelhardt

Leben wir in einer Wissensgesellschaft?
Rembert Unterstell

Science Center: Wissen als Erlebnis
Peter Wehling

Soziale Praktiken des Nichtwissens
Nico Stehr

Wissen und der Mythos vom Nichtwissen

Manche politische Fragen lassen sich ohne Zu-
geständnisse an die jeweils andere Seite nicht
eindeutig mit richtig oder falsch beantworten.
So ist es auch bei der Frage, die in der Politik
nunmehr seit Jahren immer wieder aufs Neue
diskutiert wird: Ist es zielführend, ist es klug, ei-
nen weiteren Verbotsantrag gegen die NPD auf
den Weg zu bringen?
Ja, sagt die große Mehrheit im Bundesrat, es ist
hinreichend nachweisbar, dass diese Partei ver-
fassungsfeindlich ist. Nein, befürchtet die Re-
gierung, die Gefahr eines erneuten Scheiterns
vor Gericht ist groß. Ein Sieg dort würde den
Rechtsextremisten ungewollt Popularität be-
scheren. Diese Meinung hat sich in der vergan-
genen Woche nun auch bei der Abstimmung im
Plenum des Bundestages durchgesetzt.
Wohlgemerkt: Es geht nicht um ein grundsätz-
liches Votum für oder gegen die NPD. Alle De-
mokraten im Land sind sich einig, dass die Re-
publik auf deren ebenso verwirrte wie verwor-
rene Programmatik gut verzichten könnte. Viel-
mehr geht es darum, einer unheilvollen und
menschenverachtenden Gesinnung möglichst
effektiv das Wasser abzugraben. Auf den ers-
ten Blick mag da ein Verbot das Weitestgehen-
de sein. Schon weil damit auch die Parteienfi-
nanzierung gekappt wäre.
Auf den zweiten Blick ist aber nicht zu überse-
hen, dass die NPD aktuell kaum in der Lage ist,
mit ihrem Ungeist Schaden anzurichten. Die Or-
ganisation ist finanziell am Ende. Sie findet nur
unter größten Schwierigkeiten einen Tagungs-
raum für ihren Bundesparteitag. Ein Schulter-
schluss der demokratischen Kräfte stellt die
NPD in den Landtagen von Sachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern kalt. Und der Wählerzu-
spruch ist, wie zuletzt in Niedersachsen, mitt-
lerweile ausgesprochen überschaubar.
Auch wenn der Bundestag sich dem Votum der
Länderkammer nicht angeschlossen hat, wird
das Verbotsverfahren kommen. Dessen Befür-
worter beklagen jetzt, die Abgeordneten im
Reichstagsgebäude hätten die Chance eines
einheitlichen politischen Signals verstreichen
lassen. Freilich ließe sich ebenso argumentie-
ren: Ist es nicht auch ein starkes Signal, die
Überzeugung zu vertreten, dass diese Republik
rechtsradikales Gedankengut vom Stadtrat bis
zum Landtag ganz offensichtlich effektiv in
Schach halten kann? Ganz ohne Verbot, aber
mit Vernunft und vor allem mit der Kraft demo-
kratischer Geschlossenheit.

EDITORIAL

Die Kraft der
Demokratie

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Verbot der NPD 
Bundestag streitet über Antrag SEITE 1-3

ZU WENIG GELD 
Ein  gesetzlicher Mindestlohn soll Millionen
Arbeitnehmern helfen SEITE 6

ZU VIEL GELD
Opposition will Steueroasen für die
Vermögen der Reichen austrocknen SEITE 9

In Parteien finden Menschen mit gleicher Meinung da-
rüber zusammen, wie Deutschland regiert werden soll.
Bei Wahlen können die Bürger sich dann für eine Par-
tei entscheiden. Parteien sind also wichtig für die Po-
litik. In bestimmten Fällen kann eine Partei aber auch
verboten werden. Zum Beispiel dann, wenn sie nicht
will, dass die Menschen in Deutschland friedlich zu-
sammenleben. Für dieses Zusammenleben gibt es
Grundregeln. Dass diese eingehalten werden, darauf
achtet das Bundesverfassungsgericht. Nur dieses Ge-
richt kann eine Partei verbieten. Zuvor muss jemand
ein solches Verbot beantragen. Das dürfen nur der
Bundestag, der Bundesrat und die Bundesregierung.

Parteiverbot 

Lesen Sie mehr zu diesem Thema auf Seite 9 und
unter www.das-parlament.de 
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Der Bundestag hat die Forderung Ih-
rer Fraktion abgelehnt, einen eigenen
NPD-Verbotsantrag beim Bundesverfas-
sungsgericht zu stellen. Wieso hat die SPD
überhaupt ein Votum des Parlaments in
dieser Frage gefordert, obwohl absehbar
war, dass ihr Antrag keine Mehrheit hat? 
Als SPD finden wir es wichtig, dass sich der
Bundestag in dieser Frage positioniert. Wir
sind eines von drei Verfassungsorganen, die
einen Verbotsantrag stellen können, und
hatten uns als einziges dieser drei Organe
noch nicht positioniert. Wir als Sozialde-
mokraten tun gut daran, hier eine feste Hal-
tung einzunehmen und damit klare Kante
zu zeigen. 

Schwächt es nicht den Bundesratsvor-
stoß zum NPD-Verbot, wenn sich weder
Bundesregierung noch das Parlament der
Länderkammer anschließen? 
Die Gesamtsituation ist jetzt mehr als be-
dauerlich. Denn die ablehnende Haltung in
der Bundesregierung hat ein Stück weit da-
zu geführt, dass tatsächlich der Verbotsan-
trag der Länderkammer geschwächt dasteht.
Ich finde es allerdings wichtig, nochmals
daran zu erinnern, mit welcher breiten
Mehrheit der Verbotsantrag im Bundesrat
gefällt wurde – 15 Länder haben ihm zuge-
stimmt und das 16. hat sich enthalten. 

Was sind für Sie die stichhaltigsten
Gründe für ein NPD-Verbot?
Aus meiner Sicht geht von der NPD eine kla-
re Gefahr für die freiheitlich-demokratische
Grundordnung und für bestimmte Bevölke-
rungsgruppen in bestimmten Regionen aus.
Ich sehe im Umfeld meines eigenen Wahl-
kreises eine manifeste Bedrohung – körper-
liche Bedrohung für Menschen mit Migrati-
onshintergrund oder mit anderen politi-
schen Einstellungen, aber auch Bedrohung
von Eigentum. Grundlage dafür ist die enge
Vernetzung von NPD-Funktionären mit den
„Freien Kameradschaften“ von Neonazis.
Eine solche Bedrohung möchte ich nicht
stehen lassen und sehe in einem NPD-Ver-
botsantrag das geeignete Mittel, diese Struk-
turen zu zerschlagen.

Aber ein Verbot der Partei bedeutet
doch nicht das Ende rechter Gewalt...

Dass sich das Problem des Rechtsextre-
mismus damit nicht erledigt, ist klar. Ich
komme aus Sachsen und sehe, wie sich die
NPD dort als „Kümmerer-Partei“ darstellt.
Ihr ideologischer Kern wird dort damit für
viele Menschen zur Normalität. Von dieser
Kümmerer-Mentalität geht für mich noch
eine weitere Bedrohung aus: dass sich men-
schenverachtende und teilweise volksver-
hetzende Inhalte in der Mitte der Gesell-
schaft normalisieren. Ich denke daher, ein
Verbot ist mehr als geboten. Natürlich darf
das nicht das einzige Mittel sein. 

In der Be- oder Verurteilung der NPD
sind sich alle Parteien einig. Haben Sie
noch Verständnis für die Abgeordneten,
die gegen das Verbot gestimmt haben? 
Natürlich gibt es legitime Gründe, zu einer
anderen Haltung zu kommen, also auch zu
sagen, dass ein Verbotsantrag nicht klug
oder politisch nicht der richtige Weg ist. Be-
dauerlich finde ich aber, dass im Parlament
keine offene Meinungsbildung stattgefun-
den hat. Das halte ich angesichts der Bedro-
hung durch die NPD nicht für angemessen.

Bei der Bundestagswahl 2009 hat die
NPD nur noch 1,5 Prozent erreicht. Kriti-
ker des Verbots sagen, es sei aufgrund der
geringen Wählerzahl nicht verhältnismä-
ßig, die Partei zu verbieten. Und auch In-
nenminister Hans-Peter Friedrich (CSU)
hat auf die hohen Hürden eines Parteien-
verbots hingewiesen...
Die Hürden sind hoch. Das ist auch gerecht-
fertigt, weil ein Verbot ein starker Eingriff in
demokratische Rechte ist. Aber gerade gegen
diese verstößt die NPD, weil sie sich nicht

an die demokratischen Spielregeln hält. Im
Gegenteil, sie will sie nutzen, um ein ande-
res Gesellschaftsmodell durchzusetzen. Die
NPD ist immer noch in zwei Landesparla-
menten vertreten und erzielt in bestimmten
Regionen deutlich stärkere Ergebnisse – ge-
rade auch auf kommunaler Ebene. Sie agiert
damit innerhalb des demokratischen Sys-
tems und hat gleichzeitig Verbindungen zu
gewaltbereiten Neonazi-Strukturen. Der
Schutz durch die Parlamente und die Finan-
zierung durch den Steuerzahler sind dabei
eine ungute Konstellation. 

Übt nicht gerade ein mögliches Verbot
einen besonderen Reiz auf bestimmte
rechtsextreme Gruppen wie die Freien Ka-
meradschaften aus und schafft eine Art
Märtyrertum? 
Ich glaube nicht an diese Märtyrerrolle. Die
Frage ist doch, wie man es schafft, dass wir
weniger aktive Neonazis in diesem Land ha-
ben, die Menschen bedrohen. Zentral ist für
mich, die Zugänge zur NPD zu erschweren,
so wie man sie auf Volksfesten oder bei
Wahlkampfveranstaltungen findet. Ihr An-
gebot ist dort relativ niedrigschwellig. Darü-

ber hinaus muss man aber auch mit Repres-
sionen arbeiten. Wenn Nazis ständig einen
Druck spüren, dass Organisationen be-
schnitten, Konzerte aufgelöst und Demons-
trationen eng geführt werden, sieht man,
dass sich auch ihre Aktivitäten verringern. 

Wie groß ist die Gefahr, dass der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte
ein von Karlsruhe verhängtes NPD-Verbot
wieder einkassiert?
Die Entscheidung des Menschenrechtsge-
richtshofs ist natürlich nicht vorhersehbar,
weil er eine andere Tradition der Rechtspre-
chung hat, was Parteienverbote angeht. Ich
bin  gespannt, wie das Bundesverfassungs-
gericht mit dieser Sachlage umgeht. Ich fän-
de es gut, wenn die Karlsruher Richter erst
prüfen, inwieweit eine Entscheidung vor eu-
ropäischen Gerichten Bestand hätte. 

Kritiker sagen ohnedies, eine Demo-
kratie sollte sich mit Argumenten und
nicht mit Verboten verteidigen? 
Mit Neonazis ist ein parlamentarischer Dis-
kurs nicht möglich, weil sie mit anderen
Spielregeln spielen. Sie versuchen die De-
mokratie für sich zu nutzen, um sie zu un-
terwandern und zu destabilisieren. Wichtig
ist die Debatte innerhalb der Gesellschaft.
Das bedeutet, Menschen stark zu machen,
sich mit solchen Phänomenen auseinander-
zusetzen. 

Anfang April musste die NPD die Mit-
arbeiter der Bundesgeschäftsstelle entlas-
sen. Hoffen Sie, dass die NPD schlicht plei-
te geht und sich das Problem auf diese
Weise löst? 
Wenn darüber eine weitere Marginalisie-
rung der Partei stattfindet, fände ich das gut.
Wenn es sich aber nicht von alleine erledigt,
fände ich es wichtig, dass das Signal von
staatlicher Seite ausgeht. 

Die NPD ist seit 2004 im sächsischen
Landtag. Wie hat sich die Partei dort ent-
wickelt? 
Es ist ein Abwärtstrend zu erkennen, aber es
ist nicht ausgemacht, dass das immer so
weiter geht. Von Seiten der NPD-Fraktion
gibt es immer wieder massive Provokatio-
nen im Landtag. Wir sehen auch, dass in
dieser Fraktion sehr viele organisierte und
einschlägig bekannte Neonazis in Lohn und
Brot stehen.

Auch wenn es zum Verbot der NPD kä-
me, wäre das Problem des Rechtsextremis-
mus nicht vom Tisch. Was ist für die Be-
kämpfung des Rechtsextremismus beson-
ders wichtig? 
Wenn man den gewaltbereiten Rechtsextre-
mismus, die Neonazis, bekämpfen möchte,
kommt es darauf an, dass man stark auf re-
pressive Mittel setzt und die Polizeipräsenz
in den entsprechenden Gebieten stärkt. Es
geht darum, die Räume einzuschränken, in
denen sie sich bewegen können. Der Staat
muss außerdem eine vernünftige Jugendar-
beit anbieten und sich nicht immer zurück-
ziehen und den Nazis damit wieder neue
Freiräume lassen. Außerdem brauchen wir
eine Zivilgesellschaft, die unterstützt und
nicht wie durch die Extremismusklausel ge-
gängelt wird. ❚

Das Interview führten Annette Sach und
Helmut Stoltenberg. 

Daniela Kolbe (SPD), Jahrgang 1980, gehört
dem Bundestag seit 2009 an. Das Mitglied

des Innenausschusses engagiert sich in ihrer
Fraktion in der Arbeitsgruppe 

„Strategien gegen Rechtsextremismus“.
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IST DAS NPD-VERBOT SCHON GESCHEITERT?

Robin Alexander 
»Welt«-Gruppe

Heribert Prantl
»Süddeutsche Zeitung«

Im Kern erfolglos  

Ob der Verbotsantrag des Bundesrates
juristisch erfolgreich sein wird, weiß
noch niemand. Politisch aber ist das
Verbot der NPD schon jetzt geschei-

tert. Nicht, weil sich Bundesregierung und Bundes-
tag dagegen entschieden, dem Antrag des Bundes-
rates beizutreten – es ist im Kern gescheitert, weil
sein Zweck nicht mehr erreicht werden kann.
Denn was ist sein Zweck? Eine Antwort auf die
grauenvollen Taten des „Nationalsozialisten Unter-
grundes" zu finden. Die NPD bereite mit ihrer frem-
denfeindlichen Vernichtungsideologie solchen Mör-
dern den Boden. Diese Annahme steht unausge-
sprochen hinter dem zweiten Verbots-Anlauf.
Ein Schluss, der bei der Hassrhetorik der Partei na-
he liegt, aber falsch ist. Denn die NPD, ursprünglich
eine traurige Organisation westdeutscher Altnazis,
hat weder die neo-völkische Jugendkultur noch den
Rassismus in den Osten gebracht. Sie fand in den
Landschaften der untergegangenen DDR vielmehr
schon den Boden bereitet für ihre Agitation: Da sind
zuerst die in der DDR nie wirklich aufgearbeiteten
Verbrechen des Nationalsozialismus. Zweitens eine
verstümmelte Zivilgesellschaft, die sich von der Ent-
bürgerlichung, vor allem aber der staatlich betrie-
benen Entkirchlichung des Sozialismus nie erholt
hat. Drittens eine vor allem als Entwertung von Au-
toritäten erlebte Wende nach 1989.
Aus diesen trüben Quellen speist sich das zumin-
dest in der ostdeutschen Provinz verbreitete Grund-
gefühl einer von der Moderne betrogenen Schick-
salsgemeinschaft, das sich in einer rechten Jugend-
kultur entlädt, in sehr relativen NPD-Wahlerfolgen
und – in seiner extremsten Form – in den NSU-Mor-
den. Dagegen hilft eine wachsamere Zivilgesell-
schaft, vielleicht auch bessere Perspektiven für jun-
ge Leute. Ein Parteienverbot allein aber nicht.

Ausreichender Grund 

Merkwürdige Frage, ob das NPD-Ver-
bot schon gescheitert ist – das ist es
natürlich nicht. Wichtig ist nicht die
Zahl der Kläger, sondern die Begrün-

dung der Klage.
Eine Klage, die nur der Bundesrat erhebt, ist nicht
weniger erfolgversprechend als Klagen, die Bun-
desrat, Bundestag und Bundesregierung miteinan-
der erheben. Vor zehn Jahren wurde der Antrag auf
ein NPD-Verbot in Karlsruhe abgewiesen, den alle
drei Verfassungsorgane erhoben hatten. Die Klagen
waren unzulässig, weil sie sich auf Texte und Pro-
gramme von V-Leuten gestützt hatten. Zur Prüfung
der Begründetheit kam das Gericht gar nicht mehr.
Die alten Fehler wird der neue Antrag hoffentlich
nicht wieder machen. Es kommt auf den Gehalt des
neuen Verbotsantrags an.
Zwischen dem ersten gescheiterten Antrag und ei-
nem zweiten liegt nicht einfach nur ein Jahrzehnt,
sondern die Aufdeckung der Mordserie des NSU.
Man kann diskutieren, ob eine Partei, die „nur“ ver-
fassungsfeindlich ist, verboten werden muss. Wenn
sie aber dem gewalttätigen Rechtsextremismus
und rassistischen Hass Heimat bietet, wenn sie des-
sen Logistik, Organisation und Potenz stärkt – dann
ist das Verbot ein Gebot. Ein Verbot wird den ge-
waltsamen Rechtsextremismus schwächen. Das ist
ein ausreichender Grund für einen Verbotsantrag.
Es ist ein schäbiges Argument, einen Verbotsantrag
abzulehnen, weil die NPD ja derzeit in den Umfra-
gen so schlecht da stünde, dass ein Einzug in die
Parlamente nicht zu befürchten sei. Ist das alles,
was Parlamentarier interessiert? Ist die Präsenz von
Hass und Gewalt im Alltag nicht noch viel schlim-
mer als die Präsenz von Neonazis im Parlament?
Wenn man darauf wartet, dass Neonazis wieder in
Parlamente einziehen, dann ist es zu spät.

Der Beliebte: Wolfgang Bosbach

Der CDU-Abgeordnete Wolfgang Bosbach ist ein großer
Kritiker des neuen NPD-Verbotsverfahrens. Eins ist für
ihn aber daran positiv:„Damit wird dieses Thema end-
lich erledigt.“ Bei einem Verbot der rechtsextremen

Partei ohnehin. Beim Scheitern vor Gericht werde „kein vernunftbe-
gabter Mensch“ mehr einen dritten Verbotsantrag in Karlsruhe stel-
len.Der Vorsitzende des Innenausschusses schildert,wie er vor zwölf
Jahren als damaliger Unions-Fraktionsvize dem ersten Vorstoß ge-
gen die NPD noch zugestimmt hatte: „Heute würde ich mit den da-
maligen Erfahrungen nicht mehr zustimmen.“ Bosbach sagt über
die großen Zweifel der Unions-Innenpolitiker: „Je intensiver man
sich mit dieser Thematik befasst, desto größer wird die Skepsis.“ 
Auch wenn die V-Leute des Verfassungsschutzes gemäß Vorgabe
des Bundesverfassungsgerichts aus dem ersten gescheiterten Ver-
botsverfahren jetzt bei der NPD abgeschaltet seien, seien die Pro-
zessrisiken „nicht unerheblich“. Dass die Partei verfassungsfeindli-
che Positionen vertrete, sei „leicht nachweisbar“. Viel schwieriger
sei es aber, gemäß Karlsruher Rechtsprechung eine „aggressiv-
kämpferische“ Haltung der Rechtsextremen gegen die freiheitliche
demokratische Grundordnung nachzuweisen. Ebenso, dass von der
NPD eine wirkliche Gefahr für den Staat ausgehe.
Bosbach hält die NPD für eine „Partei im Niedergang“, die sich heu-
te „eher vor einem Insolvenz- als einem Verbotsverfahren fürchtet“.
Es sei sogar zu befürchten, dass diese Partei durch ein neues Ver-
botsverfahren „wieder in den Mittelpunkt des öffentlichen Interes-
ses gerückt und interessant wird“.

Warum sind dann aber die anfangs auch zweifelnden Unions-Innen-
minister und Regierungschefs in den Ländern reihenweise umge-
kippt und ließen den nach der aufgedeckten NSU-Verbrechensserie
von der SPD vorangetriebenen neuen Verbotsantrag im Bundesrat
passieren? Bosbach: „Die warnenden Stimmen der Skeptiker wur-
den schon 2001 von den Stimmen der Verbotsbefürworter über-
tönt.“ Schließlich wollte niemand beim „Kampf gegen Rechts“ hint-

anstehen; der NPD-Verbotsantrag habe als „Nachweis der Ent-
schlossenheit“ gegen die Rechtsextremisten gegolten.Für die wehr-
hafte Demokratie, sagt Bosbach, könne ein Parteiverbot stets nur
Ultima Ratio sein.Man müsse in der Demokratie extremistische Mei-
nungen aushalten und sich politisch mit ihnen auseinandersetzen.
Die NPD ist eins der vielen Themen, zu denen sich der Anwalt aus
Bergisch Gladbach äußert. Man sieht und hört den jovialen Rhein-
länder auch, wenn es um Fragen wie Terrorismus, Sicherheitsgeset-
ze oder Ausländer geht. Der wortgewandte Bosbach mit stets ver-
bindlichem Ton, ein Konservativer, ist seit über einem Jahrzehnt der

„Mister Innenpolitik“ der Union. Zuletzt machte der 60-Jährige
Schlagzeilen, als er seine unheilbare Prostatakrebs-Erkrankung of-
fensiv thematisierte. Trotzdem tritt er bei Terminen nicht kürzer. Ist
Politik für Bosbach Therapie? „Die politische Arbeit macht mir nicht
nur Mühe, sondern auch viel Freude. Es ginge mir nicht besser, wenn
ich weniger arbeiten würde“, sagt er. Enttäuschungen, von CDU-
Chefin und Kanzlerin Angela Merkel nie wie gehofft in ein Minister-
amt berufen worden zu sein, hat er überwunden. Bosbach wurde er-
neut mit Superergebnis als CDU-Direktkandidat im Rheinisch-Bergi-
schen Kreis aufgestellt, den er seit 1994 stets direkt gewonnen hat.
Das hängt auch mit seiner Beliebtheit an der Basis zusammen. Bos-
bach schlägt fast keine Einladung aus, kann komplizierte Dinge an-
schaulich erklären, gilt als „Klartextredner“. Er hat das Ohr immer
am Volk. Die CDU-Basis achtet ihn jetzt eher noch mehr, seit er sich
gegen die Euro-Rettungspolitik der Koalition positioniert hat. Bos-
bach sieht sich hier nicht als „Rebell“, sondern als Verfechter der
Stabilitätskriterien von Maastricht, mit denen den Deutschen einst
der Abschied von der D-Mark verkauft wurde. Es macht ihn wütend,
in der Partei heute das Gefühl vermittelt zu bekommen, mit dem Po-
chen auf Vertragstreue „am Rand“ der CDU zu stehen.
Welche Wünsche bleiben ihm für den nächsten Bundestag? Der
auch von Oppositions-Abgeordneten geschätzte Bosbach würde
gerne den Innenausschuss weiter leiten. Jenseits des Politikstresses
gibt der verheiratete Vater dreier Töchter als Hobbys das Tennisspie-
len und den 1. FC Köln an, dem der CDU-Mann sehnlichst den Bun-
desliga-Aufstieg wünscht. Hans Krump ❚

»Je intensiver man sich 
mit dem Thema 

NPD-Verbotsverfahren 
befasst, desto größer 

wird die Skepsis.«

»Klare
Kante
zeigen«
DANIELA KOLBE verteidigt die
Entscheidung der SPD-Fraktion für
ein NPD-Verbot und fordert ein 
klares Signal von Seiten des Staates 
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I
n einem Rechtsstaat wie der Bun-
desrepublik ist es nicht leicht, eine
politische Partei zu verbieten. Das
gilt auch für die rechtsextreme NPD.
Denn politische Parteien haben in
Deutschland per se eine hohe ver-

fassungsrechtliche Stellung als unverzicht-
bares Element der Demokratie. Mit einem
Verbot aber verschwindet die betroffene
Partei von der Bildfläche – zumindest nach
dem Willen des Gesetzgebers. Sie wird re-
gelrecht pulverisiert, „aufgelöst“. 
Stellt das Bundesverfassungsgericht die Ver-
fassungswidrigkeit einer Partei fest, ist da-
mit „die Auflösung der Partei“ und das Ver-
bot, eine Ersatzorganisation zu schaffen,
verbunden. So steht es in Paragraph 46 des
Bundesver fas sungsger i cht sgese tzes
(BVerfGG). Das Gericht kann dann zudem
anordnen, dass das Vermögen der Partei
eingezogen wird.  

Schärfste Waffe Vereine können auch von
Bund und Ländern verboten werden. Die
Zwangsauflösung einer Partei aber ist allein
dem Bundesverfassungsgericht vorbehal-
ten. Das Verbot einer Partei ist damit die
schärfste Waffe des Rechtsstaats. Seine an-
tragsberechtigten Verfassungsorgane Bun-
destag, Bundesregierung und Bundesrat
müssen es sich deshalb genau überlegen,
wann sie zu dieser juristischen Waffe grei-
fen. 
Ein Polizist darf nur dann einen „finalen
Rettungsschuss“ abfeuern, wenn er damit

eine Lebensgefahr für ein bedrohtes Opfer
abwehren kann. Ebenso darf der Rechtsstaat
zum Parteiverbot nur als äußerstem Mittel
greifen – als ultima ratio. Denn die politi-
schen Parteien gelten als „notwendiger Be-
standteil der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung“, wie es in Paragraph 1 des
Parteiengesetzes heißt. Sie wirken an der
politischen Willensbildung des Volkes mit
und erfüllen somit eine „öffentliche Aufga-
be“. 
Die Hürden für ein Verbot sind deshalb
hoch: Nach Artikel 21 des Grundgesetzes
können Parteien verboten
werden, „die nach ihren Zie-
len oder nach dem Verhal-
ten ihrer Anhänger darauf
ausgehen, die freiheitliche
demokratische Grundord-
nung zu beeinträchtigen
oder zu beseitigen oder den
Bestand der Bundesrepublik
Deutschland zu gefährden“. 

»Sterbende Partei« Ist die
NPD mit ihren nicht einmal
6.000 Mitgliedern derzeit
wirklich so gefährlich? Skeptiker verweisen
darauf, dass die rechtsextreme Partei finan-
ziell am Abgrund steht, intern zerstritten ist
und selbst ums Überleben kämpft. Bundes-
innenminister Hans-Peter Friedrich (CSU)
sieht die NPD als „sterbende Partei“. Und
seine Kabinettskollegin, Justizministerin
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP).

verweist auf den niedrigen Stimmenanteil
der NPD bei Wahlen.
Seit Gründung der Bundesrepublik hat das
Bundesverfassungsgericht erst zwei Parteien
verboten: die rechtsextreme „Sozialistische
Reichspartei“ (SRP) im Jahr 1952 und die
„Kommunistische Partei Deutschlands“
(KPD) im Jahr 1956.
Dabei entwickelte das höchste deutsche Ge-
richt Grundlinien der Rechtsprechung:
Demnach ist eine Partei nicht schon dann
verfassungswidrig, wenn sie die freiheitliche
demokratische Grundordnung ablehnt. „Es

muss vielmehr eine aktiv
kämpferische, aggressive
Haltung gegenüber der be-
stehenden Ordnung hinzu-
kommen; sie muss planvoll
das Funktionieren dieser
Ordnung beeinträchtigen,
im weiteren Verlauf diese
Ordnung selbst beseitigen
wollen“, urteilten die Ver-
fassungsrichter beim KPD-
Verbot. 

»Planmäßige Hetze« Ver-
lautbarungen der KPD ließen „nur eine
Deutung zu: Sie sind Ausdruck einer plan-
mäßigen Hetze, die auf die Herabsetzung
und Verächtlichmachung der Verfassungs-
ordnung der Bundesrepublik abzielt“, hieß
es im Urteil. Die kommunistische Partei tre-
te für die „Errichtung einer Diktatur des Pro-
letariats“ ein. 

Die SRP wiederum lehnte sich offen an die
NSDAP an. Das Verfassungsgericht befand,
die SRP missachte als politische Partei „die
wesentlichen Menschenrechte“ wie etwa die
Menschenwürde und sei „in ihrem Pro-
gramm, ihrer Vorstellungswelt und ihrem
Gesamtstil der früheren NSDAP wesensver-
wandt“.

Maßstäbe weiterentwickeln In diesem
Sinne könnte das Verfassungsgericht auch
bei einem NPD-Verbotsverfahren seine
Maßstäbe weiterentwickeln. Denn „das Bild
einer staatsgefährdenden
Umsturzpartei passt heute
nicht mehr“, gab der Frank-
furter Staatsrechtler Günter
Frankenberg im November
2012 vor der Justizpresse-
konferenz Karlsruhe zu Be-
denken. Frankenberg vertrat
den Bundestag im ersten
NPD-Verbotsverfahren. 
Bei einem neuen NPD-Ver-
botsverfahren wäre aber
auch klar, dass für ein Partei-
verbot einzelne Taten oder
Reden von Mitgliedern nicht ausreichen.
Der Partei selbst müsste ein gezieltes, ge-
meinsames Agieren mit rechtsextremisti-
schen Gewalttätern nachgewiesen werden.
Es müsste belegt werden, dass die NPD als
offen rassistische Partei Menschenrechte
systematisch missachtet, Andersdenkende
drangsaliert und antisemitisch agiert. Loka-

le ausländerfeindliche Aktionen wie die Er-
richtung „national befreiter Zonen“ oder
Gewaltakte von rechtsradikalen „Freien Ka-
meradschaften“ müssten letztlich der NPD
zugerechnet werden können. Und zwar so,
dass im vorgelegten Material keine durch V-
Leute „vergifteten“ Beweise im Spiel sind –
wie im gescheiterten ersten NPD-Verbots-
verfahren von 2003. Damals rügte das Ge-
richt in seinem Beschluss zur Verfahrensein-
stellung, die staatlichen Stellen müssten
rechtzeitig vor Eingang eines Verbotsantrags
„ihre Quellen in den Vorständen einer po-

litischen Partei ,abgeschal-
tet’ haben“. 
Nach dem Eingang eines
Verbotsantrags wäre das
weitere Verfahren in zwei
Phasen gegliedert. Im Vor-
verfahren gäbe das Bundes-
verfassungsgericht dem Vor-
stand der NPD Gelegenheit,
sich zu den Vorwürfen in-
nerhalb einer von den Rich-
tern gesetzten Frist zu äu-
ßern. Hier wäre vermutlich
mit mehreren Monaten zu

rechnen. Dann beschließt das Gericht, „ob
der Antrag als unzulässig oder als nicht hin-
reichend begründet zurückzuweisen oder
ob die Verhandlung durchzuführen ist“ (Pa-
ragraph 45 BVerfGG). Dies wäre dann das
Hauptverfahren. 
Über ein Parteiverbot würde dann der Zwei-
te Senat unter Vorsitz von Gerichtspräsident

Andreas Voßkuhle entscheiden. Bis das Ur-
teil vorliegt, könnten allerdings mehrere
Jahre vergehen. Das Verfahren zum Verbot
der KPD zog sich fast fünf Jahre lang hin.
Denn in einem Parteiverbotsverfahren geht
es nicht nur um Rechtsfragen. Das Verfas-
sungsgericht ist hier auch „Tatsachenin-
stanz“ und hat bei der Beweisaufnahme
ähnliche Befugnisse wie ein Richter im
Strafprozess.

Acht Richter Bei einem neuen NPD-Ver-
botsverfahren wäre nicht einer der sieben
Richter von 2003 mehr dabei. Winfried
Hassemer, Siegfried Broß, Lerke Osterloh,
Bertold Sommer, Hans-Joachim Jentsch,
Udo di Fabio und Rudolf Mellinghoff – sie
alle sind inzwischen nicht mehr als Bundes-
verfassungsrichter tätig. Zuständig wären
jetzt neben Voßkuhle die sieben Richter Pe-
ter Huber, Gertrude Lübbe-Wolff, Michael
Gerhardt, Herbert Landau, Monika Her-
manns, Sibylle Kessal-Wulf sowie Peter Mül-
ler, der frühere Ministerpräsident des Saar-
landes.
Bei allem politischen Druck von außen ist
klar: Auch die heutigen Hüter des Grundge-
setzes in Karlsruhe – denen die NPD wohl
so widerwärtig sein dürfte wie allen Demo-
kraten – werden sich die juristische Ent-
scheidung über ein Parteiverbot nicht leicht
machen. Norbert Demuth ❚

Der Autor arbeitet als rechtspolitischer 
Korrespondent in Karlsruhe.

Über ein Verbot der NPD kann in Deutschland nur das Bundesverfassungsgericht (links) entscheiden. Nach einem Verbot könnte die Partei noch den Europäischen Menschenrechtsgerichtshof (rechts) in Straßburg anrufen.

Der 
Rechtsstaat

darf zum
Parteiverbot

nur als 
äußerstem

Mittel greifen.

Für ein Verbot
reichen 

einzelne Taten
oder Reden 

von
Mitgliedern
nicht aus.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
AN

P 
XT

RA
,p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a

Rettungsschuss des Rechtsstaats
VERFASSUNGSGERICHT Karlsruhe stellt hohe Anforderungen an ein Parteiverbot. Bislang traf es nur KPD und SRP 

Manche richten schon mal den Blick nach
Straßburg und lassen warnende Stimmen er-
klingen. Der ehemalige Verfassungsrichter
Hans-Joachim Jentsch etwa hält es für wahr-
scheinlich, dass der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte (EGMR) ein Verbot der
NPD kippen würde, sofern es vom Bundes-
verfassungsgericht beschlossen werden sollte.
Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) erwartet eine „sehr
kritische zweite Prüfung“ durch die 47 Rich-
ter des Europarats. Auch Hessens Justizminis-
ter Jörg-Uwe Hahn (FDP) zweifelt, ob ein
NPD-Verbot vor dem Straßburger Gerichts-
hof Bestand hätte. Doch solche mahnenden
Wortmeldungen sind eher selten, der heftige
Streit um das Für und Wider eines Verbots der
als rechtsextrem eingestuften Partei ist weit-
hin innenpolitisch geprägt. Der Bundesrat
will vor dem Verfassungsgericht ein NPD-Ver-
bot durchsetzen, Bundestag und  Bundesre-
gierung haben sich gegen einen Gang nach
Karlsruhe entschieden. 

Höchste Instanz Im Fall ihres von den Ver-
fassungsrichtern dekretierten Verbots will die
NPD nach Straßburg ziehen. Und angesichts
der bisherigen Rechtsprechung des EGMR ist
es keineswegs sicher, dass die Partei vor der
höchsten juristischen Instanz auf dem Konti-
nent den Kürzeren ziehen würde: Die Men-
schenrechtscharta, die der Gerichtshof in sei-
nen Entscheidungen auslegt, und dessen bis-

lang gefällten Urteile bauen hohe Hürden vor
einem NPD-Verbot auf.
Anders als das Grundgesetz äußert sich die
Menschenrechtskonvention überhaupt nicht
zu Parteien. Zurückgegriffen wird deshalb auf
Artikel 11 der Charta, der die Vereinigungs-
und Versammlungsfreiheit garantiert: Dieses
Recht darf nur eingeschränkt
werden, wenn es „notwen-
dig“  ist. Nach den bisherigen
Straßburger Urteilen bedeu-
tet diese Passage, dass die
„Verhältnismäßigkeit“ zu
wahren ist, dass eine Partei,
über deren Schicksal befun-
den werden soll, eine ernst-
hafte Bedrohung für den
Staat darstellt und ein Verbot
ein „dringendes gesellschaft-
liches Bedürfnis“ sein muss.
Dean Spielmann, der luxem-
burgische EGMR-Präsident, nennt das Prin-
zip der Verhältnismäßigkeit „entscheidend“:
Die Bekämpfung einer von einer extremisti-
schen Partei ausgehenden Gefahr müsse in ei-
nem angemessenen Verhältnis zum „gravie-
renden Eingriff in deren politische Freiheits-
rechte stehen“.
Gebilligt hat Straßburg ein repressives Vorge-
hen 2003 im Fall einer türkischen islamisti-
schen Partei, die von Ankara verboten worden
war: Diese Organisation hatte aus Sicht des
Gerichtshofs eine „Chance zur Machtergrei-

fung“ und hätte dann demokratische Prinzi-
pien abschaffen können. Annulliert hat die
Instanz des Europarats indes das Verbot einer
türkischen kommunistischen Partei – sie war
weit entfernt von einer Machtübernahme, zu-
dem hatte Ankara deren Demokratiefeind-
lichkeit unzureichend begründet.

Ist nun ein Verbot der NPD
„notwendig“? Ende der
1960er Jahre zählte die Partei
28.000 Mitglieder und war
mit mehr als 60 Abgeordne-
ten in sieben von zehn west-
deutschen Landtagen vertre-
ten – ohne dass die demokra-
tische Ordnung bedroht war.
Heute hat die finanziell
klamme NPD 5.400 Mitglie-
der, in zwei von 16 Landes-
parlamenten sitzen zusam-
men 13 ihrer Vertreter. Kein

Wunder, dass Warnungen laut werden, der
Nachweis einer „ernsthaften Gefahr für den
Staat“ könnte vor den Straßburger Richtern
schwer fallen. 
Die Befürworter eines Verbots forcieren ihren
Vorstoß seit dem Auffliegen des sogenannten
„Nationalsozialistischen Untergrunds“
(NSU), dem die Ermordung von neun Klein-
unternehmern mit ausländischen Wurzeln
und einer deutschen Polizistin angelastet
wird. Mit Ralf Wohlleben ist ein ehemaliger
NPD-Funktionär angeklagt, den NSU unter-

stützt zu haben. Nach einem Urteil des Men-
schenrechtsgerichtshofs von 2009 können
Parteien verboten werden, wenn sie Verbin-
dungen zu Terroristen haben. Wegen der Kon-
takte zur ETA billigten die Richter damals das
Verbot der Basken-Partei Batasuna, die sich
als „Instrument der terroristischen Strategie
der ETA“ verstehe – weshalb „objektiv eine
Gefahr für die Demokratie“ existiere. Im Fall
der NPD sieht dies freilich anders aus: Selbst
nach Einschätzung der Bundesanwaltschaft
ist eine Verflechtung mit dem NSU nicht aus-
zumachen. 

Heikle Frage Bei Parteiverboten spielt für
den EGMR auch die konkrete Lage im jewei-
ligen Land eine Rolle. Ist daraus abzuleiten,
dass angesichts der NS-Diktatur die Schwel-
le für ein Verbot rechtsextremer Parteien in
Deutschland niedriger als in anderen Staa-
ten liegen kann? Eine solche Betrachtung
wirft die heikle Frage auf, ob zur Wahrung
der in der Menschenrechtscharta veranker-
ten Standards in den 47 Europaratsnatio-
nen unterschiedliche Maßstäbe gelten dür-
fen. Karl-Otto Sattler ❚

Das Orakel von Straßburg
EUROPA Auch die Rechtsprechung des Menschenrechtsgerichtshofs errichtet vor einem Verbot der NPD beträchtliche Hürden 
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E
s kommt selten vor, aber
manchmal wird die Polizei
vom Untersuchungsausschuss,
der Fehlgriffe und Pannen bei
den Ermittlungen zu der dem
„Nationalsozialistischen Un-

tergrund“ (NSU) angelasteten Mordserie
durchleuchten soll, entlastet. Beim Nagel-
bombenanschlag in der Kölner Keupstraße
vom Juni 2004 mit 22 Verletzten, der eben-
falls dem NSU zugerechnet wird, waren
zwei Polizisten schon wenige Minuten nach
der Detonation am Tatort. Deshalb keimte
der Verdacht, sie könnten vorab einen Hin-
weis auf dieses Attentat erhalten haben.
Doch für die Abgeordneten stand vergange-
ne Woche nach der Befragung der zwei Be-
amten fest, dass sie sich im Rahmen eines
Routine-Streifeneinsatzes im Stadtteil Mül-
heim zufällig in der Nähe der Keupstraße
aufhielten. „Alle Spekulationen sind hinfäl-
lig“, konstatierte SPD-Obfrau Eva Högl. 

Nicht sofort befragt Ansonsten aber ließ
das Gremium nicht viele gute Haare am Ver-
halten der Polizei nach dem Kölner An-
schlag wie auch bei der Spitzelaffäre des Ber-
liner Landeskriminalamts (LKA). Die Parla-
mentarier legten offen, dass vielverspre-
chende Spuren versandet sind, die in die
Nähe des 1998 untergetauchten und später
zum NSU mutierten Jenaer Trios hätten füh-
ren können. In Berlin leitete das LKA Hin-
weise eines V-Mannes zum Aufenthaltsort
der Zelle nicht an die Thüringer Polizei wei-
ter. In Köln wurden die Streifenpolizisten
nicht nach ihren Eindrücken am Tatort be-
fragt, zudem wurden die Möglichkeiten zur
Tätersuche in der Sprengstoffdatei des Bun-
deskriminalamts (BKA) nicht umfassend
genutzt. „Fast schon skandalös“, urteilte
Unions-Obmann Clemens Binninger
(CDU), der Ausschussvorsitzende Sebastian
Edathy (SPD) kritisierte „massive Fehler“. 
Peter B. und Stefan V. waren die ersten Be-
amten am Mülheimer Tatort. In der benach-
barten Schanzenstraße, wo sie ihren Strei-
fendienst versahen, dürften ihnen die mut-
maßlichen Täter Uwe Böhnhardt und Uwe

Mundlos begegnet sein. Ein Videobild zeigt
wahrscheinlich einen der beiden, wie er auf
dem Rad davonfährt. Nach Überzeugung
der Parlamentarier hätten B. und V. Hinwei-
se für die Ermittlungen beisteuern können
– aber sie wurden erst jüngst im März be-
fragt, nachdem sie vom Ausschuss als Zeu-
gen geladen wurden. Der konsternierten
Runde erzählte V., dass er die Videoaufnah-
me jetzt zum ersten Mal sehe. Die „bittere“
Erkenntnis, dass die Streifenpolizisten 2004
nicht sofort  vernommen wurden, markiert
für Binninger einen „Tiefpunkt“ bei der Auf-
klärungsarbeit des Gremiums. 

»Systemfehler auf der Spur« Nicht min-
der Erstaunen löste der Umgang mit der
Sprengstoffdatei aus. Laut Dirk Spliethoff
vom Düsseldorfer LKA ließ man seinerzeit
in der BKA-Datei einen Abgleich mit den bei
anderen Anschlägen verwandten Bomben-
materialien vornehmen. Die LKA-Spreng-
stoffexperten seien nur für die Analyse von
Bombenmaterial zuständig. Perplex schau-
ten manche Abgeordnete, als Spliethoff ein-
räumte, erst jetzt seit seiner Befragung im
Bundestag zu wissen, dass man in der BKA-
Datei auch mit Schlagwörtern wie „männ-
lich“, „Koffer“ oder „rechtsradikal“ auf Tä-
tersuche gehen könne. Auf letzteren Begriff
hätte man aus Sicht Binningers kommen
können, weil alle Verletzten Ausländer ge-
wesen seien. Auf diese Weise wäre man in
der Datei vermutlich auf das Jenaer Trio ge-
stoßen: 1998 war in einer von Böhnhardt,
Mundlos und Beate Zschäpe gemieteten Ga-
rage Bombenstoff gefunden worden.
Linke-Obfrau Petra Pau sagte: „Wir sind ei-
nem Systemfehler auf der Spur“. Högl resü-
mierte: „Man hätte mehr erfahren können.“
Armin Schuster (CDU) wollte Spliethoffs
Team mit seinem begrenzten Auftrag keinen
Vorwurf machen, kritisierte aber die Kölner
Ermittler, weil sie nicht auf naheliegende
Suchbegriffe verfallen seien. Für Serkan Tö-
ren (FDP) ist es ein „klarer Fehler“, dass
über die BKA-Datei keine Recherchen im
Ausland möglich seien. Hans-Christian
Ströbele (Grüne) warf ein, das Bundesamt

für Verfassungsschutz habe nach dem Köl-
ner Attentat einen Sprengstoffvergleich mit
einem ähnlichen Anschlag in England vor-
genommen. Auch davon hörte Spliethoff
zum ersten Mal. 

Nicht gründlich geprüft „Abenteuerliche
Geschichte“, „Inkompetenz“: So kommen-
tierten die Parlamentarier die Rolle des Ber-
liner LKA in der NSU-Affäre. 2002 lieferte
der Spitzel Thomas S. eine brisante Infor-
mation: Jan W., eine zentrale Figur der
rechtsextremen Musikszene in Sachsen, un-
terhalte Kontakt zu drei abgetauchten und
per Haftbefehl gesuchten Thüringern. Der
V-Mann „VP 562“ nannte keine Namen,
doch war das Jenaer Trio gemeint. 
„Das ist im großen Loch des LKA versan-
det“, monierte Binninger. Auch das für die
Fahndung nach Böhnhardt, Mundlos und
Zschäpe zuständiger Erfurter Landeskrimi-
nalamt kritisiert, über den Hinweis auf Jan
W. nicht unterrichtet worden zu sein. Peter-
Michael Haeberer, Ex-Chef des Berliner
LKA, räumte vor dem Ausschuss ein, dass in
den Akten nichts über eine Übermittlung
der Informationen von „VP 562“ zu finden
sei. Indes wollte der Zeuge nicht ausschlie-
ßen, dass diese vielleicht mündlich weiter-
gegeben worden seien. Er gab auch zu, die
Angaben von S. seien im LKA nicht gründ-
lich geprüft worden. Letztlich sei all dies je-
doch nicht von wesentlicher Bedeutung, da
Jan W. von Thüringen ohnehin „sehr um-
fangreich“ überwacht worden sei. Grünen-
Obmann Wolfgang Wieland sieht das an-
ders: „Berlin blieb auf relevanten Informa-
tionen sitzen.“
Ex-LKA-Chef Haeberer will mit der im Jahr
2000 entgegen rechtlicher Bedenken des
Dresdner LKA erfolgten Anwerbung des
Sachsen S. direkt nichts zu tun gehabt ha-
ben, davon habe er erst später im Zuge von
Dienstreiseabrechnungen erfahren. Gegen
S. wurde damals im Zuge eines Verfahrens
gegen die rechtsextreme Musikszene ermit-
telt - und deswegen hätte er nach Auffassung
der Abgeordneten gar kein Spitzel werden
dürfen. Karl-Otto Sattler ❚

NSU-AUSSCHUSS Harsche Kritik am Verhalten der Polizei nach
dem Kölner Bombenanschlag und bei der Berliner Spitzelaffäre 

Blockierte
Spurensuche

RECHT I Therapien, die das Ziel haben, die se-
xuelle Orientierung bei Minderjährigen zu ver-
ändern, sollen nach dem Willen der Grünen-
Fraktion mit einer Geldbuße geahndet werden.
Über einen entsprechenden Gesetzentwurf der
Fraktion (17/12849) debattierte der Bundestag
vergangenen Donnerstag und überwies die Vor-
lage anschließend in die zuständigen Ausschüs-
se zur weiteren Beratung.
Wie die Grünen in der Begründung des Ent-
wurfs schreiben, bieten in Deutschland einige
Organisationen Behandlungen Homosexueller
mit dem Ziel der Änderung der sexuellen Orien-
tierung an. Dies habe schädliche Effekte, die so-
gar wissenschaftlich nachgewiesen seien, heißt
es in der Vorlage. Volker Beck (Grüne) verwies
in der Debatte darauf, dass die Weltgesund-
heitsorganisation 1990 in ihre Richtlinien auf-
genommen habe, dass Homosexualität nicht als
Krankheit anzusehen sei. Deswegen, argumen-
tierte Beck, könne man auch nicht „von Homo-
sexualität ,kuriert’ oder ,geheilt’ werden“.

Die SPD-Parlamentarierin Sonja Steffen beton-
te, die Annahme, dass Homosexualität über-
haupt einer Therapie bedürfe, mute heutzutage
nicht nur äußerst merkwürdig und reaktionär
an. Diese Denkweise sei schlichtweg dumm,
respektlos und diskriminierend, kritisierte Stef-
fen.
Für die FDP-Fraktion unterstrich Jörg van Essen,
dass seine  Partei Homosexualität als „Teil der
menschlichen Natur“ betrachte. Entsprechen-
den Angeboten sei „mit Aufklärung und Hilfe
entgegenzutreten“. Einer Bußgeldbewehrung
bedürfe es aber nicht.
Ähnlich argumentierte Barbara Höll (Die Linke).
Ihre Fraktion sei skeptisch, ob der Grünen-Vor-
schlag der geeignete Weg sei. Zunächst sollte
geprüft werden, „ob nicht das geltende Recht
ausreichend Möglichkeiten bietet“.
Das sah Ansgar Heveling (CDU) ähnlich. Es stel-
le sich die Frage nach der Notwendigkeit eines
Eingreifens durch den Gesetzgeber. Denn es ge-
be bereits Möglichkeiten einzugreifen. ver ❚

Debatte um Therapie Homosexueller

RECHT II Die Rechte „des leiblichen, nicht
rechtlichen Vaters“ sollen gestärkt werden. Das
sieht ein Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/12163) vor, den der Bundestag am Don-
nerstag vergangener Woche in modifizierter
Fassung (17/13269) einstimmig angenommen
hat. Die Abgeordneten folgten damit einer
Empfehlung des Rechtsausschusses. In dessen
Sitzung einen Tag zuvor hatte die Abstimmung
über die Regierungsinitiative in der vom Aus-
schuss geänderten Fassung bereits das gleiche
Ergebnis gebracht.
Bisher stand dem leiblichen Vater, der mit der
Mutter des Kindes nicht verheiratet ist und auch
nicht die Vaterschaft anerkannt hat, ein Um-
gangsrecht nur zu, wenn er eine enge Bezugs-
person des Kindes ist, für das Kind tatsächlich
Verantwortung trägt oder getragen hat und der

Umgang dem Kindeswohl gilt. Der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte hatte darin ei-
nen Verstoß gegen die Europäische Menschen-
rechtskonvention erkannt.
Nun kann dem leiblichen Vater, dessen Kind mit
den rechtlichen Eltern in einer Familie lebt und
der zu seinem Kind keine enge persönliche Be-
ziehung aufbauen konnte, unter bestimmten
Voraussetzungen ein Umgangs- und Auskunfts-
recht eingeräumt werden. Hat der leibliche Va-
ter ein „ernsthaftes“ Interesse an dem Kind ge-
zeigt, erhält er künftig ein Recht auf Umgang
mit dem Kind, wenn dies dem Kindeswohl
dient. Auch wird ihm in Zukunft bei berechtig-
tem Interesse“ ein Recht auf Auskunft über die
persönlichen Verhältnisse des Kindes einge-
räumt, wenn es dem Kindeswohl nicht wider-
spricht. ver ❚

Mehr Rechte für leibliche Väter

INNERES Der Bundestag hat am Freitag einen
Antrag der Grünen mit der Forderung nach ei-
ner Aufhebung des Asylbewerberleistungsge-
setzes und der Residenzpflicht für Asylbewerber
(17/11663) mit den Stimmen der Koalition ab-
gelehnt. Die Grünen hatten zur Begründung auf
ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts ver-
wiesen, in dem die gekürzten Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz für grundge-
setzwidrig erklärt worden seien.
Die Bundesregierung sei bei der Umsetzung des
Mitte 2012 ergangenen Urteils in Verzug, sag-
te der Grünen-Abgeordnete Hans-Christian
Ströbele in der Debatte. Er kritisierte zugleich
die Bedingungen in der Abschiebehaft und for-
derte sowohl Rechtsberatung als auch eine aus-
reichende medizinische Versorgung.
Michael Frieser (CSU) betonte, dass die Bundes-
regierung derzeit an einer Anpassung der Leis-

tungshöhe arbeite, wie es das Gericht gefordert
habe. „Ihre Mahnungen werden nicht benö-
tigt“, sagte er in Richtung der Grünen. Mit Blick
auf die Abschiebehaft verwies Frieser darauf,
dass dies lediglich die „ultima ratio“ sei. Hart-
frid Wolff (FDP) warf der Opposition vor, gar kei-
ne Zuwanderungssteuerung zu wollen. „Sie
sind offenbar für ein uneingeschränktes Bleibe-
recht für alle“, sagte er.
Aus Sicht von Daniela Kolbe (SPD) gibt das Ur-
teil Anlass, „das Asylrecht umfassend zu refor-
mieren“. Seine Regelungen seien ohnehin an-
gesichts des Paradigmenwechsels in der Migra-
tionspolitik, der sich auch durch die von der 
Koalition initiierte Blue-Card zeige, anachronis-
tisch. Ulla Jelpke (Linke) kritisierte, die Bundes-
regierung versuche, durch menschenunwürdige
Bedingungen Menschen von einer Flucht nach
Deutschland abzuhalten. hau ❚

Asylbewerberleistungsgesetz bleibt  

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Die mögliche Beschaffung von sogenann-
ten Kampfdrohnen für die Bundeswehr
bleibt weiterhin höchst umstritten. Wäh-
rend die Oppositionsfraktionen Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen dies am ver-
gangenen Donnerstag im Bundestag kate-
gorisch ablehnten, ließen sich die Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und FDP, aber
auch die SPD-Fraktion die Möglichkeit
prinzipiell offen. Einem Einsatz von unbe-
mannten und bewaffneten Flugsystemen
zur gezielten Tötung, wie dies beispielswei-
se von den US-Streitkräften im Anti-Terror-
Kampf praktiziert wird, erteilten Vertreter
aller Fraktionen eine klare Absage. 
Der außenpolitische Sprecher der Linksfrak-
tion, Jan van Aken, und die abrüstungspo-
litische Sprecherin der Grünen, Agnes Brug-
ger, argumentierten, die Verfügbarkeit von
Kampfdrohnen senke die Hemmschwelle
für militärische Einsätze. „Wer Maschinen
für sich kämpfen lässt, entscheidet schnel-
ler, andere Menschen zu töten. Wer Maschi-

nen für sich kämpfen lässt, entscheidet
schneller, Gewalt anzuwenden: weil er das
aus sicherer Entfernung tun kann“, kritisier-
te van Aken. Die Anträge der Linksfraktion
(17/12437) und der Grünen (17/9414,
17/13235), in denen sie sich für eine inter-
nationale Ächtung der Waffensysteme aus-
sprechen, scheiterten jedoch an der Stim-
menmehrheit der Koalitionsfraktionen.
Kritisch, wenn auch nicht kategorisch ab-
lehnend bewertete die SPD-Fraktion die An-
schaffung von Kampfdrohnen für die Bun-
deswehr. Derzeit gebe es keinen Anlass für
eine solche Anschaffung, argumentierte der
SPD-Verteidigungspolitiker Klaus-Peter Bar-
tels. Es existiere auch kein Zeitdruck in die-
ser Frage, da weder die Nato noch die Bun-
deswehr unter einer „Fähigkeitslücke“ lit-
ten. Vor einer Anschaffung müssten aber in
jedem Fall die ethischen und völkerrechtli-
chen Fragen des Einsatzes solcher Waffen-
systeme geklärt werden. Der entsprechende
Antrag der SPD (17/13192) fand jedoch kei-

ne Mehrheit.
Der CSU-Verteidigungspo-
litiker Florian Hahn hinge-
gen wies auf die Vorteile
von Kampfdrohnen hin:
„Sie schützen unsere Solda-
ten im Einsatz, sie senken
das Risiko für unsere Pilo-
ten und sie ermöglichen in
vielen Situationen einen
schnelleren, flexibleren
und präziseren Einsatz.“
Elke Hoff, verteidigungspo-
litische Sprecherin der
FDP-Fraktion, schloss die
Beschaffung von Kampf-
drohnen zwar nicht aus. Al-
lerdings müsse dafür eine
„saubere sicherheitspoliti-
sche Begründung“ gegeben
werden. aw ❚

Keine gezielte Tötungen

Juni 2004: Nach dem Anschlag in Köln wird einer der Verletzten erstversorgt. Auch dieses Attentat wird dem NSU zugerechnet.
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VERTEIDIGUNG Bundestag debattiert über Kampfdrohnen

US-Kampfdrohne vom Typ Predator im Flug
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Grünen-Vorstoß 
zu Reisen in Europa
Die Bundesregierung soll nach dem Willen
der Grünen-Fraktion bei Verhandlungen
über drei Verordnungsvorschläge der EU-
Kommission im Rat eine Ablehnung der Er-
richtung eines „Elektronischen Einreise-/
Ausreisesystems“ (EES) und eines „Regis-
trierprogramms für Reisende“ (RPT) sowie
einer Anpassung des Schengener Grenzko-
dexes an EES und RTP durchsetzen. Dies
geht aus einem Antrag der Fraktion
(17/13236) hervor, der am Donnerstag erst-
mals auf der Tagesordnung des Bundestags-
plenums stand. Darin verweist die Fraktion
darauf, dass die Kommission das „smart
borders“-Paket vorgelegt habe, das Verord-
nungsvorschläge für ein EES zur Erfassung
der Ein- und Ausreisedaten Drittstaatsange-
höriger an den Außengrenzen der EU-Staa-
ten sowie zum RTP und zur Anpassung des
Grenzkodex enthalte. Die Umsetzung der
Vorschläge würde dem Antrag zufolge „ex-
trem hohe Kosten verursachen“. Zudem wi-
dersprächen „die vorgelegten Legislativvor-
schläge deutschen und europäischen
Grundrechten“. sto ❚

Jahrestag des Kriegsendes
wird kein Gedenktag
Die Fraktion Die Linke ist mit der Forderung
gescheitert, den Jahrestag des Endes des
Zweiten Weltkrieges am 8. Mai 1945 als Tag
der Befreiung zum gesetzlicher Gedenktag
zu machen. Einen entsprechenden Antrag
der Linksfraktion (17/585) lehnte der Bun-
destag vergangene Woche mit den Stimmen
der übrigen Fraktionen ab. Die Linke hatte in
der Vorlage unter anderem argumentiert,
der 8. Mai 1945 sei für Millionen Menschen
ein Tag der Hoffnung und der Zuversicht ge-
wesen. sto ❚

Handelsgesetzbuch 
soll geändert werden
Die Koalitionsfraktionen haben den Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Handels-
gesetzbuchs (17/13221) in den Bundestag
eingebracht. Dieser stand vergangene Wo-
che in erster Lesung auf der Plenaragenda
und wurde im Anschluss zur weiteren Bera-
tung an die in der Tagesordnung aufgeführ-
ten Ausschüsse überwiesen. Ziel der Regie-
rungsinitiative ist, „die Regelungen des
EHUG-Ordnungsgeldverfahrens behutsam
zu modernisieren, um einerseits das auf-
grund zwingender europäischer Vorgaben
notwendige effektive Verfahren weiterhin
zu gewährleisten und andererseits in Einzel-
fällen Härten zu mildern“. ver ❚

KURZ NOTIERT

Streit um Regeln
gegen Bestechung   
BUNDESTAG Eine gesetzliche Regelung zur
Bekämpfung der Abgeordnetenbestechung
lässt weiter auf sich warten. Ein dazu von
der SPD-Fraktion vorgelegter Entwurf
(17/8613) ist vergangene Woche im Rechts-
auschuss erneut vertagt worden. In einer da-
raufhin von den Sozialdemokraten verlang-
ten Plenardebatte warf die Opposition der
Koalition  am Freitag  vor, keinen Beitrag zur
Lösung des Problems zu leisten. Union und
FDP verwiesen auf verfassungsrechtliche Be-
denken gegenüber der Vorlage. Zudem exis-
tierten im Strafgesetzbuch schon Regelun-
gen, die weitreichende Anknüpfungspunkte
böten, wie Ansgar Heveling (CDU) sagte. 
Es gebe gute Gründe dafür, dass noch kein
Ergebnis vorliegt, befand Jörg van Essen
(FDP). Der Bundestag dürfe nicht Regelun-
gen verabschieden, die gegen das Grundge-
setz verstoßen, machte er deutlich. Kritik
äußerte er auch an einem von Siegfried Kau-
der (CDU), dem Vorsitzenden des Rechts-
ausschusses, gemeinsam mit Vertretern der
Opposition vorbereiteten Gesetzentwurf.
Dieser sei nicht geeignet, die UN-Konventi-
on gegen Korruption umzusetzen. Kauder
selber forderte jeden einzelnen Abgeordne-
ten dazu auf, an der Lösung des Problems
mitzuarbeiten. Es gehe dabei weniger um
die UN-Konvention als vielmehr darum,
der Bevölkerung aufzuzeigen, „dass wir uns
nicht Extra-Rechte herausnehmen, die wir
gar nicht brauchen“. 
Derzeit sei lediglich der Stimmenkauf straf-
bar, was nicht ausreiche, um die aus dem
Jahr 2003 stammende UN-Konvention um-
zusetzen, sagte Christine Lambrecht (SPD).
Immer nur Nein sagen und nichts tun, rei-
che nicht, urteilte Raju Sharma (Die Linke).
„Wollen Sie nicht? Oder können Sie nicht“,
fragte er in Richtung Koalition. Die Koaliti-
on wolle das Thema aussitzen in der Hoff-
nung, es gerate in Vergessenheit, vermutete
Wolfgang Wieland (Grüne). „Das wird aber
nicht passieren“, stellte er klar. hau ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Contergangeschädigte Kinder spielen im Jahr 1968 im Garten eines Kölner Kindergartens.
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SPD: Kinderrechte im
Grundgesetz verankern
Die SPD-Fraktion fordert die Aufnahme von
Kinderrechten in das Grundgesetz. Den ent-
sprechenden Gesetzentwurf (17/13223)
überwies der Bundestag am vergangenen
Donnerstag in die Ausschüsse. Nach dem
Willen der Sozialdemokraten soll in Artikel 6
des Grundgesetzes der folgende Passus ei-
gegeführt werden: „Jedes Kind hat ein
Recht auf Entwicklung und Entfaltung sei-
ner Persönlichkeit, auf gewaltfreie Erzie-
hung und den besonderen Schutz vor ge-
walt,Vernachlässigung und Ausbeutung. Je-
des Kind hat das Recht auf Beteiligung in al-
len Angelegenheiten, die es betreffen. Seine
Meinung ist entsprechnd seinem Alter und
seiner Entwicklung in angemessener Weise
zu berücksichtigen. Die staatliche Gemein-
schaft achtet, schützt und fördert die Rech-
te des Kindes und Trägt Sorge für kindge-
rechte Lebensbedingungen.“ Zudem sollen
nichtehelichen Kindern die gleichen Bedin-
gungen wie ehelichen Kindern verschafft
werden. aw ❚

Grüne wollen Versorgung von
Opiatabhängigen verbessern
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert
eine Reform der Betäubungsmittel-Ver-
schreibungsverordnung. Dies geht aus ih-
rem Antrag (17/13230) hervor, den der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag in die
Ausschüsse überwies. Damit sollen Versor-
gungsqualität und Therapiefreiheit in der
Substitutionsbehandlung – also der Versor-
gung Drogenabhängiger mit Drogenersatz-
stoffen – gestärkt werden. Die Fraktion for-
dert daher die Bundesregierung auf, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, nach dem die
Vorgaben der Verordnung künftig durch ei-
ne „dem aktuellen Stand der medizinischen
und pharmazeutischen Wissenschaft“ ent-
sprechende Behandlungsrichtlinie geregelt
werden. suk ❚

EU-Qualifikationsrichtlinie
soll umgesetzt werden
Die sogenannten EU-Qualifikationsrichtlinie
soll in das nationale Recht umgesetzt wer-
den. Dies sieht ein Gesetzentwurf der Bun-
desregierung vor (17/13063), den der Bun-
destag am vergangenen Donnerstag in die
Ausschüsse überwies. Der Entwurf enthält
vor allem Anpassungen, die das Asylverfah-
rensgesetz und das Aufenthaltsgesetz be-
treffen und bei denen es sich „insbesonde-
re um klarstellende Regelungen und redak-
tionelle Änderungen“ handelt. sto ❚

Linke fordert Moratorium 
für Hartz IV-Sanktionen
Die Fraktion Die Linke fordert in einem An-
trag (17/13130) ein Moratoriun für Hartz IV-
Sanktionen. Nach Meinung der Fraktion soll
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf
vorlegen, „der als ersten Schritt zur Ab-
schaffung des Hartz IV-Sanktionssystems
ein Moratorium für die Sanktionen im Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch in Kraft setzt“.
Der Antrag wurde vergangene Woche in ers-
ter Lesung im Bundestagsplenum beraten
und anschließend zur weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen. ver ❚

Wiedereingliederung von
Gefangenen fördern 
Die Fraktion Die Linke hat einen Antrag zur
Förderung der Wiedereingliederung von Ge-
fangenen in die Renten-, Kranken- und Pfle-
geversicherung (17/13103) vorgelegt. Darin
forder sie die Regierung unter anderem da-
zu auf, Strafgefangene und Sicherungsver-
wahrte in die gesetzlichen Kassen einzube-
ziehen. Der Antrag wurde vergangene Wo-
che in erster Lesung im Parlament beraten
und zur weiteren Beratung in die zuständi-
gen Ausschüsse überwiesen.

Linke: Mehr Kompetenzen 
für Jobcenter-Beiräte
Die Kompetenzen der Beiräte in den Jobcen-
tern sollen erweitert und deren Zusammen-
setzung neu geregelt werden. Das fordert
die Fraktion Die Linke in einem Antrag
(17/7844), der am vergangenen Donnerstag
in erster Lesung im Plenum beraten wurde.
Die Fraktion bemängelt, dass die Befugnis-
se der Beiräte auf eine ausschließlich bera-
tende Funktion begrenzt sind und dass Ar-
beitslosengeld-II-Bezieher nicht direkt in
den Beirat gewählt werden können. Beiräte
sollten künftig die Trägerversammlung und
die Geschäftsführung der Jobcenter in allen
grundsätzlichen Fragen im Zusammenhang
mit Leistungen des Zweiten Sozialgesetzbu-
ches (SGB II) beraten. ver ❚

KURZ NOTIERT

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz
und die Informationsfreiheit, Peter Schaar,
beklagt eine fehlende Modernisierung des
Datenschutzrechts in Deutschland. Dies
geht aus seinem als Unterrichtung
(17/13000) vorgelegten Tätigkeitsbericht
2011 und 2012 hervor, den er in der vergan-
genen Woche an Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) übergab. Der Bericht
zeige, das die bedeutung datenschutzrecht-
licher Fragen in nahezu allen Bereichen des
Lebens zunehme, sagte Schaar.
Wie er in seinem Bericht schreibt, war die
Berichtsperiode von der Diskussion über
die Fortentwicklung des Datenschutzes ge-
prägt. Die wichtigsten Impulse dafür habe
die Europäische Kommission mit ihren Ge-
setzesvorschlägen für einen „europaweiten
und modernen Datenschutz“ gesetzt. Indes
sei die „überfällige Modernisierung des Da-
tenschutzrechts in der deutschen Politik –
entgegen wiederholter Ankündigungen der
Bundesregierung – nicht angegangen“ wor-
den. Bedauerlich sei insbesondere, dass
auch die Bemühungen um einen verbesser-
ten Beschäftigtendatenschutz nicht voran-
gekommen seien. 

Personendaten im Internet Die Bemü-
hungen einzelner Datenschutzaufsichtsbe-
hörden, global agierende Internetkonzerne

zur Einhaltung der Datenschutzbestim-
mungen zu verpflichten, stoßen dem Bun-
desbeauftragten zufolge „schnell an Gren-
zen“. Dieses „nationale Vakuum“ könne nur
von europäischer Ebene gefüllt werden. 
Auch wenn die von der EU-Kommission
vorgelegten Vorschläge „verbesserungs- und
diskussionsbedürftig“ seien, handele es sich
dabei um ein „sehr ambitioniertes und
wichtiges Vorhaben“, heißt es in dem Be-

richt weiter. Personenbezogene Daten
könnten angesichts der Globalisierung von
Datenströmen nur effektiv geschützt wer-
den, wenn die Rechtsvorschriften mindes-
tens europaweit harmonisiert, die grenz-
überschreitende Koordinierung der Daten-
schutzaufsicht verbessert und wirksamere
Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen ge-
währleistet werden.

Grundrecht Schaar verweist zugleich da-
rauf, dass der Datenschutz seit Inkrafttreten
des EU-Vertrags von Lissabon ein europäi-
sches Grundrecht sei. Deshalb sei es auch
konsequent, dass das EU-Datenschutz-Pa-
ket nicht nur die Wirtschaft, sondern auch
den öffentlichen Sektor umfasse. Neben ei-
ner Datenschutz-„Grundverordnung“ solle
der Datenschutz bei Polizei- und Justizbe-
hörden durch eine eigene Richtlinie garan-
tiert werden. Bei deren Umsetzung in deut-
sches Recht müssten die „vom Bundesver-
fassungsgericht formulierten Anforderun-
gen weiterhin gewährleistet bleiben“.
Schaars Angaben zufolge haben sich in den
Jahren 2011 und 2012 mehr als 9.700 Bür-
ger an den Bundesbeauftragten gewandt.
Dessen 85 Mitarbeiter haben laut Schaar
106 Kontrollen bei öffentlichen Stellen des
Bundes vorgenommen, wobei 15 Beanstan-
dungen ausgesprochen wurden. sto ❚

»Überfällige Modernisierung« 
DATENSCHUTZ Peter Schaar fordert europaweite Harmonisierung und Sanktionen

Datenschutzbeauftragter Peter Schaar

I
ch bin wirklich zuversichtlich, dass
diese Neuregelungen den Menschen
mit Conterganschäden helfen wer-
den, im Alltag sebstständiger und ei-
genbestimmter zu werden und den
Alltag besser zu bewältigen“, freute

sich die familienpolitische Sprecherin der
Unionsfraktion, Dorothee Bär (CSU), an-
lässlich der Novellierung des Conterganstif-
tungsgesetzes am vergangenen Donnerstag.
Rund 120 Millionen Euro jährlich wird der
Bund zur Verfügung stellen, um den Opfern
eines der größten Arzeimittelskandals in der
Geschichte der Bundesrepublik zu helfen.
Den Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/12678) verabschiedete der Bundestag
in einer durch den Familienausschuss ver-
änderten Fassung (17/13279) mit den Stim-
men aller Fraktionen. Aus den Reihen der
Fraktion die Linke wurde trotz Zustimmung
jedoch auch Kritik an der Gesetzesnovelle
geübt. Diese berücksichtige die Ergebnisse
der Studie des Gerontologischen Instituts
der Universität Heidelberg im Auftrag des
Bundestages nicht ausreichend, bemängelte
der behindertenpolitische Sprecher der
Linksfraktion, Ilja Seifert.

Spätfolgen Die Ergebnisse der Heidelber-
ger Studie seien in der Tat „erschreckend“,
räumte Nicole Bracht-Bendt (FDP) ein. „Die
Spätfolgen der Conterganopfer sind gravie-
render, als Mediziner vorausgesagt hatten.
Überbelaste Gelenke, schwere Beeinträchti-
gungen der Wirbelsäule und vor allem chro-
nische Schmerzzustände steigern den Hilfe-
und Unterstützungsbedarf erheblich“, sagte
die Familienpolitikerin. 85 Prozent der Op-

fer litten unter chronischen Schmerzen, die
Hälfte sei rund um die Uhr pflegebedürftig
und viele hätten Depressionen.
Die 120 Millionen Euro, die der Bund zu-
sätzlich zur Verfügung stellt, verteilen sich
auf zwei Töpfe. Rund 90 Millionen Euro flie-
ßen in die Erhöhung der monatlichen Con-
tagan-Rente. Sie steigt rückwirkend ab dem 
1. Januar dieses Jahres von derzeit maximal
1.152 auf maximal 6.912 Euro. Die Höhe
der Rente ist abhängig vom jeweiligen Schä-
digungsgrad. Weitere 30 Millionen Euro
sind zur Deckung spezifischer Bedarfe der
geschädigten vorgesehen. Dazu gehören
beispielsweise Rehabilitationsleistungen,
Heil- und Hilfsmittel sowie zahnärztliche
und kieferchirugische Behandlungen.
„Wenn die 30 Millionen Euro nicht ausrei-
chen, dann wird der Bundestag darüber
noch einmal nachdenken müssen“, mahn-
te jedoch die SPD-Parlamentarierin Merle-
ne Rupprecht.

Angehörige Besser gestellt werden mit der
Gesetzesnovelle auch die Angehörigen der
Contergangeschädigten. So können unter-
haltspflichtige Angehörige von den Trägern
der Sozialhilfe finanziell nicht in die Pflicht
genommen werden, wenn die Geschädigten
Sozialhilfe erhalten. Die Angehörigen – El-
tern, Kinder, Ehegatten und eingetragene
Lebenspartner – seien sohnehin „erheblich
belastet“, heißt es in der Gesetzesbegrün-
dung. 
Das Gesetz regelt zudem, dass alle Leistun-
gen ausländischer Staaten an contergange-
schädigte Menschen künftig auf die Leistun-
gen der deutschen Conterganstiftung ange-

rechnet werden. Ausgenommen davon wer-
den allerdings die jährlichen Sonderzahlun-
gen, die seit 2009 geleistet werden. Damit
soll ausgeschlossen werden, dass die im
Ausland lebenden Betroffenen besser ge-
stellt sind. Von den derzeit 2.700 Leistungs-
berechtigten nach dem Conterganstiftungs-
gesetz leben derzeit rund zehn Produzent
im Ausland. 

Nachbesserungen Der Familienausschuss
hatte den Gesetzentwurf der Regierung in
der vergangenen Woche durch einen Ände-
rungsantrag noch einmal nachgebessert. So

werden die Einkommen und die Vermögen
der Opfer und ihrer Eltern, Kinder, Ehe- und
und Lebenspartner bei der Gewährung von
Leistungen nach dem Zwölften Sozialge-
setzbuch, die unmittelbar mit der Conter-
ganschädigung zusammenhängen, nicht
angerechnet. Eine weitere Änderung betrifft
die Conterganstiftung selbst, deren Arbeit
transparenter werden soll. So wird der Stif-
tungsrat zukünftig prinzipiell öffentlich ta-
gen. Lediglich in Fällen, in denen das öffent-
liche Wohl oder die berechtigten Interessen
Einzelner betroffen sind, sind nichtöffentli-
che Sitzungen erlaubt. 

Ilja Seifert (Linke) begrüßte die Gesetzesno-
velle zwar ausdrücklich als „Erfolg“. Aller-
dings ginge sie nicht weit genug. Für rund
20 Prozent der Opfer reiche die Erhöhung
der Rente nicht, um ihnen „ein selbstbe-
stimmtes Leben oberhalb des Existenzmini-
mums zu ermöglichen“. 

Kritik an Grünenthal Seifert kritisierte zu-
dem, dass die „Schadensversursacher“, die
Firma Grünenthal und die „milliarden-
schwere Familie Wirtz“, in deren Besitz sich
das Pharmaunternehmen befindet, nicht an
den Kosten beteiligt werden. Dies bemän-
gelte auch der behindertenpolitische Spre-
cher der Grünen, Markus Kurth. Grünenthal
habe 1972 114 Millionen D-Mark und 2009
noch einmal 50 Millionen Euro gezahlt.
Dies sei „geradezu lächerlich“. Wegen der
Rechtslage könne dies zwar nicht revidiert
werden. „Aber die moralische Verantwor-
tung der Firma Grünenthal ist unzweifel-
haft“, betonte Kurth. Der Grüne hielt Seifert
allerdings entgegen: „Die meisten Gesetze
haben es so an sich, dass nicht alle Wünsche
und Probleme, die damit verbunden sind,
auf einen Schlag gelöst werden, sonst müss-
te man sie nicht auch noch mal ändern.“ 
Die nächste Änderung des Gesetzes könnte
in zwei Jahren anstehen. Dann muss die Re-
gierung dem Parlament einen Bericht über
die Auswirkungen und die möglicherwese
notwendige Weiterentwicklung des Geset-
zes vorlegen. Alexander Weinlein ❚

CONTERGAN-SKANDAL Bund erhöht Renten und Hilfen für die Opfer um 120 Millionen Euro jährlich 

Selbstbestimmtes Leben

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Anzeige

>STICHWORT

> Thalidomid Im Oktober 1957 brachte das Pharmaunternehmen Grünenthal das thalidomi-
haltige Schlafmittel auf den Markt. Drei Jahre später stellte sich heraus, dass das Medikament
zu schweren Fehlbildungen des Gliedmaßen, Schädigungen der Augen und der inneren Orga-
ne bei Säuglingen führen kann, wenn es von werdenden Müttern während der Schwanger-
schaft eingenommen wird.

> Opfer Zwischen 1958 und 1962 überlebten in der Bundesrepublik bei einer Sterberate von
rund 40 Prozent etwa 5.000 Kinder ihre Geburt mit teils schwersten Schädigungen. Heute le-
ben in Deutschland noch rund 2.400 Menschen, die an den Folgen ihrer schweren körperli-
chen Schädigung leiden.

> Conterganstiftung Im Dezember 1961 wurde gegen Verantwortliche des Unternehmens
Grünenthal ein Strafverfahren eingeleitet. Der im Mai 1968 eröffnete Strafprozess wurde im
Dezember 1970 jedoch eingestellt. Im Zuge einer außergerichtlichen Einigung wurden auch
die zivilgerichtlich anhängigen Verfahren eingestellt. In der Folge gründete die Bundesrepu-
blik Deutschland 1972 die Conterganstiftung, um die geschädigten Kinder zu versorgen.

CONTERGAN – Arzneimittelskandal in der frühen Bundesrepublik

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Studien zur Gewaltgeschichte
des 20. Jahrhunderts

Das 20. Jahrhundert – ein Jahrhundert des Genizids, des Totalitarismus
und Terrorrismus, der Flucht, Vertreibung und des Staatsterrors?

Drei namhafte Historiker – Jörg Baberowski, Bernd Greiner und Michael Wildt –
präsentieren die Forschungsergebnisse jüngerer Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zur Gewaltgeschichte des vergangenen Jahrhunderts.

www.hamburger-edition.de

Institut
für

Sozialforschung

Hamburger Edition.

jeder Band € 28

Weitere Informationen zur Conterganstiftung unter:
www.conterganstiftung.de 



6 INNENPOLITIK Das Parlament – Nr. 18 bis 20 – 29. April 2013

Die Koalition setzt auf die Wahrung der Ta-
rifautonomie. Die Opposition fordert ge-
setzliche Regelungen gegen Lohndumping.
Als Folge dieser unterschiedlichen Sichtwei-
sen lehnte der Bundestag am vergangenen
Donnerstag mit der Koalitionsmehrheit An-
träge von SPD (17/8459), Linken
(17/8148) und Grünen (17/4437) ab, in de-
nen unter anderem Regelungen für eine Er-
leichterung der Allgemeinverbindlicherklä-
rung von Tarifverträgen gefordert wurden.
Begründet wurde die Oppositionsinitiative
mit der ständig abnehmenden Zahl von ta-
rifvertragsgebundenen Arbeitgebern. 

50 Prozent Tarifbindung Eine Allgemein-
verbindlicherklärung von Tarifverträgen sei
derzeit jedoch nur möglich, wenn 50 Pro-
zent der in der Branche Beschäftigten in ta-
rifgebundenen Unternehmen arbeiten. 
Die Arbeitgeber im Einzelhandel hätten fast
überall die Manteltarifverträge gekündigt,
sagte Sabine Zimmermann (Die Linke)
während der Debatte. Diesen „Generalan-

griff“ dürfe der Bundestags nicht einfach
schweigend hinnehmen, forderte sie. Eine
Erleichterung der Allgemeinverbindlicher-
klärung von Tarifverträgen entspräche nicht
nur den Interessen der Arbeitnehmer. „Auch
die Arbeitsgeber müssen davor geschützt
werden, dass der Wettbewerb über die Löh-
ne und die Arbeitsbedingungen geführt
wird“, erklärte Zimmermann. 

„Das Erfolgsmodell der sozialen Marktwirt-
schaft lebt davon, dass wir ein hochentwi-
ckeltes System von Tarifverträgen haben“,
argumentierte Peter Weiß (CDU). Darin
würden die Tarifpartner sowohl Lohn als
auch Arbeitsbedingungen aushandeln. „Wir
als Bundestag sollten davon tunlichst die
Finger lassen“, forderte Weiß das Parla-
mentsplenum auf. 

Wenn viele Menschen nicht mehr von ihrer
Arbeit leben könnten, zeige dies, dass die
soziale Marktwirtschaft „aus dem Gleichge-
wicht geraten ist“, befand hingegen Josip Ju-
ratovic (SPD). Zwar sei die Aussage richtig,
dass die Tarifvertragssysteme elementare Be-
standteile der sozialen Marktwirtschaft sei-
en. Jedoch nur, wenn auch die gesetzlichen
Rahmenbedingungen dafür geschaffen wür-
den. „Wir dürfen die Tarifpartner nicht al-
lein lassen, sondern müssen sie gesetzlich
unterstützen", forderte der Sozialdemokrat.

Funktionierendes System Für Heinrich
Kolb (FDP) gibt es indes keinen Anlass für
die Politik „in funktionierende Tarifver-
tragssystem einzugreifen“. Ein Beispiel da-
für, dass Verhandlungen zwischen Tarifpart-
nern zu einer Lösung führen könnten, sei
die Frisör-Branche, sagte Kolb. Dort habe
man sich auf einen branchenspezifischen
Mindestlohn geeinigt. 
Der ständige Verweis der Regierungsfraktio-
nen auf die Tarifautonomie sei zu wenig,
kritisierte Beate Müller-Gemmeke von den
Grünen. Sie sprach von vielen „zweifelhaf-
ten Werksvertragskonstellationen“. Ihre
Fraktion habe daher einen Gesetzentwurf
(17/13106) vorgelegt, der Kriterien festlege,
um als Scheinwerksverträge verdeckte Leih-
arbeit zu ahnden.               Götz Hausding ❚

D
er SPD-Kanzlerkandidat
Peer Steinbrück warnt
vor dem Zerfall des ge-
sellschaftlichen Zusam-
menhalts in Deutsch-
lands.  Das findet die

Koalition falsch und unangemessen. „So
jämmerlich, wie Sie Deutschland sehen, ist
es nicht“, erklärt Bundesarbeitsministerin
Ursula von der Leyen (CDU). Und Karl
Schiewerling formuliert es ähnlich und
wirft Steinbrück vor, Deutschland eine
„blanke Verelendung“ zu
unterstellen. Dabei wurde
deutlich, dass Koalition
und Opposition ganz un-
terschiedliche Wahrneh-
mungen von der sozialen
Realität in Deutschland ha-
ben.

Schlagabtausch Anlass
des Schlagabtauschs ist die
Bundestagsdebatte am ver-
gangenen Donnerstag, in
der die deutsche Lohn- und
Sozialpolitik auf der Agenda steht. Aber
Anlass dieser Debatte wiederum scheint
der beginnende Wahlkampf im Vorfeld der
Bundestagswahlen zu sein. Zuerst sprach
der sozialdemokratische Hoffnungsträger
Peer Steinbrück, der die Bedeutung der So-
lidargemeinschaft hervor hob. Es gehe
nicht um den Preis einer solidarischen Ge-
sellschaft, sondern um ihren Wert, sagte
der Kanzlerkandidat. Wettbewerbsfähig-

keit und Wertbindung gehörten zusam-
men. „Genau das macht die Stärke
Deutschlands aus, und genau darum wird
es am 22. September dieses Jahres gehen“,
sagte er mit Blick auf die Bundestagswahl.

Andere Realität „Herr Steinbrück, so
jämmerlich, wie Sie Deutschland sehen, ist
es nicht.“ Vehement widersprach Ursula
von der Leyen dem oppositionellen Kanz-
lerkandidaten. Deutschland habe die nied-
rigste Jugendarbeitslosigkeit in Europa, ei-

ne Viertelmillion Kinder
seien „aus Hartz IV raus“ –
das sei „die Wirklichkeit in
diesem Land“ unter Kanz-
lerin Angela Merkel
(CDU). Die Einkommens-
schere sei durch die Re-
form-Agenda 2010 der frü-
heren rot-grünen Koalition
auseinandergegangen, er-
klärte sie und kritisierte in
diesem Zusammenhang,
dass die SPD-Fraktion eine
Agenda 2020 fordern wür-

de, ohne die Agenda 2010 im Antrag zu er-
wähnen. Ebenso wenig würden Zuwande-
rung und Integration thematisiert werden,
dabei „brauchen und schätzen wir Immig-
ranten und Zuwanderer“.
„Die Arbeit ist billiger geworden, die Ar-
beit ist unsicherer geworden, und die Ar-
beitsverhältnisse haben sich für viele Men-
schen dramatisch verschlechtert“, schloss
sich Klaus Ernst (Die Linke) mit seiner

Wahrnehmung der Wirklichkeit in
Deutschland dem Kanzlerkandidaten an.
Und der Koalition warf Ernst vor, keines-
falls mehr Menschen in Beschäftigung ge-
bracht zu haben: das eigentliche Maß sei-
en die geleisteten Arbeitsstunden, „und die
haben trotz Deregulierung nicht zuge-
nommen“, argumentierte der Linkspoliti-
ker. 

Zehn Euro Mindestlohn Zwar werde sei-
ne Fraktion dem Gesetzentwurf des Bun-
desrates (siehe Beitrag un-
ten) zur  Einführung eines
Mindestlohns zustimmen,
aber 8,50 Euro seien „ei-
gentlich noch zu wenig“. 
Der Lohn gehe zu Lasten
derer, die ihn ihr Leben
lang bekommen: sie wer-
den die Aufstocker im Alter
sein. Deshalb fordere die
Linksfraktionen einen Min-
destlohn von zehn Euro.
Doch steht sie mit der Hö-
he dieser Forderung im Par-
lament allein da. 
„Politische Beliebigkeit“ sei das, was die
SPD-Fraktion hier präsentiere, urteilte
Heinrich L. Kolb (FDP) über die Politik der
Sozialdemokraten.  Beispielhaft nannte
der das Bildungswesen und da die Schu-
len. In schwarz-gelb regierten Ländern wie
Hessen, erklärte Kolb, „werden 2.000 neue
Lehrer eingestellt“. In Nordrhein-Westfa-
len dagegen, das von Rot-Grün regiert wer-

de, würden „7.000 Lehrerstellen abgebaut“
werden. Das sei „das Gegenteil von Bil-
dungsgerechtigkeit“, resümierte der Libe-
rale. Und mit Blick auf die Wahl fügte er
hinzu: „Vier gute Jahre haben verdient, in
die Verlängerung zu gehen“. 
Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/Die
Grünen) warf Ministerin von der Leyen
mit Blick auf die Lebensleistungsrente, die
Bekämpfung von Altersarmut und in wei-
teren Punkten vor, Ankündigungen nicht
umzusetzen. Deutschland brauche mehr

Ausbildungsplätze für Ju-
gendliche und Arbeitsplät-
ze für Frauen, fuhr Göring-
Eckardt fort. Es gehe nicht
nur darum, „dass wir end-
lich wieder ein Verhältnis
auf Augenhöhe von Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern
haben“, sondern auch da-
rum dass Deutschland
wettbewerbsfähig ist, dass
Fachkräfte herkommen
und bleiben, sagte sie.

So wenig Angst wie nie Karl Schiewer-
ling (CDU) sagte: „Noch nie haben die
Menschen so wenig Angst um den Verlust
des Arbeitsplatzes gehabt wie heute.“ Und
nun wolle die Opposition „das blanke
Elend Deutschlands beschreiben bei 29,8
Millionen sozialversicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnissen“. 
In der Zeitarbeit seien zudem lediglich
800.000 beschäftigt. Deshalb, fragte Schie-

werling an die Opposition gerichtet „wol-
len Sie wohl nicht die blanke Verelendung
Deutschlands an diesen 800.000 Men-
schen festmachen, die auch noch Löhne
bekommen, die die Gewerkschaften ausge-
handelt haben“.
Im Anschluss der eineinhalbstündigen De-
batte lehnte das Bundestagsplenum, der
Empfehlung des Ausschusses für Arbeit
und Soziales (17/9613) folgend den An-
trag der Linksfraktion (17/8026) ab, einen
flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohn einzuführen. Nach dem Willen der
Antragsteller hätte dieser  noch in dieser
Wahlperiode auf zehn Euro pro Stunde er-
höht werden sollen. Die Fraktionen von
SPD und Grünen enthielten sich. 
Mit den Stimmen aller übrigen Fraktionen
lehnte das Parlament auf Empfehlung des
Arbeits- und Sozialausschusses
(17/13182) einen weiteren Antrag der Lin-
ken (17/12683) ab, wirtschaftliche Erträge
von „oben nach unten“ umzuverteilen.
Ziel dieses Antrags war, neben der Einfüh-
rung des Zehn-Euro-Mindestlohns, das
langfristige Verbot von Leiharbeit.  
Zudem wurden drei Vorlagen zur weiteren
Beratung in die Ausschüsse überwiesen.
Ein Entwurf des Mindestlohngesetzes
(MinLohnG, 17/12857) des Bundesrates
und die beiden Oppositions-Anträge
„Deutschland 2020 – Gerecht und solida-
risch“ (SPD, 17/13226) und „Mit einem
Nationalen Aktionsplan die Chancen des
demografischen Wandels ergreifen“ (Grü-
ne, 17/13246).  Verena Renneberg ❚

Diese Männer beteiligen sich an einsem sogenannten Baustellen-Protest.

LOHN- UND SOZIALPOLITIK Die Debatte steht ganz im Zeichen der anstehenden Bundestagswahlen

Das Kreuz mit der Armut 

Reform bei
Antiterrordatei 
URTEIL I Die Antiterrordatei muss nachge-
bessert werden. Dies geht aus einem vergan-
gene Woche ergangenen Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts (1 BvR 1215/07) hervor.
Danach ist die Antiterrordatei in ihren
Grundstrukturen mit dem Grundgesetz ver-
einbar, „nicht jedoch in ihrer Ausgestaltung
im Einzelnen“. Für die Nachbesserungen
hat das Verfassungsgericht dem Gesetzgeber
eine Frist bis Ende 2014 gesetzt. 
Unter anderem entschied das Gericht, dass
die Sicherheitsbehörden neben Terrorver-
dächtigen nicht unbegrenzt Menschen spei-
chern dürfen, die Kontakte zu ihnen haben
oder Terror befürworten. Auch verlangt es
eine bessere öffentliche Kontrolle der 2007
von Bund und Ländern eingerichteten Da-
tei. Personen mit Kontakt zu Verdächtigen,
etwa Freunde oder Familienmitglieder, dür-
fen nur noch erfasst werden, wenn sie über
konkrete Terroraktivitäten Bescheid wissen.
Auch scheiden solche Menschen aus, die ei-
ne in ihren Augen unverdächtige Organisa-
tion unterstützen. Das Gleiche gilt für Per-
sonen, die für Gewalt eintreten, aber selbst
nicht gewalttätig sind. 
Ferner müssten die Datenschutzbeauftrag-
ten mit wirksamen Befugnissen ausgestattet
werden, um die Datei kontrollieren zu kön-
nen, forderten die Richter. Änderungen im
Datenbestand müssten vollständig proto-
kolliert werden. Das Bundeskriminalamt
müsse Bundestag und Öffentlichkeit regel-
mäßig informieren. sto/mit dpa ❚

Spendenaffäre:
FDP muss zahlen
URTEIL II Das Bundesverwaltungsgericht
hat den Bescheid der Bundestagsverwaltung
aus dem Jahr 2009 grundsätzlich für recht-
mäßig erklärt, wonach die FDP unzulässige
Spendenzahlungen ihres  ehemaligen nord-
rhein-westfälischen Landesvorsitzenden
Jürgen Möllemann in den Jahren 1996 bis
2002 an den Bundestagspräsidenten abzu-
führen hat. Gleiches gilt für die auferlegten
Sanktionszahlungen wegen der Verstöße ge-
gen ein Spendenannahmeverbot und die
Veröffentlichungspflichten. Auch hat der
Präsident des Bundestages dem Gericht zu-
folge bei dem Bescheid „sein Ermessen
nicht fehlerhaft ausgeübt“.
In Bezug auf die Möllemann-Spenden in
den Jahren 1999, 2000 und 2002 hat das
Gericht  in seinem am Donnerstag verkün-
deten Urteil (BVerwG 6 C 5.12) die Sache
an das Oberverwaltungsgericht Berlin-Bran-
denburg zur weiteren Tatsachenfeststellung
zurückverwiesen. Nach einer 2002 in das
Parteiengesetz aufgenommenen Regelung
unterliegen Rechtsverstöße keiner Sanktio-
nierung, wenn eine Partei diese rechtzeitig
anzeigt und umfassend offenlegt. Laut Bun-
desverwaltungsgericht ist dies auch auf Alt-
fälle anzuwenden. 
Das Oberverwaltungsgericht hat demnach
zu prüfen, ob die FDP diese Gesetzesverstö-
ße dem Bundestagspräsidenten angezeigt
hat, bevor konkrete Anhaltspunkte hierfür
öffentlich oder in einem amtlichen Verfah-
ren bekannt geworden sind.  
Die für die Jahre 1996 bis 2002 aufgrund
dieses Urteils bereits unzulässigen – und da-
mit abzuführenden – Spenden und die
Sanktionszahlungen für die Gesetzesverstö-
ße der Jahre 1996 bis 1998 belaufen sich auf
etwa 2,4 Millionen Euro, wie die Bundes-
tagsverwaltung mitteilte. Die FDP hat den
Angaben zufolge bereits rund 450.000 Euro
wegen nicht ausgewiesener Sachspenden
aus dem Jahr 2000 gezahlt. sto ❚
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Kampf gegen Lohndumping
NIEDRIGLOHNSEKTOR Oppositionsanträge für flächendeckende Tarifverträge gescheitert

„Lebenslagen in Deutschland“ lautet der
Titel des „Vierten Armuts- und Reichtums-
berichts“ der Bundesregierung (17/12650).
Dieser wurde am vergangenen Freitag in
erster Lesung im Bundestag beraten.
Auf diese Lebenslagen schien es genau zwei
– komplett konträre – Blickwinkel zu ge-
ben: den der Koalition und den der Oppo-
sition. „Uns geht es darum, die Chancen-
gleichheit zu erhöhen“, vor allem im Be-
reich Bildung und Arbeit, erklärte Bundes-
arbeitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU). In diesem Kontext exponierte sie
das Bildungspaket für bedürftige Kinder:
Die Koalition habe nicht nur den Hartz IV-
Regelsatz erhöht, sondern auch vielfältige
Angebote geschaffen. Darauf sei sie stolz. 

Soziale Gerechtigkeit Hilde Mattheis
(SPD) hingegen warf der Regierung unter
anderem mit Blick auf Steuergerechtigkeit
Versäumnisse zu und erklärte, dass die So-
zialdemokraten auf „mehr soziale Gerech-
tigkeit“ in ihrem Wahlprogramm setzten,
denn die sei „bitter nötig“. Einen entspre-
chenden Antrag (17/13102) hat ihre Frakti-
on bereits vorgelegt. Pascal Kober (FDP)
widersprach ihr: Die Koalition setzte mit
der „richtigen Steuerpolitik die richtigen
Impulse“ für wirtschaftliches Wachstum
und die Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Matthias W. Birkwald (Die Linke) wieder-
um erklärte, Deutschland  sei in Arm und
Reich gespalten. Und weil dies „völlig inak-
zeptabel“ sei, bedürfe es der Umverteilung:
„Reichtum ist teilbar, wir müssen mit Steu-
ern umsteuern“, argumentierte Birkwald. 
Markus Kurth (Bündnis 90/Die Grünen)
warf der Koalition vor, nichts bewegt zu ha-
ben. Von 1998 bis 2010 sei die Armutsrisi-
koquote bei Alleinerziehenden um etwa 15
Prozent auf mehr als 41 Prozent gestiegen.
Bei Arbeitslosen habe sich diese Quote so-
gar verdoppelt
Frank Heinrich (CDU) wies die Vorwürfe
der Opposition zurück. Deutschland gehe
es gut, seinen Bürgern gehe es gut. Beides
zeige auch der internationale Vergleich.
Das habe der Armuts- und Reichtumsbe-
richt bestätigt. 
Im Vorfeld der Debatte hatte die Regierung
in ihrer Antwort (17/12837) auf die Große
Anfrage (17/11900) der Grünen-Fraktion
geschrieben, dass eine Studie darauf hin-
deute, dass sich der Zusammenhang zwi-
schen Einkommen und Vermögen in den
fünf Jahren zwischen 2002 und 2007 „nur
leicht“ verändert hat. Die Große Anfrage
sowie ein Grünen-Antrag (17/12389) wa-
ren im Februar diesen Jahres Anlass 
einer ähnlichen Debatte im Bundestagsple-
num.           ver ❚

Verschiedene Realitäten
SOZIALPOLITK Bundestag debattiert »Lebenslagen«
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»Nicht der
Preis, sondern
der Wert einer
solidarischen
Gesellschaft

zählt.«
Peer Steinbrück (SPD)

»Noch nie 
hatten 

wir 
so viel 

Arbeit in
Deutschland.«

Ursula von der Leyen (CDU)

Obwohl Friseure und ihre Leistungen sehr gefragt sind, liegen ihre Stundenlöhne bei 3,82 und 5,16 Euro. Schuld daran ist unter anderem der hohe Konkurrenzdruck: Wer Dumping-Preise bietet, zahlt auch Dumping-Preise

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Antrag zum sozialen 
Tourismus abgelehnt
Mit den Stimmen der CDU/CSU hat der Tou-
rismusausschuss in seiner  Ausschusssitzung
am vergangenen Mittwoch einen Antrag
(17/11588) der Fraktion Die Linke zum sozia-
len Tourismus abgelehnt. Die Linke stimmte
für den Antrag, SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen enthielten sich. In dem Antrag „Reisen
für alle – Für einen sozialen Tourismus“ for-
dert die Linksfraktion die Bundesregierung
auf, ein für fünf Jahre ausgelegtes Programm
für sozialen Tourismus vorzulegen. Das Pro-
gramm soll sich dabei am globalen Ethikko-
dex für den Tourismus orientieren, den tou-
rismuspolitischen Leitlinien der Bundesre-
gierung entsprechen und die Hinweise des
Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses berücksichtigen. jbb ❚

Bundesrat fordert Änderung
des Öko-Landbaugesetzes 
Der Bundesrat fordert Änderungen des Öko-
Landbaugesetzes. Einen entsprechenden
Gesetzentwurf (17/12855) überwies der
Bundestag am vergangenen Donnerstag zur
weiteren Beratung an die Ausschüsse. Mit
diesem Entwurf soll der EU-Verordnung
Nummer 426/2011 Rechnung getragen wer-
den, die ab dem 1. Januar 2013 für in der
Öko-Branche tätige Unternehmen vorsieht,
Zertifikate für die Ökovermarktung im Inter-
net öffentlich zugänglich zu machen, heißt
es weiter. Ziel der Veröffentlichung sei die
Stärkung des Verbraucherschutzes und die
Schaffung von Rechtssicherheit. Der Ent-
wurf des Bundesrates soll bundesweit ein-
heitliche Durchführungsbestimmungen fest-
legen. eis ❚

Unveränderte Regeln bei
Emmissionszertifikaten 
Die Bundesregierung braucht sich nicht bei
den Beratungen über eine Reform des 
EU-Emissionshandels dafür einzusetzen,
dass in der dritten Handelsperiode weniger
Emissionszertifikate ausgegeben werden.
Einen entsprechenden Antrag der Linken
(17/12064), in dem ein Einsatz gefordert
wurde, lehnte der Bundestag am Donners-
tag auf Beschlussempfehlung des Umwelt-
ausschusses (17/12489) ab. as ❚

2,74 Milliarden Euro 
für Griechenland
Die überplanmäßigen Verpflichtungser-
mächtigungen im letzten Quartal des ver-
gangenen Jahres summieren sich auf insge-
samt 3,27 Milliarden Euro. Davon sind allei-
ne 2,74 Milliarden Euro an Zahlungen an
Griechenland vorgesehen. Das geht aus ei-
ner Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung (17/12605) hervor. Davon sollen in die-
sem Jahr 599 Millionen Euro abfließen, im
kommenden Jahr 532 Millionen Euro und
2015 412 Millionen Euro. Die Verpflichtun-
gen enden im Jahr 2026 mit Zahlungen von
18 Millionen Euro. Die bewilligten über- und
außerplanmäßigen Ausgaben belaufen sich
im vierten Vierteljahr des Haushaltsjahres
2012 auf 56,89 Millionen Euro, heißt es wei-
ter. Die ohne Einwilligung Bundesministeri-
ums der Finanzen getätigten über- und au-
ßerplanmäßigen Ausgaben betrugen 1,62
Millionen Euro. mik ❚

Novelliertes Städtebaurecht
beschlossen
Der Bundestag hat das Städtebaurecht no-
velliert und am vergangenen Donnerstag ei-
nem entprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (17/11468) in geänderter
Fassung (17/13272) zugestimmt. Dadurch
werden unter anderem die Steuerungsmög-
lichkeiten für die Ansiedlung von Vergnü-
gungsstätten präzisiert und die Möglichkeit
geschaffen, zentrale Versorgungsbereiche
im Flächennutzungsplan ausdrücklich zu be-
nennen. In der Baunutzungsverordnung
werden flexiblere Regelungen zur weiteren
Stärkung der Innenentwicklung von Städten
und Gemeinden eingeführt. Außerdem wer-
den die gemeindlichen Steuerungsmöglich-
keiten für die Ansiedlung gewerblicher In-
tensivtierhaltungsanlagen verbessert. mik ❚

Keine Neubewertung der
Fehmarnbelt-Querung nötig
Die Fehmarnbelt-Querung kann gebaut wer-
den wie bisher geplant. Der Bundestag lehn-
te vergangenen Donnerstag Anträge der
SPD (17/11365), der Linken (17/8912) und
der Grünen (17/9407), in denen gefordert
wurde, das Vorhaben zu überdenken, auf Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (17/13154)
ab. Die Antragsteller hatten unter anderem
von der Regierung verlangt, auf Kritik an
dem Projekt einzugehen, eine neue Abwä-
gung des mit dem Projekt verbundenen Nut-
zens und der Risiken vorzunehmen und bei
der „ergebnissoffenen“ Neubewertung das
„Dialogforum Feste Fehmarngeltquerung“
zu beteiligen. mik ❚

KURZ NOTIERT

Mittelstand ist das
Herz der Ökonomie 
WIRTSCHAFT Alle Fraktionen wollen mehr für kleinere und mittlere Firmen tun

Die Glasproduktien wird hierzulande noch viel vom Mittelstand getragen. Die Mitarbeiterin eines Betriebs in Thüringen entnimmt eine Flasche zur Gewichtskontrolle.

Reformstopp
gefordert
VERKEHR UND BAU I Für einen Stopp der
Organisationsreform der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV)
setzen sich die SPD-Fraktion und die Frak-
tion Die Linke in zwei Anträgen ein, die am
Donnerstag erstmals im Bundestag beraten
wurden.
Die SPD fordert in ihrem Antrag
(17/13228) die Bundesregierung auf, auf
den angekündigten Organisationserlass zur
Einrichtung einer „Generaldirektion für
Wasserstraßen und Schifffahrt“ noch vor
der Bundestagswahl im September 2013 zu
verzichten und nach der Bundestagswahl ei-
nen neuen Dialogprozess über die zukünf-
tige Struktur der WSV zu beginnen. Dieser
müsse in enger Abstimmung mit den Be-
schäftigten und ihren Interessenvertretern
transparent und ergebnisoffen geführt wer-
den. Allen Entscheidungen über die künfti-
ge Struktur der WSV soll eine umfassende
Aufgabenkritik und eine grundlegende Per-
sonalbedarfsermittlung vorangestellt wer-
den, heißt es weiter. Schließlich soll die Re-
gierung laut SPD-Antrag für eine angemes-
sene Ausstattung der WSV mit Haushalts-
mitteln, insbesondere für verkehrliche
Investitionen sorgen. 
Auch die Linksfraktion fordert in ihrem An-
trag (17/13229), den Errichtungserlass zur
Gründung der Generaldirektion zurückzu-
nehmen und die Anpassung der Zuständig-
keiten der Wasser- und Schifffahrtsdirektio-
nen sowie die übrige organisatorische Um-
gestaltung der WSV nicht durchzuführen.
Auf Basis eines ergebnisoffenen Dialogs mit
den Bundesländern, den Beschäftigten so-
wie den Trägern öffentlicher Belange soll
die Regierung schließlich einen Gesetzent-
wurf für eine alternative, zukunftsfähige Ge-
staltung der Wasserstraßeninfrastruktur
und ihrer Verwaltung vorlegen, fordert Die
Linke. mik ❚

SPD will mehr
Geld für Straßen  
VERKEHR UND BAU II Für eine solide Fi-
nanzierung der Bundesverkehrswege setzt
sich die SPD-Fraktion in einem Antrag
(17/13191) ein, der am Donnerstag zur wei-
teren Beratung an die Ausschüsse überwie-
sen wurde. Darin fordern die Abgeordneten
die Bundesregierung auf, im Entwurf für
den Bundeshaushalt 2014 und in der mit-
telfristigen Haushaltsplanung jährlich zu-
sätzlich zwei Milliarden Euro für die Ver-
kehrsinfrastruktur zur Verfügung zu stellen
und den Substanzverfall der Verkehrswege
zu stoppen.  
Weiter soll die Regierung ein Programm zur
Sanierung der Bundesautobahnen mit
Schwerpunkt Autobahnbrücken vorlegen
und eine verbesserte Finanzausstattung für
den Erhalt der Schienenwege im Rahmen
der Leistungs- und Finanzierungsvereinba-
rung Schiene vorsehen sowie die Instandset-
zung der überalterten Schleusen an Flüssen
und Kanälen mit hoher Netzbedeutung zü-
gig angehen. 
Die Abgeordneten fordern unter anderem
weiter von der Regierung, unverzüglich Pla-
nungen auf den Weg zu bringen, um die Ka-
pazität des Schienennetzes für den Güter-
verkehr bis 2030 zu verdoppeln und gleich-
zeitig mehr Kapazitäten für den Schienen-
personenverkehr zu schaffen. mik ❚

Ausschuss für
Punktereform   
VERKEHR UND BAU III Die geplante Re-
form der Flensburger Punktekartei hat eine
weitere Hürde genommen. Der Ausschuss
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
stimmte am Mittwochmorgen mit großer
Mehrheit dem entsprechenden Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (17/12636) in
geänderter Fassung zu. Mit dem Gesetzent-
wurf soll das Punktesystem einfacher und
transparenter werden. Deshalb soll es künf-
tig nur noch drei Kategorien geben: ein
Punkt bei Ordnungswidrigkeiten, die die
Verkehrssicherheit beeinträchtigen, zwei
Punkte bei Ordnungswidrigkeiten, die die
Verkehrssicherheit besonders beeinträchti-
gen sowie bei Straftaten ohne Führerschein-
entzug, und drei Punkte bei Straftaten mit
Führerscheinentzug. Weg sein soll der Füh-
rerschein auch, wenn acht Punkte angesam-
melt wurden. Mehr Transparenz will die Re-
gierung durch Verzicht auf komplizierte Til-
gungsregelungen erreichen. In einem kurz-
fristig eingebrachten Änderungsantrag der
Koalition wurde unter anderem festgelegt,
dass bei freiwilliger Teilnahme an den Fahr-
eignungsseminaren zwei Punkte vom Kon-
to gestrichen werden können. Außerdem
wurde die Verjährungsfrist von zwei  auf 2,5
Jahre erhöht. mik ❚

K
leine, aber feine Unterneh-
men und vor allem unver-
zichtbar: Die Fraktionen des
Deutschen Bundestages ha-
ben ein klares Bekenntnis
zum deutschen Mittelstand

abgelegt. „Deutschland ist erfolgreicher als
alle andere Länder aus der Krise herausge-
kommen“, stellte FDP-Fraktionschef Rainer
Brüderle am Donnerstag in der Debatte des
Bundestages zum Mittelstand fest. Brüderle
beschrieb die Unternehmenslandschaft mit
den vielen kleinen und mittleren Betrieben
als „Modell Deutschland“.
Mittelstand sei nicht irgendeine Betriebs-
ordnung, sondern „Mittelstand ist eine
Geisteshaltung, ist eine eigene Richtung, ei-
ne eigene Gedankenwelt. Da
wird in Generationen und
nicht in Quartalen gedacht“,
sagte Brüderle, der von „ei-
nem neuen deutschen Wirt-
schaftswunder“ sprach.
Brüderle lobte die Exporter-
folge der mittelständischen
Firmen: „Die Ausländer kau-
fen freiwillig unsere Produk-
te, weil sie gut sind. Das ist
keine Zwangsabgabe.“ Für
Wachstum und Wohlstand
sorge aber auch die christ-
lich-liberale Politik, von der die Weichen
richtig gestellt worden seien. Rot-Grün set-
ze dagegen nur auf neue Steuerbelastungen
und mehr Staat. Brüderle rief: „Wir brau-
chen mehr richtige Ingenieure und weniger
rot-rot-grüne Sozialingenieure.“
Auch Bundeswirtschaftsminister Philipp
Rösler (FDP) lobte den Mittelstand als
„Geisteshaltung, der sich diese Koalition in
besonderer Weise verpflichtet fühlt“. Rote,
Grüne und Linke hätten kein Interesse am
unternehmerischen Mittelstand und wür-
den massiv Politik gegen ihn betreiben.
Hubertus Heil (SPD) warf Brüderle vor, ei-
ne „dampfplaudernde Rede“ gehalten zu
haben und beklagte den massiven Verfall
der Infrastruktur in Deutschland. Kanäle
und Autobahnbrücken müssten gesperrt

werden, weil die Regierung die notwendi-
gen Investitionen nicht schultern könne.
Der schlechte Zustand der Infrastruktur wir-
ke sich auch nachteilig auf den Mittelstand
aus, und das zeige, wie die Bundesregierung
den Mittelstand vernachlässige.

Fachkräftemangel Heil warf der Koalition
vor, nichts gegen den Fachkräftemangel zu
tun, der besonders kleinen Betrieben zu
schaffen mache. Immer mehr junge Men-
schen hätten keinen Schul- und Berufsab-
schluss. Die Regierung müsse mehr für das
duale System tun, unterlasse das aber. „Und
wo ist die steuerliche Forschungsförderung
geblieben, die Sie versprochen haben?“,
fragte Heil, der der Koalition auch vorwarf,

den Gründungszuschuss für
Existenzgründer gestrichen
zu haben. „Wir brauchen ei-
ne Gründerkultur in
Deutschland“, forderte
Heil.

Sichere Stellen „Das Rück-
grat der deutschen Wirt-
schaft, der Garant für die si-
cheren Arbeitsplätze, das
sind und bleiben der Mittel-
stand und die deutschen Fa-
milienunternehmen“, stell-

te Christian Freiherr von Stetten (CDU) fest.
Diese 3,7 Millionen Firmen seien das „Herz
unserer Wirtschaft“. Über 70 Prozent der Ar-
beitnehmer seien dort tätig. Die SPD-Mit-
telstandspolitik bestehe aus höheren Ein-
kommen-, Vermögens- und Erbschaftsteu-
ern. Die Wiedererhebung der Vermögen-
steuer und die Erhöhung der
Erbschaftsteuer seien jedoch „Gift für den
Mittelstand“.
Dietmar Bartsch (Linke) sagte, wichtig sei-
en die Ergebnisse der Politik. Doch 0,5 Pro-
zent Wirtschaftswachstum sei faktisch
nichts. Völlig unbestritten sei, dass der Mit-
telstand viel geleistet habe. Aber Mittelstand
sei keine Geisteshaltung, sondern viel diffe-
renzierter zu sehen, sagte Bartsch zu Brüder-
les Äußerungen.

Man müsse den Mittelstand gegenüber den
Großunternehmen stärken. Doch da sei
nichts passiert, kritisierte Bartsch, der die
Koalition auch an die hohe Arbeitslosigkeit
und  niedrige Löhne in den neuen Ländern
erinnerte. Ein großes Problem sei zudem
die Abwanderung, sagte Bartsch, der Die
Linke als „mittelstandsfreundliche Partei“
charakterisierte. Er forderte, den öffentli-
chen Finanzsektor stärker auf die Förderung
und Finanzierung des Mittelstandes zu kon-
zentrieren.
„Der wichtigste Rohstoff, den wir haben,
das ist Grips“, stellte Tobias Lindner (Grü-
ne) zum Thema Infrastruktur fest. Infra-
struktur bestehe nicht nur aus Beton. Für ei-
ne gute Bildungs- und Fachkräftepolitik
werde ein handlungsfähiger Staat ge-
braucht. Lindner warf der Koalition vor, ih-
re Politik bestehe nur noch aus Abwehrre-
aktionen gegenüber grüner und roter Steu-
erpolitik. Das sei eine „Armutsbilanz“.
Zur Steuerpolitik sagte Lindner, der deut-
sche Mittelstand habe keine Steuerschlupf-

löcher, während internationale Großunter-
nehmen so gut wie keine Steuern in
Deutschland zahlen würden. „Da müssen
wir gerade auch im Interesse des deutschen
Mittelstandes gegensteuern“, verlangte
Lindner.
Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und FDP beschloss der Bundes-
tag einen von den beiden Fraktionen ge-
meinsam eingebrachten Antrag
(17/12700). Darin setzen sich die Fraktio-
nen für die Einführung einer steuerlichen
Forschungsförderung ein. Die deutschen
kleinen und mittleren Unternehmen wür-
den zu den innovativsten in Europa gehö-
ren, betonen die Koalitionsfraktionen. 54
Prozent von ihnen hätten zwischen 2008
und 2010 eine Prozess- oder Produktinno-
vation auf den Markt gebracht.
Als Herausforderungen nennen die Fraktio-
nen das demografiebedingte Schrumpfen
des Fachkräfteangebots in Deutschland und
die stark steigenden Kosten im Bereich der
Energieversorgung. „Steuererhöhungen
würden gerade den Mittelstand ins Herz
treffen und die gute wirtschaftliche Entwick-
lung im Lande unmittelbar gefährden“,
warnen die Fraktionen, die sich besonders
gegen die Einführung einer Vermögensteu-
er wenden.
Abgelehnt wurde ein Antrag der SPD-Frak-
tion (17/13224) mit dem Titel „Bessere Po-
litik für einen starken Mittelstand – Fach-
kräfte sichern, Innovationen fördern, Rah-
menbedingungen verbessern“. Darin wird
unter anderem die Weiterentwicklung der
Arbeitslosenversicherung zu einer Fach-
kräftesicherung gefordert. Zu den verlang-
ten  Maßnahmen gehört auch eine Verbes-
serung der Transparenz und Vergleichbar-
keit der Berufsabschlüsse In der Energiepo-
litik will die SPD-Fraktion zur Dämpfung
der Strompreisentwicklung als Sofortmaß-
nahme eine Senkung der Stromsteuer. Im
Finanzteil des Antrags spricht sich die Frak-
tion für die Einführung einer Vermögen-
steuer aus, „um den Ländern die notwendi-
ge Erhöhung der Bildungsinvestitionen zu
ermöglichen“. Hans-Jürgen Leersch ❚

»Mittelstand 
ist eine

Geisteshaltung.
Da wird in

Generationen
gedacht.«

Rainer Brüderle (FDP)
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>KOMPAKT

> Große Anfrage Welche Bedeutung der
Mittelstand hat, wird in einer Antwort der
Regierung (17/12245) auf eine Große An-
frage der SPD-Fraktion (17/9655) deutlich.

> Mehr Unternehmen Danach ist die
Zahl der kleinen Unternehmen mit weni-
ger als zehn Beschäftigten von 2006 bis
2010 von 3,12 auf 3,17 Millionen gestie-
gen. Die Zahl der mittleren Unternehmen
mit zehn bis 499 Beschäftigten stieg von
419.099 um 17.019 auf 436.118.

> Mehr Beschäftigte Die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten in
kleinen Unternehmen stieg von 3,53 Mil-
lionen auf 3,58 Millionen und in den mitt-
leren Unternehmen von 11,17 auf 11,84
Millionen.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Früher einmal beherbergte das Haus am
Werderschen Markt in Berlin die Deutsche
Reichsbank. Deshalb sind immer noch di-
cke Panzertüren und Gitterstäbe im Keller
des Baus angebracht. Später war es dann
Sitz des Zentralkomitees der SED. Heute ist
hier das Auswärtige Amt untergebracht,
und noch immer dreht sich hier Vieles um
die Sicherheit. Diesmal jedoch um die Si-
cherheit der deutschen Staatsbürger im Aus-
land. Deshalb besuchte am vergangenen
Donnerstag der Tourismusausschuss des
Bundestages das Auswärtige Amt und infor-
mierte sich über die Arbeit des dortigen Kri-
senreaktionszentrums, das im Keller des
Hauses sitzt. Denn das Reaktionszentrum
ist dafür zuständig, Deutsche weltweit im
Krisenfall heil nach Hause zu holen.    

Instabile Länder „Wir wollen den Touris-
mus ganzheitlich betrachten, und dazu ge-
hört auch das Thema Sicherheit“, begründe-
te Klaus Brähmig (CDU), Vorsitzender des
Tourismusausschusses, den Besuch. Für vie-

le Reisende spiele das nicht nur in politisch
instabilen Ländern eine Rolle, sondern
auch bei Naturkatastrophen oder Krank-
heitsfällen im Ausland. 
Michael Klor-Berchtoldt, Krisenbeauftragter
des Auswärtigen Amtes, informierte die
Ausschussmitglieder vor Ort über die Arbeit
des Krisenreaktionszentrums. Dieses kom-
me immer bei Krisen im Ausland zum Zu-

ge, zum Beispiel bei Terroranschlägen wie
im amerikanischen Boston vor drei Wochen
oder bei Naturkatastrophen wie beim Erd-
beben in Haiti 2010 oder dem Tsunami in
Japan 2011. Gefragt sind die Mitarbeiter
auch bei politisch-militärischen Krisen wie
in Nordafrika während des arabischen
Frühlings.  Im Zentrum sammele man alle
Informationen und schalte zum Beispiel

auch deutsche Botschaften zu, um ein Bild
der Lage vor Ort zu bekommen.
Neben der Krisenbewältigung gehört aber
auch die Vorsorge zu den Aufgaben des Kri-
senreaktionszentrums. Dies Rolle überneh-
men die Reise- und Sicheitshinweise, die
das AuswärtigeAmt für nahezu alle Länder
der Welt herausgibt und ständig aktuali-
siert. Sie geben eine Einschätzung über die
Lage im jeweiligen Land. Dazu gehören In-
formationen über die Einreisebestimmun-
gen, medizinische Hinweise sowie straf-
oder zollrechtliche Besonderheiten. Außer-
dem gibt es Sicherheitshinweise mit Emp-
fehlungen, Reisen einzuschränken oder zu
verschieben. Gegebenenfalls wird auch eine
Reisewarnung ausgesprochen, in der davon
abgeraten wird, in ein bestimmtes Land
oder eine bestimmte Region zu fahren. 
Bei dem Besuch wurden die Ausschussmit-
glieder darüber informiert, dass die Reise-
und Sicherheitshinweise des Auswärtigen
Amtes für viele Touristen oder im Ausland
lebende Deutsche sehr wichtig seien. Es
handele sich dabei um Hinweise und Emp-
fehlungen. Die Menschen müssten eigen-
verantwortlich entscheiden, ob sie in ein
Land fahren oder nicht. Das Auswärtige
Amt informiert Reisende auch über eine
Mobiltelefon-App über die aktuellen Reise-
hinweise. jbb ❚

F
ahrradfahren ist in. Auf dem
Land boomt der Fahrradtouris-
mus, und in den Städten nutzen
immer mehr Menschen das
Fahrrad, um in die Schule, die
Uni oder auf die Arbeit zu kom-

men. Oft ist das Rad schneller als Bus und
Bahn und als das Auto sowieso.
Für die Politik ist dies aber nichts Neues.
Viele Städte und Gemein-
den haben schon lange eige-
ne Fahrradbeauftragte, und
der Bund hat seit 2002 ei-
nen eigenen Nationalen
Radverkehrsplan. Dieser
galt bis 2012. Deshalb hat
die Regierung jetzt einen
neuen Nationalen Radver-
kehrsplan bis 2020 (NRVP
2020) vorgelegt, der eine
weiter steigende Zahl von
Radfahrern prognostiziert:
Im ländlichen Raum geht
die Regierung von einer Steigerung bis 2020
von derzeit acht auf 13 Prozent aus, in städ-
tischen Kommunen von elf auf 16 Prozent.

Mehr Bundesbeteiligung  gefordert Ins-
gesamt fand der NRVP 2020 (17/10681) bei
einer öffentlichen Anhörung in der vergan-
genen Woche die Zustimmung der Sachver-
ständigen. Allerdings forderten sie eine grö-
ßere Beteiligung des Bundes bei der Finan-
zierung von Radwegen sowie mehr institu-
tionelle Unterstützung. Timm Fuchs von
der Bundesvereinigung der kommunalen

Spitzenverbände (Deutscher Städtetag,
Deutscher Landkreistag, Deutscher Städte-
und Gemeindebund) betonte in der Anhö-
rung, dass der NRVP 2020 viele Ansätze zur
Radverkehrsförderung enthalte. Er sei ein
gutes Leitbild für den Ausbau der Radver-
kehrsnetze und eine gute übergeordnete
Grundlage für die Radverkehrsförderung
der kommenden Jahre. Es sei besonders zu

begrüßen, dass Wert auf ge-
meinsame Lösungsstrate-
gien und Handlungsnot-
wendigkeiten von Bund,
Ländern und Kommunen
sowie dritter gesellschaftli-
cher Akteure gelegt werde –
statt Kompetenzen und Zu-
ständigkeiten gegeneinan-
der abzugrenzen. Weiter be-
grüßte er, dass der NRVP
2020 weiterhin den Charak-
ter eines orientierten politi-
schen Zielpapiers habe und

nicht anstrebe, eine verpflichtende Vorgabe
für das politische Handeln in der Verkehrs-
politik zu sein. 
Tilman Bracher, Deutsches Institut für Urba-
nistik, forderte vom Bundestag, konkrete
Handlungs- und Finanzierungsschritte zu
beschließen: Die Förderung des Radver-
kehrs könne nur gelingen, wenn es auch in
erheblichem Umfang entsprechende zu-
sätzliche Maßnahmen gebe. Dazu zählte er
vor allem die Finanzausstattung. Dabei hielt
er die Forderung von SPD (17/11000) und
Grünen (17/11357) nach Mittel von jähr-

lich 100 Millionen Euro für den Neubau
von Radwegen an Bundesstraßen für „plau-
sibel“. Die Bundesländer hätten gezeigt,
dass sie Mittel dieser Größenordnung kurz-
fristig abrufen könnten.

Mehr Unfälle befürchtet Der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Verkehrssicher-
heitsrates (DVR), Christian Kellner, befürch-
tete bei der prognostizierten Steigerung des
Radverkehrs eine relative Zunahme der Zahl
der Verkehrsunfälle mit Personenschäden.
Angesichts von 399 getöteten Fahrradfah-
rern, 14.426 schwerverletzten Radfahrern
und insgesamt 76.351 bekannt gewordenen
verletzten Fahrradfahrern im Jahr 2011 sei
vor allem die Verkehrssicherheit für den
Radverkehr ein wichtiges Handlungsfeld.
Um dieses zu erhöhen, seien große Anstren-
gungen aller Beteiligten notwendig. 
Auch Wasilis von Rauch, Verkehrsclub
Deutschland (VCD), kritisierte, dass das
Bundesverkehrsministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung als Herausgeber
des NRVP 2020 den Ländern und Kommu-
nen gute und wichtige Empfehlungen für
die Fortentwicklung des Radverkehrs gebe,
dabei aber seinen eigenen Gestaltungsspiel-
raum bei weitem nicht ausschöpfe. Zudem
fehle es an bundesweit verbindlichen, am-
bitionierten  Zielen und an den dafür not-
wendigen finanziellen und personellen Res-
sourcen. Trotz erkennbaren politischen Wil-
lens zur Fahrradförderung sei die Umset-
zung „unklar“. Auch Burkhard Stork vom
Allgemein Deutschen Fahrrad-Club (ADFC)

hielt es für notwendig, dass der Bund seine
besondere Rolle in der Radverkehrsförde-
rung ungleich stärker wahrnehmen solle
und die Finanzausstattung „entscheidend“
verbessert werden müsse. So schlug er vor,
Mittel der Radverkehrsförderung im Haus-
haltsansatz „offensiv“ aufzuführen. Es sei
falsch gewesen, dass 2012 die Mittel für den
Radwegebau an Bundesstraßen um 40 Pro-
zent von 100 auf 60 Millionen Euro gekürzt
worden seien.
Siegfried Neuberger vom Zweirad-Industrie-
Verband (ZIV) forderte wie Tilman Heuser

vom BUND klare, belastbare Aussagen zur
Finanzierung der Radverkehrsförderung
und die Festschreibung von 100 Millionen
Euro für den Bau von Radwegen an Bundes-
straßen in der mittelfristigen Finanzpla-
nung. Zudem müssten klare, messbare Zie-
le und Fristen festgelegt werden, um den
Radverkehrsanteil in Deutschland nachhal-
tig zu erhöhen. Heuser sprach sich zudem
für eine Regelgeschwindigkeit von 30 Stun-
denkilometern in geschlossenen Ortschaf-
ten aus, um die Radfahrsicherheit zu erhö-
hen. Michael Klein ❚

Michael Klor-Berchtoldt berichtet über die Arbeit des Krisenreaktionsstabes.

VERKEHR UND BAU Der Nationale Radverkehrsplan 2020 findet allgemeine Zustimmung

Freie Fahrt für Radler

SPD will weniger
Zertifikate   
UMWELT Die SPD unterstützt den Vor-
schlag der EU-Kommission, CO2-Zertifika-
te vorübergehend aus dem Handel zu neh-
men. In einem Antrag (17/13193), der am
vergangenen Donnerstag in erster Lesung
im Bundestag behandelt wurde, schreibt die
Fraktion, dass der EU-Emissionshandel sei-
ne Funktion als Leitinstrument des Europäi-
schen Klimahandels verloren habe. Das Eu-
ropäische Parlament hatte sich vor zwei Wo-
chen mit knapper Mehrheit gegen das soge-
nannte Backloading, die künstliche
Verknappung von Emissionszertifikaten
ausgesprochen. In der Bundesregierung gibt
es dazu bislang keine einheitliche Position.
Andreas Jung (CDU/CSU) forderte die Re-
gierung auf, sich für ein „fest umrissenes
Backloading“ einzusetzen. Frank Schwabe
(SPD) erklärte, dass der Emissionshandel
für den Klimaschutz keinen Anreiz mehr
bieten würde und damit „als politisches In-
strument praktisch tot wäre“. Für die FDP
sprach sich Michael Kauch stattdessen für
eine Anhebung des Klimaziels in der EU auf
30 Prozent aus. „Dies ist ein systematische-
rer Ansatz als das doch recht willkürliche
Backloading“, erklärte er. Die Linke beton-
te, es habe vor der Entscheidung in Straß-
burg, „eine beispiellose Lobby-Arbeit von
Industrie und Energiewirtschaft gegen den
Vorschlag“ gegeben. Und nach Meinung
von Bärbel Höhn (Bündnis 90/Die Grünen)
steckt der Klimaschutz in der wohl tiefsten
Krise“ seiner Geschichte. as ❚

Luftfahrt leidet
unter Streiks 
WIRTSCHAFT Im deutschen Flugverkehr
herrsche „eine Situation wie in Großbritan-
nien vor Margaret Thatcher“. Beinahe im
Drei-Monats-Abstand werde er durch
Streiks einer Vielzahl teils kleinster Sparten-
Gewerkschaften beeinträchtigt, erklärte der
Vorstandsvorsitzende der Lufthansa, Chris-
toph Franz, in einer Sitzung des Wirtschafts-
ausschusses des Bundestages in der vergan-
genen Woche. Franz trat zusammen mit
dem Chef von Air Berlin, Wolfgang Prock-
Schauer, vor dem Ausschuss auf. 
Franz rief den Bundestag auf, in der nächs-
ten Legislaturperiode Rahmenbedingungen
zu schaffen, um „ohne Eingriff in den Kern
der Tarifautonomie“ solche Konflikte fried-
lich beilegen zu können.
Prock-Schauer beklagte vor allem hohe Ab-
gaben sowie Nachtflugverbote. Franz er-
gänzte für sein Unternehmen, die Gebüh-
ren und Steuern seien in den letzten zehn
Jahren doppelt so stark gestiegen wie die
Personalkosten, nämlich um über fünf Pro-
zent jährlich. Sie seien inzwischen der
zweitgrößte Kostenfaktor nach dem Treib-
stoff und noch vor dem Personal. Franz be-
zweifelte zudem die Lenkungswirkung von
CO2-Steuern. Der Treibstoff sei ein so gro-
ßer Kostenfaktor, dass sich die Fluggesell-
schaften ohnehin um Einsparungen be-
mühten. Sie brauchten aber die Mittel, um
in moderne Technik zu investieren, und die-
se würden durch die hohen Abgaben ge-
schmälert. Auf die Frage von Abgeordneten,
ob der Kostendruck auf die Sicherheit
durchschlagen könnte, antwortete Franz
unter Kopfnicken von Prock-Schauer, die
gesamte Branche sei sich einig, dass sie
„nicht am sehr hohen Sicherheitsstandard
sparen“ werde.
Der wirtschaftliche Erfolg Deutschlands sei
„ohne funktionierenden Luftverkehr nicht
denkbar“, stellte der Vorsitzende des Aus-
schusses, Ernst Hinsken (CSU), fest. pst ❚
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Hilfe und Sicherheit im Urlaub 
TOURISMUS Bundestagsausschuss besucht das Krisenreaktionszentrum im Auswärtigen Amt

>STICHWORT

> Nationaler Radverkehrsplan (NRVP) 2020 Der aktu-
elle NRVP gilt für die Jahre 2013 bis 2020 und schließt sich
somit nahtlos an den ersten NRVP an, der den Zeitraum  von
2002 bis 2012 umschloss.

> Integrierte Mobilitätspolitik Der NRVP 2020 ist Teil ei-
ner integrierten Verkehrs- und Mobilitätspolitik und zielt
über die Förderung des Radverkehrs hinaus auf eine Stär-
kung des sogenannten Umweltverbundes aus ÖPNV, Fuß-
und Radverkehr.

> Fahrradnutzung  Derzeit gibt es in Deutschland rund 70
Millionen Fahrräder. In 80 Prozent aller Haushalte ist min-
destens ein Rad, in 25 Prozent sind drei oder mehr Fahrrä-
der vorhanden.

RADVERKEHRSPLAN 2020 – Den Radverkehr gemeinsam weiterentwickeln 
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»Es war falsch,
die Mittel

für den
Radwegebau

um 40 Prozent
zu kürzen.«

Burkhard Stork (ADFC)

Oft ist das Fahrad schneller als das Auto – vor allem in Innenstädten.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Mit Steuerhinterziehung und Steueroasen
hat sich der Deutsche Bundestag in der letz-
ten Woche gleich mehrfach befasst. So auch
in einer aktuellen Stunde: „Zum Judaslohn
von 1,6 Milliarden Euro haben Sie versucht,
die Steuerehrlichen zu verraten.“ Dies hielt
Thomas Gambke (Bündnis 90/Die Grünen)
der Regierungskoalition vor. Er hob damit
auf das angepeilte und am Widerstand des
Bundesrates gescheiterte Steuerabkommen
mit der Schweiz und den erwarteten Ertrag
für den Fiskus ab. Gambke verurteilte die
Anonymität, die mit dem Abkommen ver-
bunden gewesen wäre. Stattdessen komme
es allein auf Transparenz an.
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) verteidigte in der unter anderem an-
lässlich des aktuellen Falles von Bayern-Prä-
sident Uli Hoenes beantragten Aktuellen
Stunde das Abkommen: „Wir hätten seit
dem 1. Januar eine befriedigende Regelung.
Der Ankauf von Datensammlungen wäre
überflüssig gewesen.“
Das Scheitern des Abkommens im Bundes-
rat nannte Hans Michelbach (CSU) eine
„verantwortungslose Blockade“. Er hielt der
Opposition vor, den Fall Hoeneß zum An-
lass zu nehmen, ihre „gefährliche Polemik
gegen die sogenannten Reichen zu verschär-
fen“. Anonymität gelte im Übrigen auch bei
den strafbefreienden Selbstanzeigen, die
ebenfalls auch dem Steuergeheimnis unter-
lägen.
Thomas Oppermann (SPD) stufte die Steu-
erhinterziehung als „spezifische Form der
Oberschichtenkriminalität“ ein. Das Steu-
erabkommen hätte nach seiner Ansicht zu
einer „schonenden Legalisierung schwerer
Straftaten“ geführt, wenn „Leute wie Uli
Hoeneß nicht öffentlich zur Verantwortung
gezogen“ würden. Für Steuerhinterzieher
seien nun „die Schonzeiten vorbei“, sagte
er: „Wir brauchen eine härtere Gangart“ –
mehr Beamte für Betriebsprüfungen, Aus-
bau der Steuerfahndung oder auch „scharfe
Sanktionen gegen Banken, die helfen“.

„Sie entsachlichen die gesamte Debatte“,
hielt Volker Wissing (FDP) der Opposition
vor. Das Instrument der Selbstanzeige sei
nötig, damit es „jederzeit eine Brücke zur
Ehrlichkeit“ gebe. Er verteidigte das Steuer-
abkommen: Damit hätten „alle Nadeln auf
einmal“ gefunden werden können – „ge-
rechter geht es nicht“. Dagegen setzten SPD,
Grüne und Linke lediglich auf das Aufspü-
ren „einzelner Nadeln“.
Barbara Höll (Linke) hob auf die Selbstan-
zeige mit Strafbefreiung als „Sonderheit im
Strafrecht“ ab. Sie gehöre „abgeschafft ohne
Wenn und Aber“. Die vorgesehene Anony-
mität bedeute eine „verkappte Großamnes-
tie“. Es komme darauf an, „die Unkultur der
Steuerhinterziehung zu beseitigen“. Es han-
dele sich um eine „Straftat, von der man
sich nicht einfach freikaufen kann“.
Zur Begründung des Scheiterns des Steuer-
abkommens hatte der Erste Parlamentari-
sche Geschäftsführer der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen, Volker Beck, erklärt: „Wer
mit enormer krimineller Energie zig Millio-
nen in der Schweiz dem Fiskus entzieht,
muss dafür auch zur Rechenschaft gezogen
werden.“ Dass Steuerabkommen verhindert
zu haben, sei richtig gewesen.
Es sei „auch richtig, dass wir mit der Vermö-
gensabgabe Multimillionäre wie Hoeneß
stärker zur Finanzierung des Gemeinwesens
heranziehen werden“. Beck: „Von der Stabi-
lisierung der Finanzmärkte haben die gro-
ßen Vermögen überproportional profitiert.“
Deshalb sei es vernünftig, sie jetzt heranzu-
ziehen. Franz Ludwig Averdunk ❚

Der Autor ist Berliner  Korrespondent 
der „Westfälischen Nachrichten“.

Nadeln im Heuhaufen
FINANZEN Weiter Streit um Abkommen mit der Schweiz 

In Zeiten der Globalisierung sind Kapital-
anlagen im Ausland eine Selbstverständ-
lichkeit. Deutsche Unternehmen geben An-
leihen regelmäßig über Finanztöchter in
Luxemburg oder in den Niederlanden he-
raus, Fonds deutscher Banken residieren oft
in Luxemburg. Auch der Erwerb von aus-
ländischen Wertpapieren ist in Deutsch-
land kein Problem. So können sich Anleger
etwa Aktien des Schweizer Nahrungsmittel-
produzenten Nestlé in ihr deutsches Wert-
papierdepot legen. Spätestens bei der Divi-
dendenausschüttung erleben sie aber dann
eine böse Überraschung, weil sie nicht 
vom Schweizer, sondern auch noch vom
deutschen Finanzminister behelligt wer-
den. 

Die Staaten kassieren Ein Beispiel: Die
Dividende für 70 Nestlé-Aktien betrug in
diesem Jahr 117,81 Euro. Davon zog die
Schweiz gleich 35 Prozent Quellensteuer
ab, was den Ertrag um 41,23 Euro reduzier-
te. Zwar nimmt der deutsche Fiskus etwas
Rücksicht und rechnet die Schweizer Steu-
er an, aber 11,78 Euro Kapitalertragsteuer
sowie 64 Cent Solidaritätszuschlag bleiben
beim deutschen Finanzamt hängen. Der
Anleger erhält von der Ursprungsdividende
von 117,81 Euro gerade noch 64,16 Euro
ausbezahlt. Der ausländische Anleger kann
allerdings bei den Schweizer Behörden ei-
ne Erstattung der Quellensteuer beantra-
gen. 
Großanleger – vor allem mit Schwarzgeld –
wählten in der Vergangenheit den einfache-
ren Weg, brachten ihr Geld in die Schweiz
und ließen es dort auf den Konten. Der
deutsche Fiskus ging leer aus. Um dies zu
ändern, hatten Deutschland und die
Schweiz ein neues Doppelbesteuerungsab-
kommen geschlossen, wonach Kapitaler-
träge deutscher Steuerpflichtiger in der
Schweiz wie in Deutschland besteuert wer-
den sollten. Dafür sollten die Schweizer
Zahlstellen eine der deutschen Abgeltung-

steuer (derzeit 25 Prozent) und dem deut-
schen Solidaritätszuschlag (5,5 Prozent der
Abgeltungsteuer) entsprechende Quellen-
steuer erheben. Das Abkommen vom 
5. April 2012 (17/10059) kam wegen des
Widerstands des deutschen Bundesrates
nicht zu Stande. Auch für die Vergangenheit
wurde ein Verfahren zur Nachversteuerung
bisher unentdeckter unversteuerter Vermö-
genswerte in der Schweiz „auf Basis realis-
tischer Annahmen“ vereinbart. Die Nach-
versteuerung sollte anonym durch eine 
Einmalzahlung der Konteninhaber erfol-
gen. 

Da das deutsch-schweizerische Abkom-
men nicht in Kraft trat, bleibt reuigen Steu-
ersündern nur die Möglichkeit der strafbe-
freienden Selbstanzeige. Doch auch dage-
gen regt sich in Deutschland Widerstand:
Die Linksfraktion im Bundestag brachte
bereits einen Antrag (17/13241) mit der
Aufforderung an die Bundesregierung ein,
die Möglichkeit der strafbefreienden
Selbstanzeige bei Steuerhinterziehung so-
wie das Absehen von Strafverfolgung in be-
sonders schweren Fällen von Steuerhinter-
ziehung sofort abzuschaffen. Wie die Frak-
tion in ihrem Antrag erläutert, sei Steuer-

hinterziehung eine Straftat, die nach Para-
graf 370 der Abgabenordnung (AO) mit
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder einer
Geldstrafe, in besonders schweren Fällen
mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren, be-
straft wird. Im Gegensatz zu anderen Straf-
tatbeständen bestehe in Deutschland bei
einer Steuerhinterziehung die Möglichkeit,
durch die Abgabe einer Selbstanzeige Straf-
freiheit zu erlangen. Das wird hierzulande
möglicherwiese auch noch eine Zeitlang so
bleiben. Der Deutsche Bundestag lehnte
den Antrag der Linksfraktioon am Freitag
ab. hle ❚

Auslands-Geldanlagen sind keine Seltenheit mehr
SCHWEIZ Außerhalb Deutschlands müssen Anleger mit hohen Quellensteuern rechnen. Selbstanzeige bleibt weiter möglich

U
m die Steuermoral vieler
reicher und wohlhaben-
der Deutscher ist es au-
genscheinlich nicht sehr
gut bestellt. Erst Anfang
des Monats war weltweit

ein globales Netz dubioser Finanzgeschäfte
enthüllt worden. Überall gerieten Politiker,
Unternehmer, Prominente und Milliardäre
unter Druck, die ihr Vermögen vor dem Fis-
kus in Sicherheit gebracht haben sollen. 
In Deutschland und anderen Ländern meh-
ren sich seitdem die Forderungen, Steueroa-
sen den Kampf anzusagen und Schlupflö-
cher auszutrocknen. Und nun auch noch
Uli Hoeneß. Nach jüngsten Daten der Bun-
desbank haben die Deutschen nämlich in
Steueroasen Forderungen in Höhe von 152
Milliarden Euro aufgebaut. Schätzungen
der Steuergewerkschaft gehen noch weiter:
Sie vermuten rund 400 Milliarden Euro, die
Deutsche im Ausland vor dem Fiskus ver-
steckt haben. Hilfe bekommen Anleger da-
bei von deutschen Banken. Sie  unterhalten
in den 22 Steueroasen 25 Niederlassungen
mit Banklizenz. Die will nun auch die Ba-
Fin, das Bundesamt für Fi-
nanzdienstleistungen, ge-
nauer unter die Lupe neh-
men. Besonders interessiert
sie sich dabei für Geschäfte,
die die Banken gerne als
„Vermögensverwaltung“ be-
zeichnen. 

Flucht auf die Inseln Dabei
trifft das deutsche Wort von
den „Steueroasen“ eigent-
lich gar nicht zu. Mit Wüs-
ten haben nämlich die Orte,
in denen man anonym und verschwiegen
sein Geld zins- und steuergünstig parken
darf, nicht das Geringste zu tun. Da be-
schreibt das englische Wort „tax haven“
(„Steuerhafen“) oder „Off Shore“-Gebiete
(„fern der Küste“) weitaus besser, worum es
sich bei den meisten Geldverstecken in
Wirklichkeit handelt – um Inseln. Ob das
krisengeschüttelte Zypern, Malta, die Kanal-
inseln Jersey und Guernsey in Europa, oder
die Karibikinseln Kaiman, Bahamas oder
Barbados – es sind nicht umsonst Inseln,
die das Geld der Reichen dieser Welt fast
magisch anziehen. 
Aus einem ganz einfachen Grund: Eilande
haben, außer ein wenig Tourismus, nicht
viele Möglichkeiten, sich wirtschaftlich zu
betätigen. Industrien gibt es in der Regel
nicht, Bodenschätze auch nicht. Da bieten
sich Finanzdienstleistungen an. Um Kapital
anzulocken, braucht es nicht viel Platz.
Raum für Briefkastenfirmen ist auch auf der
kleinsten Insel, die zudem auch keine gro-
ßen Steuern im Land zu erheben braucht.
Weder gibt es eine umfangreiche Infrastruk-
tur, noch eine aufwendige Verwaltung. Und

hat man schon einmal etwas von den be-
waffneten Streitkräften der Kaiman-Inseln
gehört?  Das alles kann sich ein Inselstaat in
der Karibik schenken. Genauso wie allzu
viel Regulierung. Was es dagegen braucht,
sind stabile politische Verhältnisse und ein
funktionierendes Rechtssystem. Und natür-
lich jede Menge Diskretion, wenn zum Bei-
spiel vermögende Privatleute ihr Geld in ein
Unternehmen einbringen, das es danach
beispielsweise einer Stiftung in einer jener
Steueroase überträgt. Dadurch taucht nur
die Firma als Eigentümer auf, nicht aber die
Person. Die Erträge der Stiftung sind steuer-
frei und es gibt keine automatischen Mel-
dungen ans deutsche Finanzamt. Auch die
Erbschaftsteuer entfällt. 
Das alles macht weit abliegende Inseln für
die Finanzindustrie so interessant. Die Kai-
man-Inseln sind auf diese Weise mit 40 Pro-
zent Anteil zum größten „Hafen“ für global
agierende Hedgefonds geworden. 80.000
Firmen haben hier ihren Sitz. Die Inseln
sind so der fünftgrößte Finanzplatz der Welt
– mit einer Bevölkerung von nicht einmal
50.000 Einwohnern, der Größe Passaus

oder Ibbenbürens. Der Fi-
nanzsektor ist somit gigan-
tisch überdimensioniert für
die kleine Insel und vor al-
lem wenig transparent.
Nicht umsonst waren die
Kaimans mitverantwortlich
für die weltweite Finanzkri-
se 2007 und 2008. Die inter-
nationalen Großbanken,
aber auch deutsche Landes-
banken, hatten dorthin ihre
US-Häuserkredite ausgela-
gert, die die Finanzkrise aus-

lösten. Niemand hatte am Ende noch einen
Überblick über das Ausmaß der Verwerfun-
gen, weil die Kredite in den Bankbilanzen
zuhause nicht auftauchten.
Steuerparadiese müssen aber nicht immer
meerumschlungen sein. Es gibt sie auch auf
Land – klein und ebenso abgeschottet etwa
in Andorra, San Marino, Monaco, Gibraltar
und in Liechtenstein. Und selbst mitten in
Amerika trifft man auf sie – in  Delaware
und New Jersey etwa, die mit sehr liberalen
Unternehmensgesetzen und niedrigen Kör-
perschaftsteuern locken. Und dann sind da
natürlich noch die Schweiz, Österreich und
Luxemburg, die in der Vergangenheit deut-
schen Finanzämtern keine Zinsen meldeten
und stattdessen eine anonyme Quellensteu-
er von 35 Prozent erhoben, die – wiederum
anonym – an Deutschland abgeführt wur-
de. 

Erlaubte Anlagen Dabei ist es nicht verbo-
ten, Geld in Steueroasen anzulegen. Die
Tricks der Unternehmen mögen zwar mora-
lisch fragwürdig sein, sind aber erlaubt. Für
Unternehmen wie für Privatleute gilt aber,

dass sie Erträge aus Steueroasen dem deut-
schen Fiskus melden müssen, denn im
deutschen Steuerrecht gilt das Wohnsitz-
prinzip. Wer in Deutschland einen Wohn-
sitz hat und seinen Lebensmittelpunkt, der
versteuert dort seine gesamten Einkünfte,
die er irgendwo auf der Welt erzielt. Auch
die zahlreichen Doppelbesteuerungsab-
kommen mit anderen Ländern regeln, dass
Kapitalerträge in Deutschland versteuert
werden müssen. Gibt es im Ausland eine
Steuer auf solche Erträge, kann man sich
dort davon freistellen lassen oder gezahlte
Steuern in Deutschland anrechnen lassen.
So wächst der politische Druck in Deutsch-
land rechtzeitig zu Beginn des Wahlkampfs
auf Steueroasen und auf alle, die versuchen,
ihr Schäfchen ohne viele Abgaben sicher ins

Trockene zu bringen. „Steuerbetrug ist kein
Kavaliersdelikt, sondern eine Straftat“, sagt
etwa SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück.
Der frühere Bundesfinanzminister hat vor
kurzem erst einen Acht-Punkte-Plan vorge-
legt, mit dem er Briefkastenfirmen und ano-
nyme Konten verbieten lassen will. „Ohne
schärfere Maßnahmen geht Vertrauen in
den Rechtsstaat verloren.“ Steinbrück:
„Steueroasen sind Gerechtigkeitswüsten.“
Auch Grünen-Fraktionschef Jürgen Trittin
sieht dringenden Handlungsbedarf: „Wie
das geht, zeigen Frankreich mit einer Steu-
er auf Zahlungen in Steueroasen und die
USA, die Banken zur Weitergabe aller Kun-
dendaten zwingen.“ 
Dabei ist der Kampf gegen Steueroasen und
Steuerflüchtlinge ein Bohren dicker Bretter.

„Es macht wenig Sinn, einfach nur verbal
um sich zu schlagen. Dadurch kommt nicht
ein einziger Cent zusätzlich in die deut-
schen Kassen“, meint etwa Bundesfinanz-
minister Wolfgang Schäuble (CDU). „Wir
müssen den Weg der internationalen Ver-
handlungen, Kooperation und Verträge ge-
hen, um wirklich etwas zu ändern.“ Schäu-
ble: „Wir haben mit Beharrlichkeit aber
schon viel geschafft.“ 

Schwarze Liste Vor allem die OECD und die
EU haben es sich dabei auf die Fahnen ge-
schrieben, die Steueroasen westweit auszu-
trocknen. Vor einigen Jahren gab es sogar ei-
ne Art schwarze Liste, auf der Länder standen,
die geächtet werden sollten. Mit wenig Erfolg.
Das lag auch daran, dass Großbritannien und

besonders die Vereinigten Staatden zwar im
Ausland rabiat gegenüber Banken, auf denen
sie steuerflüchtiges Geld vermuten, auftreten,
aber zugleich dulden sie auf ihrem eigenen
Staatsgebiet selbst Steueroasen.
Doch es gibt auch Erfolge: Steuerflüchtlinge
in Luxemburg verlieren schon bald ihre Ano-
nymität. Die Regierung des Großherzogtums
will ab 2015 die Zinserträge ausländischer
Anleger aus EU-Staaten automatisch an deren
Heimatländer übermitteln. Damit steigt der
Druck auf die letzte verbleibende Steueroase
in der EU: Österreich entzieht sich der EU-
Zinsbesteuerung, weil es für sich – noch – ei-
ne Ausnahmeregel beansprucht. 

Christoph Birnbaum ❚

Der Autor ist freier Journalist in Bonn 

Großes Geld auf kleinem Raum
STEUEROASEN Deutsche sollen bis zu 400 Milliarden Euro vor dem Fiskus im Ausland versteckt haben

Auf den idyllischen Kaimaninseln in der Karibik kann man nicht nur schönen Urlaub machen. Es wird dort auch viel Geld versteckt.

»Ohne schärfere
Maßnahmen

geht Vertrauen
in den

Rechtsstaat 
verloren.«

Peer Steinbrück (SPD)
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Schwieriger Neuanfang: Italiens Staatspräsident Giorgio Napolitano (links, Bildmitte) nach seiner Wiederwahl. Kurz darauf hatte er Enrico Letta (rechts) mit der Regierungsbildung beauftragt. Er soll Italien aus der Krise führen.
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Bulgarien wählt am 12. Mai ein neues Par-
lament. Der Versuch, den politischen Geg-
ner im Wahlkampf zu diskreditieren, ist in
Bulgarien übliche politische Praxis. Ob es
sich aber bei der aktuellen Abhöraffäre um
eine gezielte Kampagne handelt, war bisher
umstritten. Der frühere Landwirtschaftsmi-
nister Miroslav Najdenow hatte in der ver-
gangenen Woche im Frühstücksfernsehen
des Senders bTV den früheren Innenminis-
ter Zwetan Zwetanov beschuldigt, ihn und
andere Minister seit 2009 der Regierung von
Boiki Borissov illegal abgehört zu haben,
einschließlich des Ministerpräsidenten. 

Protestbewegung Bisher prognostizierten
Meinungsumfragen Borissows Partei „Bür-
ger für eine europäische Entwicklung Bulga-
riens“ GERB bessere Chancen bei den vorge-
zogenen Parlamentswahlen als der „Bulgari-
schen Sozialistischen Partei“ (BSP). Der jetzt
konkret gewordene Abhörvorwurf gegen Ex-
Innenminister Tsvetanov könnte die Wahl-
chancen von GERB nun aber schmählern. 

Im Februar war ein Proteststurm über Bul-
garien hinweggezogen; täglich empörten
sich Hunderttausende Bürger auf den Stra-
ßen der Hauptstadt Sofia und vieler anderer
Städte über hohe Stromrechnungen – und
forderten auch den Rücktritt der Regierung
Borissov. Nach blutigen Auseinanderset-
zungen zwischen Demonstranten und der
Polizei in Sofia trat Borissov zurück.  Wer
glaubte, Borissovs politisches Schicksal sei

dadurch besiegelt, könnte sich getäuscht
haben. Viele politische Beobachter werteten
ihn als taktischen Schachzug, mit dem Bo-
rissov versuchen wollte, seinen fortschrei-
tenden Popularitätsverlust aufzuhalten. Bis-
lang lag seine Partei bei Meinungsumfragen
vor den Sozialisten.  
Außer den beiden großen Parteien werden
voraussichtlich die die Interessen der türki-
schen Minderheit vertretende „Bewegung
für Rechte und Freiheiten“ (DPS), die natio-
nalistische Partei „Ataka“ und die von der
ehemaligen EU-Kommissarin Meglena Ku-
neva angeführte „Bewegung Bulgarien der
Bürger“ (DBG) ins neue Parlament in Sofia
einziehen. 
Die Anhänger der Protestbewegung hatten
eine Verfassungsänderung zur Abkehr vom
traditionellen Parteiensystem hin zu einer
verstärkten „Bürgerkontrolle“ gefordert. Die
Zahl der Parlamentarier sollte dezimiert
werden und Wähler die Möglichkeit erhal-
ten, Abgeordnete bei Nicht-Einhaltung von
Wahlversprechen von ihrem Mandat abzu-
berufen. Unterdessen hat die einstige Pro-
testbewegung allerdings offenbar stark an
Zustimmung verloren – bei der letzten
„Sonntagsfrage“ tauchen ihre Parteien gar
nicht auf. Frank Stier ❚

Der Autor ist Korrespondent in Sofia. 

Watergate in Sofia 
BULGARIEN Abhöraffäre überschattet Vorbereitungen zur Parlamentswahl am 12. Mai 

Boiko Borissov möchte erneut
Regierungschef werden.

G
ut zwei Monate nach der
Parlamentswahl be-
kommt Italien eine neue
Regierung. Nach der wo-
chenlangen politischen
Krise kündigte der desig-

nierte Regierungschef Enrico Letta am ver-
gangenen Freitag an, eine neue Kabinettslis-
te aufzustellen. Was der für Italiens politi-
sche Verhältnisse extrem junge 46-jährige
Letta da versucht, ist ein Wagnis – mit vie-
len Risiken. Getragen wird seine Regierung
nämlich von einer bisher unmöglichen Ko-
alition. Zwanzig Jahre lang standen sich das
Mitte-Links-Lager um Lettas „Partito Demo-
cratico“ und Berlusconis „Volk der Freiheit“
spinnefeind gegenüber. Und das zwölfmo-
natige Arbeitsbündnis, zu dem internatio-
naler Druck und drohender Staatsbankrott
unter der „Technokraten“-Regierung Mario
Montis beide Parteien zusammengezwun-
gen hatte, brachte sie einander nicht näher.
Im Gegenteil.

Koalition der Verlierer Zusammen mit
Mario Montis kleiner Zentrumspartei tref-
fen sich die beiden vom Wähler dezimier-
ten, einstmals „Großen“ nun in einer Koali-
tion der Verlierer wieder, in welcher ausge-
rechnet der Politiker mit dem größten Ver-
lust an Wählerstimmen als der Stärkste
auftritt: Silvio Berlusconi. Die verhinderten
Wahlsieger nämlich, die Sozialdemokraten
unter ihrem zurückgetretenen Parteichef
und Spitzenkandidaten Pier Luigi Bersani,
sind mit der schlecht orchestrierten und aus
den eigenen Reihen torpedierten Wahl des
Staatspräsidenten praktisch zerfallen. In

diesem alles andere als ausgewogenen Kräf-
teverhältnis liegt eine der Sollbruchstellen
der künftigen, in Italien so noch nie erprob-
ten Großen Koalition. Sind, so fragen Ber-
lusconis Leute, die Sozialdemokraten mit
ihren gegenläufigen internen Strömungen,
ihrer Generalabrechnung „Alle gegen Alle“
und ihrer gerade erst beginnenden neuen
Selbstfindung zu tragfähigen, verlässlichen
Entscheidungen in der Lage? In Lettas „Par-
tito Democratico“ wiederum fragen viele:
Müssen wir wirklich um jeden Preis mit
dem Erb- und Erzfeind Berlusconi koalie-
ren? Einige sozialdemokratische Abgeord-
nete haben bereits angekündigt, einer Koali-
tionsregierung auch unter ihrem eigenen Vi-
ze-Parteichef Letta das Vertrauen nicht aus-
zusprechen, worauf man in der
Fraktionsführung hart reagierte: Wer der
Parteilinie nicht folgt, fliegt raus.
Und Berlusconi? Er rühmte sich just dieser
Tage damit, „schon sechs Parteiführer der
Linken erledigt“ zu haben. In Rom wettet so
mancher, Enrico Letta könnte der siebte
werden. Gestützt auf für ihn günstige Mei-
nungsumfragen ist Berlusconi bereits jetzt
versucht, es eher auf möglichst frühzeitige
Neuwahlen als auf eine Unterstützung der
Großen Koalition anzulegen. Die Zerfase-
rung seines eigenen Lagers, den auch dort
längst in Gang gekommenen Generationen-
konflikt, überspielt er mit seiner allgegen-
wärtigen Persönlichkeit. 
Zudem droht Berlusconi gerichtliches Un-
gemach: Nach dem 13. Mai ist in Mailand
mit den Urteilen im Bunga-Bunga-Prozess
(Prostitution mit Minderjährigen, Amts-
missbrauch) und in jenem Steuerverfahren

zu rechnen, das ihm in erster Instanz bereits
eine Verurteilung zu vier Jahren Haft einge-
tragen hat. Das Appellationsgericht könnte
erneut den fünfjährigen Ausschluss Berlus-
conis aus allen öffentlichen Ämtern verfü-
gen – und der Verurteilte dann aus Wut die
Regierung in Rom sprengen. Andere in Rom

glauben der Regierung Enrico Lettas eine
längere Lebensdauer prophezeien zu kön-
nen – wobei „länger“ im Maximalfall zwei
Jahre bedeutet. Anders als Montis „Techno-
kraten“-Kabinett, sagen diese Stimmen, sei
die neue Koalitionsregierung nicht von
oben eingesetzt, sondern werde von unten,

aus den Reihen der Parteien, mit allseits ver-
träglichen Politikern bestückt; das erhöhe
den Selbstverpflichtungscharakter.
Wie auch immer: Die Probleme des Landes
drängen zu schnellen, entschlossenen Ta-
ten. Und Europa – wie auch der deutsche Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble (CDU)

deutlich machte – will in Rom endlich eine
stabile, verlässliche, berechenbare Regie-
rung am Werk sehen. 
Italiens Wirtschaft kommt indes nicht aus
der Rezession, die Schulden steigen weiter,
das Geld ist knapp – unter anderem, weil
die öffentliche Verwaltung den privaten Zu-

lieferern an die Hundert Milliarden Euro
schuldet und diese jetzt nur tröpfelnd und
teilweise zurückzahlen kann. Die Arbeitslo-
sigkeit, gerade unter jungen Leuten, steigt
Monat für Monat; nach letztem Stand liegt
sie bei 37,8 Prozent. Für 500.000 jener Be-
schäftigten, die seit Monaten auf Kurzarbeit
oder gar Kurzarbeit Null gesetzt sind, geht
im Sommer das staatliche Unterstützungs-
geld zu Ende. Gleichzeitig ist unter dem
Haushaltssanierer Monti die Abgabenlast so
schwer geworden, dass – so stöhnt der na-
tionale Unternehmerverband Confindus-
tria – „Firmen Kredite aufnehmen müssen,
allein um die Steuern zu zahlen“. 

Fehlende Reformen Der private Verbrauch
ist als Wirtschaftsmotor ausgefallen. Liegen
geblieben sind unter Monti nicht nur Maß-
nahmen zur Förderung der Konjunktur,
sondern auch die Einsparungen beim Staat,
die Reform der öffentlichen Verwaltung, die
zwangsläufig zum Abbau weiterer Arbeits-
plätze führen würde. 
Für Reformen dieses Kalibers und dieser
Dringlichkeit wäre in der Tat eine Große Ko-
alition das beste Werkzeug. Enrico Letta hat
probiert, dieses für Italien neue Instrument
auch neuartig zu gestalten; er hat versucht,
sich aus dem verfahrenen Zwist der Partei-
en dadurch zu lösen, dass er möglichst we-
nige alte, einschlägig verstrickte Politiker in
sein Kabinett geholt hat. Das nach Wandel
dürstende Volk bekommt also neue Gesich-
ter präsentiert, der neue Geist – er zieht viel-
leicht bald nach. Paul Kreiner  ❚

Der Autor ist freier Korrespondent in Rom.  

ITALIEN Die neue Regierung von Enrico Letta ist ein Wagnis mit ungewissem Ausgang 

Überall Stolpersteine  

Der frühere Ministerpräsident Silvio Berlusconi rühmt sich „schon sechs Parteiführer
der Linken erledigt zu haben“.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

In Serbien hat das Parlament am vergange-
nen Freitag über das Kosovo-Abkommen
beraten. Das Abstimmungsergebnis lag bei
Redaktionsschluss noch nicht vor. Es wird
jedoch mit einer breiten Zustimmung ge-
rechnet, da sich alle wichtigen Parteien für
das Abkommen ausgesprochen haben.
Das Parlament in Kosovo hatte bereits in
der vergangenen Woche für die Vereinba-
rung gestimmt. Allerdings drohten die Ko-
sovo-Serben bei einer Demonstration in
Mitrovica, die Umsetzung zu blockieren,
weil sie die Vereinbarung als „illegal“ 
ansehen. 
In dem Grundsatzabkommen hatten sich
Serbien und das Kosovo unter Vermittlung
der Europäischen Union vor zehn Tagen
überraschend  geeinigt, ihre seit Jahrzehn-
ten vergifteten Beziehungen neu zu regeln.
Es sieht unter anderem eine großzügige Au-
tonomie für die serbische Minderheit im
Kosovo vor. Im Gegenzug müssen sich die
Kosovo-Serben in die verfassungsrechtliche
Ordnung Kosovos einfügen. Dagegen lau-
fen sie zwar Sturm. Am Ende dürften sie
aber doch einwilligen, weil sie ganz und gar
von den finanziellen Zuwendungen Bel-
grads abhängig sind, die jährlich schät-
zungsweise 300 Millionen Euro ausma-
chen. Ohne diese Finanzspritze kann die
Minderheit nicht existieren.

In Serbien selbst unterstützt die große
Mehrheit der politischen Landschaft das
Abkommen. Das gilt für die Regierungspar-
teien (SNS und SPS) sowie für die Demo-
kratische Partei (DS) als größte Oppositi-
onskraft. Nur die extremen Nationalisten
und die Serbisch-Orthodoxe Kirche sind
strikt gegen die Vereinbarung. Regierungs-
chef Ivica Dacic hatte die Beweggründe der
neuen Kosovo-Politik auf den Punkt ge-

bracht: „Wir müssen eine Politik machen,
aus der unser ganzes Volk Nutzen ziehen
kann“. Will sagen: Mit einer Blockadehal-
tung Belgrads wäre die weitere Annäherung
an Brüssel undenkbar. 
Jetzt ist viel von Aufbruch die Rede: „Offen-
sichtlich stehen wir am Beginn einer neuen
Ära mit der EU und den anderen europäi-
schen Staaten“, beschreibt Dacic die Lage:
„Serbien hat das Bild von sich in der Welt
völlig verändert und ist heute nicht mehr
nur eine negative Nachricht“.  Er und sein
Stellvertreter, der politisch starke Mann
Aleksandar Vucic, sind die eigentlichen Ar-
chitekten der neuen Politik mit dem Koso-
vo. Beide Spitzenpolitiker hatten erkannt,
dass nur eine Kooperation mit den USA und
der EU in Sachen Kosovo Serbien den Weg
in eine bessere Zukunft öffnet. Allerdings
müssen in den nächsten Monaten noch je-
de Menge Hindernisse aus dem Weg ge-
räumt werden. Denn die Tücken liegen in
der Umsetzung des Brüsseler Vertragswer-
kes. Die EU will jedenfalls erst einmal Taten
sehen. Die Staats- und Regierungschefs wer-
den erst im Juni über den Beginn von Bei-
trittsverhandlungen mit Serbien und über
ein Assoziierungsabkommen mit Kosovo
entscheiden. Thomas Brey ❚ 

Der Autor ist Korrespondent in Belgrad.

Zeitenwende auf dem Balkan 
SERBIEN-KOSOVO Grundsatzabkommen soll Weg nach Europa öffnen

Serbiens Regierungschef Dacic wünscht
sich eine Annäherung an die EU
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Jobgarantie für
Europas Jugend
EU Die Bundesregierung will sich für eine ef-
fektivere Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit in Europa einsetzen. Bei der Krise der EU
ginge es vorwiegend um die Konsolidierung
der Staatsfinanzen, dabei seien aber auch die
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und die

Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit
„zentrale Themen“,
sagte Arbeits- und So-
zialministerin Ursula
von der Leyen (CDU)
vergangene Woche
im Europaausschuss
des Bundestages. 
Für den Abbau der Ju-
gendarbeitslosigkeit
spiele die Arbeits-
marktmobilität eine
wichtige Rolle, beton-
te von der Leyen. Im

Februar habe man sich daher im Ministerrat
auf die Einführung einer Jugendgarantie ver-
ständigt. Danach sollen alle Jugendlichen un-
ter 25 Jahren mit Verlassen der Schule inner-
halb von vier Monaten einen Arbeits-, Ausbil-
dungs- oder Weiterbildungsplatz erhalten.
Dabei könne man auch auf die Erfahrungen
von Deutschland zurückgreifen: „Wir haben
gelernt, welche Maßnahmen wirken und wel-
che weniger effizient sind“, sagte die CDU-
Politikerin. Hier zeige sich immer wieder die
„enorme Bedeutung des Dualen Systems“, er-
klärte sie. Wichtig sei zudem die Mobilität der
Arbeitnehmer. In Europa arbeiteten nur drei
Prozent der Erwerbstätigen außerhalb ihrer
Nation, während die Mobilität innerhalb der
Vereinigten Staaten 15 Mal höher sei. Die
größte Hürde stelle die Sprachbarriere dar.
Mit einem Sonderprogramm soll Jugendli-
chen mit Sprachkursen in ihren Heimatlän-
dern, bei Praktika oder bei der Finanzierung
von Reisekosten geholfen werden. 
Auf die Frage, was die Bundesregierung hin-
sichtlich der Zuwanderung aus Rumänien
und Bulgarien tue, erläuterte sie, dass die Zu-
wanderung von Arbeitskräften aus beiden
Ländern von 31.000 im Jahr 2007 auf 58.000
im Jahr 2011 gestiegen sei. Damit kämen le-
diglich 0,3 Prozent aller Arbeitskräfte in
Deutschland aus diesen Ländern. „Ich will
aber nicht negieren, dass sich in manchen
Städten die Probleme unterm Brennglas zei-
gen“, räumte sie ein. Annette Sach ❚

Lammert: Kritik
an Sprachregime
EUROPA Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) hat erneut gefordert, wich-
tige europäische Dokumente umfassender
ins Deutsche zu übersetzen. Bei einem Ge-
spräch mit EU-Kommissar Marcos Sefcovic,
der für institutionelle Beziehungen und Ver-
waltung zuständig ist, wies er nachdrücklich
darauf hin, wie dringlich eine schnelle
Übersetzung für die Arbeit der Parlamenta-
rier sei. Er machte deutlich, dass fehlende
und unzureichende Übersetzungen wichti-
ger EU-Dokumente etwa hinsichtlich der
Euro-Rettung zu einer erheblichen Verärge-
rung unter den Abgeordneten führe. Gera-
de die deutlich gewachsene Rolle des Parla-
ments mache schnelle, präzise und autori-
sierte Übersetzungen für die Parlamentarier
notwendig. Obwohl der Bundestag mehr-
mals eine Überarbeitung des Sprachenre-
gimes gefordert hatte, werde diese nicht in
Angriff genommen, kritisierte Lammert.  Es
würden vielmehr noch die alten Regelun-
gen gelten, die für eine Union von bald 28
Staaten nicht geeignet seien. as ❚
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Ministerin Ursula
von der Leyen 
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F
ür Außenminister Guido Wes-
terwelle (FDP) ist die Sache
ganz klar: Gab es vor einem Jahr
bei der Opposition noch Beden-
ken hinsichtlich der „Anpas-
sung“ des Atalanta-Mandats der

Bundeswehr für den Einsatz vor der Küste
Somalias, dürften sich diese inzwischen zer-
streut haben. Die Mission sei erfolgreich,
Kampfhandlungen an Land habe es trotz
der Ausweitung des Einsatzgebietes – bis auf
einen einzigen Fall – nicht gegeben. Einer
Zustimmung der Opposition dürfe eigent-
lich nichts mehr im Weg stehen, sagte der
Minister bei der Einbringung des Antrages
der Bundesregierung (17/13111) auf Fort-
führung des Einsatzes – inklusive der im
vergangenen Jahr schon beschlossenen Er-
weiterung. Danach umfasst das Einsatzge-
biet nicht mehr nur die somalischen Küs-
tengebiete und inneren Küstengewässer so-
wie die Meeresgebiete vor der Küste Soma-
lias, sondern auch den Luftraum darüber.
Zudem dürfen deutsche Einsatzkräfte bis zu
einer Tiefe von maximal zwei Kilometern
aus der Luft gegen die Ausrüstung der Pira-
ten am Strand vorgehen.

Risiken Und genau da liegt nach wie vor das
Problem aus Sicht der SPD, wie Karin Evers-
Meyer deutlich machte. Zwar teilte sie den
von Westerwelle vermittelten Eindruck, dass
die Mission erfolgreich sei. Ihre Fraktion sei
daher auch für eine Fortsetzung, „aber eben
nur auf See“, wie die SPD-Abgeordnete be-
tonte. „Einer Ausweitung des Einsatzes auf
das Staatsgebiet und den Luftraum Somali-
as werden wir auch diesmal nicht zustim-
men“, kündigte sie an. Es gebe Zweifel an der
Sinnhaftigkeit der Erweiterung des Mandates
auch bei der Bundeswehr selbst, sagte die
SPD-Abgeordnete und sprach von einem un-
nötigen Risiko für die Soldaten. Atalanta, so
Evers-Meyer, sei auch ohne die Ausdehnung
auf die Küste erfolgreich. 
Ein bisschen dick aufgetragen sei dies, fand
Verteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU), der in Anlehnung an Konrad Ade-
nauer in Richtung SPD fragte: „Geht’s nicht
‘ne Nummer kleiner?“ Die Mandatsauswei-
tung sei doch ein Wunsch der Soldaten ge-
wesen, sagte de Maizière. Außerdem hätten
sämtliche EU-Staaten dafür gestimmt. Im
Übrigen könne von einer quantitativen Än-
derung des Mandats keine Rede sein. „Es ist
eine kleine, zusätzliche und nützliche Opti-
on“, sagte der Minister. Allein mit dem er-
wähnten einzigen Einsatz seit der Mandats-
ausweitung habe man schon eine abschre-
ckende Wirkung erzielt, urteilte de Maiziere
und fand in dieser Sicht Unterstützung beim
außenpolitischen Sprecher der Unionsfrak-
tion, Philipp Mißfelder (CDU). „Wir sind
davon überzeugt, dass das defensive Verhal-
ten der Piraten mit der Ausweitung des Man-
dats zu tun hat“, betonte dieser.
Der verteidigungspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion sah das anders: Es seien wohl
eher die Sicherheitsmaßnahmen, die Reeder
auf ihren Schiffen getroffen haben und die
nun Piraten abschrecken würden, sagte Rai-
ner Arnold. Angesichts eines einzigen Ein-
satzes, bei dem „drei kleine Boote und eine
Handvoll Außenborder zerstört wurden“,
müsse man sich fragen, ob eine Mandatie-
rung gerechtfertigt sei. Arnolds Antwort war
eindeutig: „Dafür sind unsere Mandate zu
ernsthaft.“

Warum nun die Piratenangriffe zurückge-
gangen sind, wusste auch Kathrin Vogler
(Die Linke) nicht zu beantworten. Genau
deshalb aber brauche es eine Evaluation
des Einsatzes durch unabhängige Wissen-
schaftler, forderte sie. Vogler kündigte
schon mal ein klares Nein zu dem Antrag
der Bundesregierung an. „Wir waren von
Anfang an dagegen, und dabei wird es auch
bleiben“, sagte sie. Statt des Militäreinsat-
zes brauche Somalia eine politische Lö-
sung, bei der nicht nur auf eine der Bürger-
kriegsparteien gesetzt werde, machte Vog-
ler deutlich. 
Die Grünen hätten bis zum vergangenen
Jahr dem Einsatz zugestimmt, erinnerte de-

ren Fraktionsvize Frithjof Schmidt. Bis es
diese „gravierende Änderung“ im Mandat
gegeben habe. Als von der Bundesregie-
rung zu hören gewesen sei, dies sei not-
wendig, um die Piraten zu bekämpfen, sei
auch ihm die Formulierung „Haben Sie es
nicht ‘ne Nummer kleiner?“ in den Sinn
gekommen. Nach Ansicht Schmidts über-
zeugt auch das Argument, es sei ja nur ein
einziger Einsatz gelaufen, bei dem es auch
keine Opfer gegeben habe, nicht. „Das wi-
derspricht ja eher der Auffassung, die Man-
datserweiterung sei für eine erfolgreiche
Bekämpfung der Piraten unbedingt nötig“,
sagte er und kündigte die Enthaltung sei-
ner Fraktion an. 

Damit konnte CDU-Mann Mißfelder nun
gar nichts anfangen. „Da finde ich es ja
fast schon konsequenter, wie die Links-
fraktion sich verhält, die sich wie bei allen
Mandaten verantwortungslos zeigt und
sich in ideologische Widersprüche verhed-
dert“, sagte er. Auch die Sozialdemokraten
waren Ziel seiner Kritik. Die erhobene For-
derung, über die Mandatsverlängerung
und die Erweiterung getrennt abzustim-
men, sei der anstehenden Bundestagswahl
geschuldet. „Das ist ganz offensichtlich“,
befand Mißfelder. „Sie verabschieden sich
aus einem Mandat, welches wir gemein-
sam erfolgreich auf den Weg gebracht 
haben.“ Götz Hausding ❚

MENSCHENRECHTE I UNHCR-Kommissar An-
tónio Guterres warnt vor einer Zuspitzung der
humanitären Lage der Flüchtlinge in und rund
um Syrien. Knapp 1,4 Millionen Syrer hätten
mittlerweile ihrer Heimat den Rücken gekehrt
und seien vor allem in die Nachbarländer Tür-
kei, Jordanien, Libanon und Irak geflohen, sag-
te der Hohe Kommissar des UN-Flüchtlingshilfs-
werks vergangene Woche im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Hinzu
kämen nochmals etwa 3,6 Millionen Binnen-
vertriebene innerhalb der syrischen Grenzen.
Guterres sprach von einer „furchtbaren Eskala-
tion“ des Konflikts mit „schlimmen Konsequen-
zen“. Es deute sich nicht „ein einziger Millime-
ter Fortschritt“ hin zu einer „politischen Lö-
sung“ und einem Ende des bewaffneten Kon-
flikts zwischen Aufständischen und dem
syrischen Regime an. Es sei von einem fortdau-
erndem Anstieg der Flüchtlingszahlen auszuge-
hen: Bis Ende des Jahres könnten 3,5 Millionen
Syrier ihr Land verlassen haben, die Zahl der

Binnenflüchtlinge nochmals auf mehr als sechs
Millionen steigen. Jeder zweite Syrer wäre dann
Flüchtling und sei auf humanitäre Hilfe ange-
wiesen, sagte der UNHCR-Vertreter. Er verwies
in diesem Zusammenhang auf die instabile La-
ge in den benachbarten Ländern und warnte
eindringlich davor, dass sich der Konflikt auf die
gesamte Nahost-Region ausweiten könnte.
Die Ankündigung Deutschlands, 5.000 Flücht-
linge aus Syrien aufzunehmen, nannte Guterres
„ein Zeichen der Solidarität“. Er verdeutlichte
aber auch, dass derzeit etwa 8.000 Syrer pro
Tag aus dem Land fliehen. Er wünsche sich ei-
ne deutlich stärkere internationale Bereitschaft
zur Unterstützung der Zivilbevölkerung in Sy-
rien und der aufnehmenden Nachbarländer,
sagte der UNHCR-Vertreter. Wichtig sei etwa,
dass Europa seine Grenzen für syrische Flücht-
linge offen halte. Aufnahmebereitschaft und
Schutzniveau für syrische Flüchtlingen würden
zwischen den EU-Mitgliedsländern teils stark
variieren. ahe ❚

Fünf Millionen Syrer auf der Flucht

AUSWÄRTIGES SPD und Grüne sind mit ihrer
Forderungen nach einer entschlosseneren Hal-
tung gegenüber dem autoritären Kurs der aser-
baidschanischen Regierung gescheitert. Ein  An-
trag (17/12467) wurde vergangene Woche von
Union, FDP und Die Linke abgelehnt. Die Abge-
ordneten hatten die Bundesregierung unter an-
derem aufgefordert, eine „abgestimmte Politik
auch und gerade mit Blick auf die Menschen-
rechte“ zu formulieren und darauf hinzuwirken,
„dass die Regierung Aserbaidschans bereits aus-
gehandelte Teile des Assoziierungsabkommens
mit der EU einhält und entsprechende Reformen
einleitet“. Zudem soll die Bundesregierung „auf
höchster politischer Ebene für die sofortige Frei-
lassung und Rehabilitierung“ inhaftierter Me-
dienvertreter und „aller politischen Gefange-
nen“ eintreten.

Ein friedliche Lösung des Konflikts um Berg-Ka-
rabach erfordere die Bereitschaft auf armenischer
und aserbaidschanischer Seite zu „ernsthaften
und entschlossenen  Schritten“, erklärte Wolf-
gang Götzer (CSU).Aserbaidschan müsse bei sei-
ner Öffnung nach Westen unterstützt werden.Bir-
git Homburger (FDP) erklärte, dass das Land noch
einen weiten Weg zu gehen habe und weitere Re-
formen notwendig seien.Aserbaidschan benötig-
te für eine umfassende Modernisierung eine
„selbstbewusste und vielfältige Zivilgesell-
schaft“, sagte Franz Thönnes (SPD).Viola von Cra-
mon-Taubadel (Grüne) betonte,dass sich der Um-
gang mit Grundrechten im vergangenen Jahr
nochmals deutlich verschlechtert habe. Katrin
Werner (Die Linke) unterstrich hingegen, das Ali-
jew-Regime sei „kein monolithischer Block, der
nur aus Betonköpfen besteht.“ bob ❚  

Langer Weg nach Westen

MENSCHENRECHTE II Die SPD-Fraktion hat
mit ihrer Initiative zu einer UN-Konvention für
die rechte älterer Menschen keine Mehrheit ge-
funden. Ihr Antrag (17/12399) scheiterte ver-
gangene Woche an der Koalitionsmehrheit von
CDU/CSU und FDP, die Linke enthielt sich, die
Grünen votierten für die Vorlage.
Die Sozialdemokraten hatten die Bundesregie-
rung unter anderem aufgefordert, die Wahl
Deutschlands in den UN-Menschenrechtsrat zu
nutzen, sich für eine entsprechende UN-Konven-
tion und die Einsetzung eines UN-Sonderbericht-
erstatters für die Menschenrechte älterer Men-
schen stark zu machen. Ferner soll die Bundes-
regierung auch auf nationaler Ebene die Men-
schenrechtslage „effektiv und nachhaltig
verbessern“ – unter anderem, indem Heimauf-
sichtsbehörden in die Lage versetzt werden, ih-
re Kontrollmöglichkeiten besser zu nutzen.

Frank Heinrich (CDU) räumte ein, dass sich ins-
besondere in Entwicklungsländern die Lage älte-
rer Menschen dramatisch verschlechtert habe.
Fraglich sei jedoch, ob dieses Problem durch ei-
ne UN-Konvention lösbar sei. Pascal Kober (FDP)
nannte es „nicht besonders hilfreich und glück-
lich“, dass der Antrag internationale und natio-
nale Interessen Älterer vermenge.
Angelika Graf (SPD) warf der Koalition vor, mit
einer solchen Haltung eine „effektive Weiterent-
wicklung der internationalen und letztlich natio-
nalen Schutzmechanismen“ zu behindern.Katrin
Werner (Die Linke) nannte die „Demografiestra-
tegie“ der Koalition eine „Placebo“ ohne kon-
krete Aktionspläne und Instrumente. Tom Koe-
nigs (Bündnis 90/Die Grünen) sagte, eine UN-
Konvention könne ein Zeichen setzen für welt-
weit gleiche Rechte „auf ein Älterwerden in
Würde“. bob ❚

Rechte älterer Menschen im Fokus

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Einen nachdrücklichen Appell, die Rechts-
normen des Europarats zu beachten und die
in der  Menschenrechtskonvention veranker-
ten Grundrechte konkret umzusetzen, hat
Joachim Gauck an die 47 Mitgliedsnationen
des Staatenbunds gerichtet. „Rechte und Frei-
heiten auf dem Papier genügen nicht, sie
müssen in der Praxis gewährleistet sein“, un-
terstrich der Bundespräsident vergangene
Woche vor der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarats. Es dürfe dabei auf dem
Kontinent „keine Doppelstandards bei Men-
schenrechten“ geben, der Europarat müsse
die Einhaltung
von Demokratie
und Rechtsstaat-
lichkeit in Ost und
West gleicherma-
ßen prüfen. Aller-
dings brauche die
Umsetzung von
Grundrechten in
den Transformati-
onsländern Mittel-
und Osteuropas Zeit, sagte Gauck. Diese
Staaten hätten einen anderen Hintergrund
als die über Jahrzehnte gewachsenen Demo-
kratien im Westen. Das deutsche Staatsober-
haupt erinnerte daran, dass der Europarat
während der kommunistischen Zeit ein
„wichtiger Orientierungspunkt“ für Opposi-
tionelle gewesen sei.
In Straßburg erheben osteuropäische Politi-
ker häufiger den Vorwurf, beim Thema Men-
schenrechte gehe der Staatenbund mit dem
Osten härter ins Gericht als mit dem Westen.
Christoph Strässer teilt diese Kritik nicht. An-
lässlich der Rede Gaucks betonte der Vize-
chef der Bundestagsdelegation zwar, man
solle nicht „oberlehrerhaft“ auf andere zei-
gen, zumal auch in Deutschland Probleme
nicht zu leugnen seien, etwa beim Umgang
mit Flüchtlingen. Allerdings gebe es im Os-
ten „sicher noch Nachholbedarf“.  Der SPD-

Abgeordnete wies etwa auf Schwierigkeiten
mit einer unabhängigen Justiz, beim Um-
gang mit Minderheiten oder bei der Medien-
freiheit in der Türkei und manchen osteuro-
päischen Ländern hin.
Ohne Nennung konkreter Beispiele wie das
umstrittene Verhalten gegenüber Russland
wandte sich Gauck in Straßburg energisch
dagegen, die Verteidigung von Freiheitsrech-
ten ökonomischen Interessen unterzuord-
nen: „Das Argument, eine gute wirtschaftli-
che Zusammenarbeit würde Kompromisse
bei Fragen der Menschenrechte erzwingen“,

vermöge nicht zu
überzeugen. Ein kri-
tischer Diskurs müs-
se einem steigenden
Handel nicht entge-
genstehen. Der Prä-
sident: „Menschen-
rechte sind nicht
verhandelbar.“
Aus Sicht Gaucks
sind beim Men-

schenrechtsgerichtshof Reformen unerläss-
lich, um der stetig wachsenden Zahl von Bür-
gerbeschwerden Herr zu werden. Diese In-
stanz dürfe nicht an ihrem eigenen Erfolg er-
sticken. Bei den 47 Europaratsrichtern sind
zehntausende unerledigte Klagen anhängig.
Für die Bundestagsdelegation in Straßburg
war Gaucks Besuch in den Worten Strässers
ein „absolutes Highlight“. Dessen Auftritt war
erst die zweite Visite eines deutschen Staats-
oberhaupts im Palais de l’Europe: Karl Cars-
tens sprach vor rund drei Jahrzehnten vor
dem Europaratsparlament. Karl-Otto Sattler ❚

Appell im Palais de l’Europe

Mutmaßliche Piraten im Golf von Aden kurz vor einer Durchsuchung durch portugiesische Kräfte im Rahmen von „Atalanta“
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Für diesen Triumph hat er wochenlang ge-
kämpft: Iraks Premierminister Nuri al-Mali-
ki hat mit seiner „Rechtsstaatskoalition“ bei
den Regionalwahlen Mitte April in acht von
zwölf Provinzen die meisten Stimmen erhal-
ten. Unterdessen liefen ihm in Bagdad rei-
henweise die Minister im Kabinett davon.
Seine Koalitionspartner werfen ihm vor, den
Irak wieder schleichend in eine Diktatur zu
führen. 
Doch in den Provinzen ist Maliki künftig die
Nummer eins und kann bei der Zusammen-
setzung der Räte ein gewichtiges Wort mitre-
den. Ausgerechnet Maliki, der immer für ei-
ne starke Zentralregierung plädierte und den
Föderalismus als Separatismus verwarf, setzt
jetzt auf die Stärkung der Provinzen. Noch
nie haben ihn seine Landsleute so oft in Wa-
sit, Muthanna, Babylon oder auch Basra ge-
sehen wie in diesem Wahlkampf. Jeden
kleinsten Hühnerstall weihte er ein, durch-
schnitt Bänder für geflickte Straßen und hielt
Bürgersprechstunden ab. Immer dabei: der
Staatssender Iraqia. Es waren die dritten Pro-
vinzwahlen, nachdem Diktator Saddam
Hussein vor zehn Jahren gestürzt wurde. 

Im Einsatz Hamid hatte schon vor allen an-
deren einen lilafarbenen Finger gehabt. Er ist
Polizist in Bagdad und musste bereits eine
Woche vor dem festgesetzten Wahltermin
für die Provinzräte seine Stimme abgeben
und den Zeigefinger in die Tinte tauchen.
Denn die Sicherheitskräfte waren am Wahl-
tag rund um die Uhr im Einsatz. Ausgang
gab es weder für die rund 400.000 Polizis-
ten, noch für die 250.000 Soldaten im Irak.
Hamid hat mit seinen 26 Jahren schon ei-
nen Riesenkarrieresprung hinter sich. Auf
halbem Weg seines Informatikstudiums hat
er sich bei der Polizeiakademie beworben
und wurde sofort angenommen. Heute ist er
Leutnant, hat zwei Sterne auf den Schultern,
trägt Verantwortung für den Schutz diverser

ausländischer Botschaften und verdient
1.200 US-Dollar im Monat. Ein stattliches
Gehalt für einen jungen Iraker dieser Tage.
„Wir stehen aber auch immer mit einem
Bein im Grab“, rechtfertigt er die gute Bezah-
lung. Einer seiner Untergebenen liegt nach
einem Bombenanschlag in der vergangenen
Woche mit schweren Verletzungen im Kran-
kenhaus. 
Der Irak hat blutige Wochen hinter sich: Ei-
ne Serie von Terroranschlägen begleitete den
Wahlkampf, Proteste und Aufstände die
Wahltage. Bis am vergangenen Donnerstag-
abend die Ergebnisse bekanntgegeben wur-
den, starben mehr als 200 Menschen. Allein
14 Kandidaten kamen bei Attentaten ums
Leben. Dass nur in zwölf von 18 Provinzen
gewählt wurde, weil in dreien die Sicher-
heitslage zu schlecht schien und die drei kur-
dischen Provinzen erst im September wäh-
len wollen, änderte nichts an der dramati-
schen Zunahme der Gewalt. Die UN-Missi-

on im Irak teilte mit, dass im März 456 Men-
schen getötet wurden. Davon waren die
Hälfte Mitglieder der Sicherheitskräfte. Die
Opferzahlen haben sich im Vergleich zum
letzten Jahr fast verdoppelt. Seitdem die US-
Soldaten Ende 2011 den Irak verlassen ha-
ben, steigt die Zahl der Anschläge aber wie-
der kontinuierlich an.  

Geringe Wahlbeteiligung Hamid hat für
die „Rechtsstaatskoalition“ von Premiermi-
nister Maliki gestimmt. „Obwohl wir eigent-
lich keinen Rechtsstaat haben“, wie er kri-
tisch anmerkt. Doch ihm habe er sein mo-
mentan gutes Einkommen zu verdanken,
begründet der Polizist seine Entscheidung.
Als Wahlgeschenk hat der Premier verspro-
chen, die Gehälter der Staatsbediensteten
bald anheben zu wollen. So sind denn auch
72 Prozent der Soldaten und Polizisten zur
Wahl gegangen: der einzige Rekord bei die-
sem Urnengang. Ansonsten blieb gut die
Hälfte der Wahlberechtigten zuhause. In
Bagdad gingen nur 33 Prozent wählen, der
niedrigste Wert im ganzen Land. Salah il-
Din mit der Provinzhauptstadt Tikrit im
Nordosten brachte es immerhin auf 61 Pro-
zent und wurde damit Spitzenreiter. 
Im Irak zeichnet sich derzeit eine politische
Zweiteilung zwischen dem Norden und
dem Süden ab. Während die acht Provinzen,
in denen die „Rechtsstaatskoalition“ als Sie-
ger hervorging, alle südlich von Bagdad lie-
gen und die Hauptstadt mit einschließen,
hat Maliki in den nördlichen Provinzen kei-
ne Chance. Dort toben seit Monaten anhal-
tende Proteste gegen ihn, die er jetzt durch
die Armee blutig niederschlagen lässt. In
dem Dorf Hauwija, in der Nähe von Kirkuk,
sind an einem Tag fast 50 Menschen getötet
worden. Birgit Svensson ❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin 
in Bagdad. 

Maliki entdeckt die Provinz
IRAK Premier stärkt seine Position bei Regionalwahlen, während sein Kabinett in Bagdad zerfällt

Iraks Premier Nuri al-Maliki
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EUROPARAT Gauck mahnt zur Einhaltung der Menschenrechte
Sicherheitsabkommen 
mit Mexiko 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert,
ein geplantes Sicherheitsabkommen mit Me-
xiko „unter dem Primat der Menschenrech-
te“ zu gestalten. Der sogenannte Krieg ge-
gen Drogen sei gescheitert und habe zu ei-
nem massiven Anstieg von Gewalt und Orga-
nisierter Kriminalität geführt, heißt es in
einem Antrag (17/13237), der vergangene
Woche in die Ausschüsse überwiesen wurde.
Die Abgeordneten fordern die Bundesregie-
rung unter anderem auf, sich in der Region
für einen „menschenrechtsbasierten und ent-
wicklungsorientierten Ansatz im Umgang mit
Organisierter Kriminalität einzusetzen, der
mehr Mittel für soziale Sicherungs-, Bildungs-
und Beschäftigungsprogramme insbesonde-
re für Jugendliche bereitstellt“. ahe ❚

Armutsbekämpfung mit
»Europa 2020«-Strategie 
Deutschland soll eine nationale Strategie zur
Verringerung von Armut und nationaler Aus-
grenzung vorlegen. Das fordert die SPD in ei-
nem Antrag (17/13195), in dem sie Verbesse-
rungen des Nationalen Reformprogramms
2013 und des Nationalen Sozialberichts ein-
fordert. Der Antrag wurde vergangene Woche
in die Ausschüsse überwiesen. Mit der Strate-
gie sollen Armut und soziale Ausgrenzung bis
zum Jahr 2020 so verringert werden, wie es
dem fünften Ziel der Strategie „Europa 2020“
entspricht. So drängt die SPD darauf, das Ziel
der Armutsbekämpfung der Strategie
„Europa 2020“ in den jährlichen nationalen
Reformprogrammen zu berücksichtigen. Da-
bei sollen die vom Europäischen Rat beschlos-
senen Armuts-Indikatoren angewandt wer-
den, um das Ausmaß der Erwerbsarmut zu er-
fassen und entsprechende Gegenmaßnah-
men ergreifen zu können. as ❚

KURZ NOTIERT

ATALANTA SPD und Grüne wollen Piraterie vor Somalia nur
auf See bekämpfen. De Maizière: Kleine, nützliche Option

Streit um die
Lufthoheit 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

»Rechte und
Freiheiten auf dem
Papier genügen
nicht.«
Joachim Gauck
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Dirk Niebel (l.) bei einem Besuch in Burkina Faso. Seine bei diesen Gelegenheiten getragene Fallschirmjäger-Mütze sorgte häufiger für Wirbel. Die Kopfbedeckung übergab der Minister jüngst dem Bonner Haus der Geschichte.
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Wirksamkeit, Neuausrichtung, mehr Schlag-
kraft: Minister Dirk Niebel (FDP) zieht mit
seinem „Weißbuch“ eine positive Bilanz der
Entwicklungspolitik der Bundesregierung.
Von der Opposition handelt er sich den Vor-
wurf der Schönfärberei ein (siehe Beitrag
oben). 
In den vergangenen Jahren seien entschei-
dende Reformen umgesetzt worden, „um die
deutsche Entwicklungspolitik neu aufzustel-
len und dabei vor allem deren Wirksamkeit
zu verbessern“, heißt es im „14. Bericht zur
Entwicklungspolitik der Bundesregierung“
(17/13100). So habe die Fusion der vormali-
gen Durchführungsorganisationen GTZ, In-
WEnt und DED zur Gesellschaft für Interna-
tionale Zusammenarbeit (GIZ) als „wichtigs-
te und tiefgreifendste Strukturreform in der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit“
die Effizienz  „deutlich gesteigert“ und die
politische Steuerung verbessert. 
Auch auf internationaler Ebene habe sich
Deutschland erfolgreich für „mehr Wirksam-
keit und Effizienz“ eingesetzt, schreibt die
Bundesregierung und verweist unter ande-
rem auf die EU-Budgethilfepolitik, die neue
OECD-Entwicklungsstrategie und die beim
„High Level Forum on Aid Effectiveness“ in
Busan erarbeitete Globale Partnerschaft für
mehr Wirksamkeit in der Entwicklungszu-
sammenarbeit.

Auch finanziell habe Deutschland aufge-
stockt, heißt es im Bericht weiter. So seien die
Mittel für die öffentliche Entwicklungszu-
sammenarbeit (Official Development Assis-
tance, ODA) von 2009 bis 2011 um 17 Pro-
zent gesteigert worden. „2011 investierte
Deutschland erstmals mehr als zehn Milliar-
den Euro netto in die öffentliche Entwick-
lungszusammenarbeit (10,2 Milliarden
Euro) und ist damit in absoluten Zahlen

nach den USA zweitgrößter bilateraler Geber
weltweit“, heißt es im Bericht weiter. Die
Bundesregierung bekennt sich zudem weiter-
hin zu dem Ziel, die deutsche ODA-Quote
bis 2015 auf insgesamt 0,7 Prozent des Brut-
tonationaleinkommens (BNE) zu erhöhen.
2011 lag der ODA-Anteil bei 0,39 Prozent. 
Die Bundesregierung hält sich zugute, Akteu-
re aus Zivilgesellschaft und Wirtschaft stärker
anzusprechen und die Entwicklungszusam-
menarbeit „somit ein gutes Stück in Richtung
der Mitte der Gesellschaft“ zu rücken. Als Bei-
spiel werden etwa die neu gegründete „Enga-
gement Global gGmbH“ als Anlauf- und Be-
ratungsstelle für die Zivilgesellschaft und die
„Servicestelle für die Wirtschaft“ sowie die fi-
nanzielle Aufstockung des Programms „Ent-
wicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft“
(DeveloPPP.de) genannt. „Die Bundesregie-
rung bekennt sich im Rahmen der Entwick-
lungspolitik zu mehr Unternehmertum und
mehr Investitionen sowie dazu, Außenwirt-
schaft und Entwicklungszusammenarbeit
besser zu verzahnen“, heißt es im Bericht wei-
ter: Die Mobilisierung von Kapital und Know-
How der Wirtschaft für Entwicklungsbelange
ist ein zentrales Anliegen Niebels. Nicht das
Was, aber das Wie ist umstritten: Immer wie-
der hieß es aus den Reihen der Opposition,
der Minister verwechsele Entwicklungspolitik
mit Außenwirtschaftsförderung. ahe ❚

Ministerium gibt sich gute Noten
RECHENSCHAFTSBERICHT »Weißbuch« zieht positive Bilanz der Entwicklungspolitik seit 2009

GIZ-Zentrale in Eschborn

S
ie kommen einfach nicht recht
zusammen, der Minister und die
Opposition: Wenn Dirk Niebel
(FDP), Chef des Entwicklungs-
ressort, sich auf die Fahnen
schreibt, mehr Stringenz und

mehr Wirksamkeit in die Politik seines Hau-
ses gebracht zu haben, hält ihm die Opposi-
tion vor, Entwicklungszusammenarbeit mit
Außenwirtschaftsförderung und sein Ressort
mit einer Versorgungsanstalt für FDP-Partei-
freunde zu verwechseln.  Auch am vergange-
nen Freitag lieferten sich Koalition und Op-
position einen heftigen Schlagabtausch. An-
lass der Debatte war das
als Unterrichtung vorlie-
gende „Weißbuch“ – der
„Vierzehnte Bericht zur
Entwicklungspolitik“
(17/13100), in dem die
Bundesregierung eine Bi-
lanz der vergangenen vier
Jahre vornimmt (siehe
Beitrag unten). 
Der Minister sprach zum
Auftakt der Debatte von „vier guten Jahren
in der Entwicklungspolitik für Deutschland
und unsere Partner in der Welt“. Diese Koali-
tion hätte einen „enormen Reformstau“ ab-
zubauen gehabt, „und das ist uns gelungen“,
sagte Niebel. Mit der Fusion der ehemaligen
Vorfeldorganisationen GTZ, InWEnt und
DED zur Gesellschaft für Internationale Zu-
sammenarbeit (GIZ) sei die „größte Struk-
turreform in 51 Jahren“ geglückt, mit der die
politische Steuerungsfähigkeit zurückge-
wonnen werden konnte. An diesem Vorha-
ben seien drei Vorgängerregierungen ge-

scheitert, betonte Niebel. Er verwies unter
anderem auch auf die „Engagement Global“
als Anlaufstelle für die Zivilgesellschaft, die
Neuausrichtung der Zusammenarbeit mit
Schwellenländern mit mehr marktwirt-
schaftlichen Instrumentarien sowie auf ei-
nen vernetzten und ressortübergreifenden
Ansatz für den Umgang mit fragilen Staaten.

Evaluierungen Als wesentliche Neuerung
hob Niebel die Einrichtung eines unabhän-
gigen „Evaluierungsinstituts“ hervor, das
Projekte der Entwicklungszusammenarbeit
auf ihre Wirksamkeit prüft: „Wir haben den

Mut als Bun-
d e s r e g i e -
rung, uns in
u n s e r e m
H a n d e l n
überprüfen
zu lassen
und besser
zu werden“,
sagte Niebel.
Zudem sei

die Zusammenarbeit mit Wirtschaft „ent-
krampft“ worden.
Sascha Raabe (SPD) nannte Niebel „den mit
Abstand schlechtesten Entwicklungsminis-
ter, den diese Land je hatte“. Deutschland
wende heute 0,38 Prozent seines Brutto-
nationaleinkommens für die Entwicklungs-
zusammenarbeit auf. Wenn Niebel im Weiß-
buch sich weiterhin zum Millenniumsziel
bekenne, diesen Anteil bis 2015 auf 0,7 Pro-
zent zu erhöhen, dann sei das einfach un-
glaubwürdig: „Sie tarnen, tricksen, täuschen,
und das ist unanständig“, sagte Raabe.

Auch mit Wirksamkeit und Transparenz sei
es nicht weit her. „Sie machen reine deutsche
Außenwirtschaftsförderung, Sie wollen
überall deutsche Fähnchen sehen“, kritisier-
te der SPD-Abgeordnete. In einem Punkt ge-
stand Raabe dem Minister durchschlagen-
den Erfolg zu: Niebel habe es mit „Rigorosi-
tät“ geschafft, Parteifreunde in leitenden Po-
sitionen des Ministeriums unterzubringen.
Niebels Bilanz jedoch seien nicht „Spuren
im Sand“, sondern „eine alberne Militär-
mütze und ein fliegender Teppich, und das
werden wir nicht vermissen“, sagte Raabe.

Konfliktprävention Sibylle Pfeiffer (CDU)
warf Raabe daraufhin Polemik und Ideenlo-
sigkeit vor. „Wir sind einen richtig guten Weg
gegangen“ – von einer teils unkoordinierten
Entwicklungspolitik  ohne Konditionen zu
mehr Kooperation und mehr Absprachen
mit den Partnerländern. „Entwicklungspoli-
tik ist keine Spielwiese für Weltverbesserung,
sondern effektive Hilfe zur Selbsthilfe“, sag-
te Pfeiffer. Sie sei auch keine Selbstbeschäf-
tigung von Nichtregierungsorganisationen,
sondern diene wichtigen globale Aufgaben
wie der Konfliktprävention, der Verhinde-
rung von Extremismus und Terror. Auch
wenn Deutschland das 0,7- Prozent-Ziel bis-
her nicht erreicht habe, so hätten sich die
jährlichen Mittel seit Amtsantritt von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) um zwei
Milliarden Euro erhöht. „Wir haben diese
Gelder zielgerichtet, sorgfältig und nachhal-
tig eingesetzt“, sagte Peiffer.
Heike Hänsel (Die Linke) sah das anders:
„Sie stehen für eine Politik, die Entwicklung
verhindert“, sagte sie an die Adresse des Mi-

nisters. Niebel stehe für deutsche Wirt-
schaftsinteressen und für Freihandelsab-
kommen, die die Existenzgrundlage eben je-
ner Menschen zerstöre, die dann mit den
Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit
unterstützt werden müssen. „Wir brauchen
aber eine Bekämpfung der Ursachen von Ar-
mut“, sagte Hänsel. So gebe es in Niebels
Ressort  eigens eine „Rohstoff-Sonderbeauf-
tragte“: „Warum haben wir keinen Sonder-
beauftragten, der die Einhaltung von Sozial-
und Umweltstandards deutscher Unterneh-
men in Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern kontrolliert?", fragte Hänsel.
Ute Koczy (Bündnis
90/Die Grünen) nannte
das Weißbuch einen „Au-
genöffner“: „Selten klaf-
fen Selbstdarstellung und
Wirklichkeit so weit aus-
einander.“ Niebel  habe
den Auftrag eines Ent-
w i c k l u n g s m i n i s t e r s
falsch verstanden. Er ha-
be es vor allem versäumt,
sich zum Fürsprecher einer Politik zu ma-
chen, die auf die „katastrophalen Folgen“ ei-
nes ungebrochenen Wachstumsglaubens
hinweist. „Das Experiment Generalsekretär
wird Entwicklungsminister ist gescheitert“,
konstatierte Koczy.
Niebels „Menschenrechts-TÜV“ tauche vor
allem bei Projekten in kleineren Ländern
auf, während die Bundesregierung keine
Probleme damit hätte, Panzerexporte nach
Saudi-Arabien zu genehmigen und Rohstoff-
partnerschaften mit Ländern wie Kasachstan
einzugehen. Selbst die Strukturreform sei in

Wahrheit nur die „kleine Lösung“, sagte
Koczy. Die neugeschaffene GIZ löse nicht
„das Kernproblem“, dass Technische und Fi-
nanzielle Entwicklungszusammenarbeit
nach wie vor getrennt seien.

Werte und Interessen Christiane Ratjen-
Damerau (FDP) nannte es „beschämend“,
wie sich die Opposition am Thema abarbei-
te. Die FDP stehe für eine „effiziente Ent-
wicklungspolitik, die werte- und interessen-
geleitet ist“. Mit der Neuausrichtung habe die
Entwicklungspolitik an Effizienz gewonnen,
ihre Wirksamkeit sei gesteigert und ihre

Sichtbarkeit
erhöht wor-
d e n . D a s s
Niebel mit
diesem Kurs
nicht falsch
liege, zeige
sich unter
a n d e r e m
auch darin,
dass euro-

päische und internationale Partner dem
deutschen Beispiel gefolgt seien – etwa bei
strengeren Maßstäben und Konditionen bei
der Vergabe von Budgethilfen. Der Einwand
der Opposition, dass in der Entwicklungszu-
sammenarbeit die Wirtschaft nicht alles sei,
sei richtig, sagte Ratjen-Damerau: „Aber oh-
ne Entwicklung der Wirtschaft ist alles
nichts.“ Alexander Heinrich ❚

ENTWICKLUNG Opposition und Koalition liefern sich heftigen Schlagabtausch zur Bilanz Dirk Niebels

Auf die Mütze

Das „Weißbuch“ zur Entwicklungspolitik ist abrufbar 
unter: www.bmz.de/de/publikationen/ 
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WELTBANK Das Stimmgewicht von Entwick-
lungs- und Schwellenländern bei der Internatio-
nalen Finanz-Corporation (IFC) soll angehoben
werden. Der Gouverneursrat der Weltbank-Toch-
ter habe eine entsprechende Änderungen des
IFC-Abkommens und zudem eine Kapitalaufsto-
ckung in Höhe von 200 Millionen US-Dollar ge-
billigt, schreibt die Bundesregierung in einem
Gesetzentwurf (17/12953), mit dem die Ände-
rungen in nationales Recht umgesetzt werden
sollen. Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung votierte vergangene
Woche mit den Stimmen von Unions- und FDP-
Fraktion für den Entwurf. Die Fraktionen von SPD
und Grünen enthielten sich, die Linksfraktion
stimmte dagegen.
Die IFC hat nach Angaben der Bundesregierung
die Aufgabe, die Entwicklung des Privatsektors
in Entwicklungs- und Schwellenländern unter
anderem durch Darlehen, Eigenkapitalbeteili-
gungen und Garantien zu fördern. Die Bundes-
republik ist Gründungsmitglied der Weltbank-
Tochter und hält gegenwärtig einen Kapitalan-
teil von 5,43 Prozent.
Der Entwurf sieht vor, das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung zu ermächtigen, bestimmte künftige Ände-
rungen des IFC-Abkommens durch Rechtsver-
ordnung in deutsches Recht umzusetzen. „Durch

die rechtzeitige Unterrichtung des Bundestages
vor geplanten Änderungen wird sichergestellt,
dass das Parlament sich zu den geplanten Ände-
rungen äußern und darauf Einfluss nehmen
kann“, heißt es im Entwurf weiter.
Die Fraktionen von SPD und Grünen begrüßten
im Ausschuss zwar die Neugewichtung der
Stimmrechte der IFC-Mitgliedsländer, meldeten
aber „verfassungsmäßige Bedenken“ zum Ge-
setzentwurf an. Die parlamentarischen Rechte
würden beschnitten, wenn zukünftig bestimmte
Änderungen bei der IFC nicht mehr der Zustim-
mung des Bundestages bedürften, hieß es bei
SPD-Fraktion. Es sei unwahrscheinlich, dass das
Parlament im Vorfeld über Änderungen umfas-
send informiert werde.
Vertreter der Koalitionsfraktionen unterstrichen,
dass die Befassung des Bundestags bei „wesent-
lichen Änderungen“ auch fortan gesichert sei.
Die Zustimmung per Rechtsverordnung sei eine
„Entbürokratisierung“, weil mit ihr bestimmte
Änderungen, die im Gouverneursrat bereits ent-
schieden wurden und damit auch für Deutsch-
land gelten, vereinfacht in nationales Recht um-
gesetzt werden könnten.
Eine Vertreterin der Linksfraktion nannte die
Neugewichtung der Stimmanteile bei der IFC
zwar „gut“, Ziel müsse jedoch das Prinzip „ein
Land – eine Stimme“ sein. ahe ❚

Stimmrechte für Entwicklungsländer

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Abkommen mit
Zentralamerika 
AUSWÄRTIGES Der Bundestag hat dem As-
soziationsabkommen zwischen der Europäi-
schen Union und Zentralamerika zuge-
stimmt. Für einen entsprechenden Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (17/12355)
votierten vergangene Woche die Fraktionen
von Union und FDP bei Ablehnung der Op-
positionsfraktionen. 
Egon Jüttner (CDU) sagte, dieses Assoziati-
onsabkommens gehe weit über ein her-
kömmliches Freihandelsabkommen hinaus.
Zentrales Anliegen der EU sei dabei auch die
Stabilisierung und Demokratisierung Zen-
tralamerikas. So sei die Achtung die Men-
schenrechte, Demokratisierung und Rechts-
staatlichkeit ein wichtiger Teil des Vertrags-
werks. Hans-Werner Ehrenberg (FDP) er-
gänzte, dass die EU das Abkommen mit
Zentralamerika nicht nur auf Augenhöhe,
sondern auch fair und ohne Druck verhan-
delt habe. 
Klaus Barthel (SPD) wies darauf hin, dass in
vielen Ländern Zentralamerikas „minimalste
Menschenrechtsstandards“ nicht erfüllt sei-
en. Es handle sich um ein „Marktöffnungs-
abkommen“, bei dem Demokratie und Men-
schenrechte reine Dekoration seien. Heike
Hänsel (Die Linke) sagte, Freihandel schaffe
Vorteile für die Industriestaaten,  aber nicht
für die Länder des Südens. Thilo Hoppe
(Grüne) betonte, dass beim Abkommen ei-
ne stärkere Beachtung von Sozial- und Um-
weltstandards und von Menschenrechtskrite-
rien notwendig sei. bob ❚

Erweiterte
Zusammenarbeit  
PARLAMENTE Die Parlamente der EU-Mit-
gliedstaaten und das Europäische Parlament
werden künftig durch regelmäßige Konferen-
zen in Wirtschafts-, Finanz- und Haushalts-
fragen zusammenarbeiten. Das ist das Ergeb-
nis eines Zusammentreffens der Parlaments-
präsidenten der EU-Mitgliedstaaten und des
Europäischen Parlaments Anfang vergange-
ner Woche in Zypern, an dem auch Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU) teil-
genommen hat.
Die Parlamentskonferenzen sollen zweimal
jährlich und in Abstimmung mit der Abfolge
des „Europäischen Semesters für die Koordi-
nierung der Wirtschaftspolitik“ stattfinden,
das der Sicherung der staatlichen Haushalts-
disziplin dient. Ausrichter werden jeweils das
Europäische Parlament und das Parlament
des EU-Staates sein, das die EU-Ratspräsi-
dentschaft innehat.
Die Einrichtung einer parlamentarischen
Konferenz zu Wirtschafts-, Finanz- und Haus-
haltsfragen ist in Artikel 13 des Fiskalvertra-
ges vorgesehen. Der zwischen den Parlamen-
ten zunächst umstrittene Zuschnitt der Kon-
ferenz orientiert sich nun am Format entspre-
chender Treffen auf den Gebieten der
Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik, die von der letzten EU-Par-
lamentspräsidentenkonferenz im vergange-
nen Jahr in Warschau beschlossen wurden. 
Seit 1999 findet jährlich eine Konferenz der
Parlamentspräsidenten der Mitgliedstaaten
EU statt. Neben Fragen der parlamentari-
schen Organisation wird dabei auch die Aus-
gestaltung der parlamentarischen Beteiligung
an EU-Angelegenheiten diskutiert. lm ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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»Sie wollen 
überall deutsche
Fähnchen 
sehen.«
Sascha Raabe (SPD)
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»Entwicklungs-
politik ist keine
Spielwiese für
Weltverbesserung.«
Sibylle Pfeiffer (CDU)
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L
ange sind die Zeiten vorbei, in
denen der Lehrer eine Respekts-
person war und sich, ähnlich
wie der Pfarrer, größten Anse-
hens in der Gesellschaft erfreu-
te. Der Beruf des Lehrers ist in

Verruf geraten. Zu wenig Motivation, zu viel
Burn-Out,  keine Kompetenz. Doch stimmt
dieses öffentliche Bild? Einig ist sich die Po-
litik zumindest darin, dass etwas getan wer-
den muss und die Lehrerausbildung refor-
miert werden soll. Lehrer sollen viel mehr
als bislang auf die Veränderungen in der Ge-
sellschaft vorbereitet werden und das auch
schon während des Studium und des Refe-
rendariats. Dies war der Tenor in der Bun-
destagsdebatte am vergangenen Freitag. Be-
raten wurden je ein Antrag der Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP (17/9937),
den der Bundestag annahm, sowie der SPD-
Fraktion (17/11322) und der Linksfraktion
(17/10100), die jedoch abgelehnt wurden.

Helge Braun (CDU), Parlamentarischer
Staatssekretär im Bildungsministerium, un-
terstrich die immense gesellschaftliche Rele-
vanz der Pädagogen. Die Bildungsforschung
der letzten Jahre habe gezeigt, dass es viele
Faktoren gebe, die auf Bildung einen Ein-
fluss hätten. „Aber den größten Einfluss auf
die Qualität der Bildung an sich hat die
Qualifikation der Lehrer.“ Braun zitierte
den Philosophen Karl Jaspers: „Das Schick-
sal einer Gesellschaft wird dadurch geprägt,
wie sie ihre Lehrer achtet.“
Mit der „Qualitätsoffensive Lehrerbildung“,
für die der Bund in den nächsten zehn Jah-
ren 500 Millionen Euro ausgeben will,
möchte der Bund die größten Missstände
beseitigen. „Die Regierung hat immer ge-
sagt, wir betrachten Bildung als eine gesamt-
staatliche Aufgabe und wir wollen einen re-
levanten Beitrag leisten, damit die Bildungs-
republik Deutschland blüht“, sagte Braun.
Das Angebot des Bundes sei daran geknüpft

gewesen, dass es in Zukunft eine wechselsei-
tige Anerkennung der Lehrer in den einzel-
nen Bundesländern gibt. Zudem müsse an
der Vergleichbarkeit der Curricula und an
gemeinsamen Bildungsstandards gearbeitet
werden. 

Lehrermangel Durch die Offensive sollen
zur Verbesserung der Qualität und zur Mo-
dernisierung der Lehrerausbildung innova-
tive Konzepte an Hochschulen als Best-
Practice-Modelle mit Vorbildcharakter ge-
fördert werden, die dann in den einzelnen
Ländern umgesetzt werden sollen. Grund-
sätzlich soll der Lehramtsstudiengang einen
höheren Stellenwert bekommen und vor al-
lem für junge Menschen wieder attraktiv
werden. Denn nicht nur in Sachen Qualität
besteht Nachholbedarf. In Zukunft droht
ein eklatanter Lehremangel an Deutsch-
lands Schulen. Schon jetzt sind knapp die
Hälfte aller Lehrer über 50 Jahre alt. Bis zum

Jahr 2020 werden rund 460.000 Lehrer in
den Ruhestand gehen, davon allein 300.000
bis zum Jahr 2015. Im Gegenzug werden
momentan aber jährlich nur 26.000 Lehrer
neu ausgebildet.

Inklusion von Behinderten Der SPD-Par-
lamentarier Oliver Kaczmarek bezeichnete
die Neuausrichtung der Lehrerausbildung
als eine der wichtigsten „Schlüsselstellen“
im Bildungswesen. Der Problemdruck sei in
den Schulen spürbar. Gerade das Thema In-
klusion, die wegen der Behindertenrechts-
konvention der Vereinten Nationen seit
2009 auf der Tagesordnung stehe, sei eine
Aufgabe, die jetzt in den Schulen angegan-
gen werde. Dafür müssten die Länder hohe
Summen aufwenden. „Die zusätzlichen
Mittel des Bundes werden helfen, neue Er-
kenntnisse zu gewinnen und den Transfer
zu beschleunigen“, lobte Kaczmarek: „Nur
gemeinsam können Bund und Länder die
Neuausrichtung der Lehrerausbildung pro-
filieren.“  
Sylvia Canel (FDP) sagte, gute Bildung sei
die absolute Grundlage, um den Fortschritt
voranzutreiben. Zum Fortschritt gehöre ne-
ben besserer Gesundheit, einem längeren
Leben und Wohlstand vor allem Aufklä-
rung. Nur wer die Fremdeinflüsse auf sich
erkenne, habe die Freiheit selbst zu ent-
scheiden, welche Einflüsse er zulasse. „Die
Schulen sind die Wiege der Demokratie“,
sagte Canel. „Das sollte uns als Politiker im
Herzen berühren.“ Das Engagement in den
Klassenzimmern der Republik verdiene
höchste gesellschaftliche Anerkennung. 

Multiprofessionalität Genauso wie Canel
plädierte auch Rosemarie Hein (Die Linke)
für Multiprofessionalität an der Schule.
Schulen bräuchten neben sehr gut ausgebil-
detem Personal eine bessere Vernetzung
zwischen den Schulfächern, eine bessere
Vernetzung der schulbezogenen Jugendso-
zialarbeit, der Gesundheitsprävention und
eine Quartiersentwicklung vor Ort. Hein be-
mängelte, dass trotz der Vereinbarungen
zwischen den Bundesländern die Lehreraus-
bildung in Teilen immer weiter auseinan-
dergehe.
Kai Gehring (Bündnis 90/Die Grünen) plä-
dierte für eine zügige Weiterentwicklung der
Lehrerausbildung: „Die Bund-Länder-Ini-
tiative muss ein Erfolg werden.“ In der öf-
fentlichen Debatte über Lehramtsabsolven-
ten spiele die Mobilität bislang die heraus-
ragende Rolle. Das sei zwar ein wichtiges
Anliegen, dürfe aber nicht die inhaltliche,
konzeptionelle und praxisnahe Modernisie-
rung des Lehramtsstudiums in den Hinter-
grund treten lassen. „Die wachsenden be-
ruflichen Anforderungen an Lehrkräfte
müssen bei einer Reform der Lehrerausbil-
dung maßgeblich sein.“ Zukünftig müsse es
eine Lehr- und Lernkultur geben, die Inte-
gration und Inklusion verbessere. „Herkunft
darf nicht zum Hindernis werden.“ Gehring
bemängelte, das die Mittel für die Qualitäts-
offensive noch nicht im Haushaltsentwurf
2014 verankert seien. Es werde über Geld ge-
redet, das Bildungsministerin Johanna
Wanka (CDU) noch gar nicht habe. 
Marcus Weinberg (CDU) zitierte eine
McKinsey-Studie, wonach nicht die finan-
ziellen Mittel und auch nicht die Ganztags-
betreuung von Kindern ausschlaggebend
für den Lernerfolg von Schülern seien. „Ent-
scheidend bleiben gute Lehrer“, sagte Wein-
berg. Der Parlamentarier schilderte ein Ex-
periment in Dallas im US-Bundesstaat  Te-
xas. Dort hätten Top-Lehrer durchschnittli-
che Schüler unterrichtet. Diese schafften es
schließlich unter die Top fünf Prozent ihres
Jahrganges. In einem zweiten Experiment
hätten dann weniger gut ausgebildete Leh-
rer durchschnittliche Schüler unterrichtet.
Diese hätten im Vergleich relativ schlecht
abgeschnitten. Annette Rollmann ❚

Deutsche Kinofilme müssen zukünftig in ei-
ner Datenbank des Bundesarchivs registriert
werden. Dies sieht die Novelle des Bundes-
archivgesetzes vor, die der Bundestag am
vergangenen Donnerstag verabschiedete.
Für den Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/12012) stimmten die Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und FDP sowie die Links-
fraktion. SPD und Bündnis 90/Die Grünen
enthielten sich der Stimme. 
Ziel des Gesetzes ist es, einen dauerhaften
Überblick über die jährliche deutsche Film-
produktion und somit eine Grundlage für
die dauerhafte Sicherung des nationalen Fil-
merbes zu schaffen. „Auch Kinofilme doku-
mentieren das geistige Leben in Deutsch-
land und spiegeln die kulturelle Entwick-
lung wider“, heißt es in der Gesetzesbegrün-
dung. Von der Regelung betroffen sind alle
Kinofilme, deren Produktionsfirma ihren
Sitz oder eine Niederlassung in Deutsch-
land hat. Dies bezieht auch internationale
Koproduktionen ein. Das Gesetz sieht vor,
dass die betroffenen Filmproduktionen
binnen zwölf Monaten nach ihrer Erstauf-
führung in einem Kino oder auf einem na-
tionalen oder internationalen Filmfestival
in einer Datenbank des Bundesarchivs re-
gistriert werden müssen.
Die Kosten für den Aufbau der Filmdaten-
bank im Bundesarchiv beziffert die Bundes-
regierung auf 120.000 Euro, die jährlichen
Kosten auf 220.000 Euro. Für die Wirtschaft

entstünden jährliche Kosten von 70.000
Euro.
Sozialdemokraten und Grünen begrüßten
die Pflichtregistrierung zwar als einen ersten
Schritt in die richtige Richtung. Allerdings
reiche dies nicht aus. Das Ziel müsse es sein,
für Kinofilme ebenso wie bei Büchern eine
verpflichtende Archivierung einzuführen.
„Diese große kulturpolitische Herausforde-
rung ist von der Bundesregierung lange un-
terschätzt und vernachlässigt worden“, be-
mängelte die Kulturpolitikerin Angelika

Krüger-Leißner (SPD). Bereits vor fünf Jah-
ren habe der Bundestag einen entsprechen-
den überfraktionellen Antrag für eine sol-
che Pflichtregistrierung verabschiedet, führ-
te Claudia Roth, Fraktionsvorsitzende der
Grünen, an. In dieser Zeit hätten die offe-
nen Fragen nach verbindlichen technischen
Standards für eine solche Pflichtarchivie-
rung geklärt werden können. In diesem Sin-
ne äußerte sich auch die Kulturpolitikerin
Kathrin Senger-Schäfer (Linke).
Union und Liberale bekannten sich zwar
ebenso zu dem Ziel, langfristig eine Archi-
vierung für Kinofilme einzuführen. Dafür
müssten jedoch erst weitere Gespräche mit
der Filmbranche geführt werden, um die of-
fenen technischen Fragen zu lösen. Derzeit
existiere kein technischer Standard für eine
Langzeitarchivierung. Zudem benötige eine
solches Vorhaben „viel Geld, das wir leider
nicht auf Anhieb haben“, führte der kultur-
politische Sprecher der Unionsfraktion
Wolfgang Börnsen (CDU) an. Interfraktio-
nell sei man sich einig, „dass wir eine um-
fassende Digitalisierungsstrategie brau-
chen, die belastbare Finanzierungs- und Ko-
operationsmodelle für einen Erhalt und die
Zugänglichmachung des Filmerbes fest-
schreibt“, fügte der FDP-Kulturpolitiker
Burkhardt Müller-Sönksen hinzu. 
Bislang existiert in Deutschland lediglich ei-
ne verpflichtende Archivierung für öffent-
lich geförderte Filme. Alexander Weinlein ❚

Geistiges Leben auf Zelluloid
KULTUR Deutsche Kinoproduktionen müssen zukünftig im Bundesarchiv registriert werden

Schicksalsfrage
BILDUNG Die Bundesregierung will eine Offensive in der
Lehrerausbildung starten – 500 Millionen Euro ist ihr das wert

Deutsches Filmerbe: Das Boot

Deutschlands Lehrerkollegien sind überaltert: 460.000 Lehrer scheiden bis 2020 aus dem Dienst aus.
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Daron Acemoglu,
James A. Robinson:
Warum Nationen
scheitern.

S. Fischer Verlag,
Frankfurt/M. 2013;
608 S., 24,99 €

Auf dem Cover loben nicht weniger als
sechs Nobelpreisträger für Wirtschaftswis-
senschaften das Buch ihrer amerikanischen
Kollegen Daron Acemoglu  und James A. Ro-
bertson. Doch auch ohne diese Werbung
hätte das umfassende Werk seine Leser ge-
funden. Allein schon deshalb, weil sich die
Autoren ein Thema vorgenommen haben,
das vielen auf den Nägeln brennt:Acemoglu
und Robertson wollen nicht weniger als die
Ursprünge von Wohlstand und Armut aufde-
cken und erklären, warum einige Nationen
im Reichtum und andere in weniger wohl-
habenden Verhältnissen leben.
In konkreten Länder- und Fallstudien analy-
sieren die Autoren die politischen und wirt-
schaftlichen Systeme. Sie weisen nach, dass
„inklusive“ Institutionen die Voraussetzung
für Wohlstand sind: Die Nationen wurden
reich, weil ihre Bürger die Machteliten stürz-
ten und eine Gesellschaft schufen, in der die
politischen Rechte breit verteilt sind, in der
die Regierung den Bürgern Rechenschaft
schuldet, auf ihre Wünsche reagiert und in
der die große Mehrheit des Volkes seine
wirtschaftlichen Chancen nutzen kann. Zu-
gleich beschränke sich die Rolle des Staates
darauf, wirtschaftliche und gesellschaftliche
Aktivitäten zu regulieren. Allerdings seien
solche Staaten in der Geschichte die Aus-
nahme. Tatsächlich würden in der großen
Mehrzahl der Nationen auch heute noch
„extraktive“ Institutionen vorherrschen, die
nicht für Gesetz, Ordnung und die Einhal-
tung von Verträgen sorgten. Doch allein die
Existenz demokratischer Institutionen, von
Rohstoffvorkommen und guten klimati-
schen Bedingungen reichten nicht aus, um
Wohlstand dauerhaft zu ermöglichen. Liege
die politische Macht ausschließlich in den
Händen einer kleinen Elite, würden selbst
reiche Nationen über kurz oder lang verar-
men.
Mit Blick auf Europa zeigen sich die Autoren
dieses exzellenten Buches optimistisch. Die
Institutionen der Mitgliedstaaten und der
EU verhinderten, dass die derzeitige Krise im
„Verderben“ ende. manu ❚

Fritz Bauer Institut,
Sybille Steinbacher
(Hg.):
Holocaust und
Völkermorde.
Die Reichweite des
Vergleichs.

Campus Verlag.
Frankfurt/M. 2012;
248 S., 24,90 €

Können Völkermode mit anderen staatlich
organisierten Verbrechen gleichgesetzt wer-
den? Ist es richtig, die Sklaverei, die gewalt-
same Verdrängung der Indianer in den USA
oder den stalinistischen Terror als Völker-
morde im Sinne der UN-Konvention einzu-
stufen? Diesen Frage geht eine internatio-
nale Historiker-Gruppe in einem empfeh-
lenswerte Sammelband zu Geschichte und
Wirkung des Holocaust nach.
„Statt Deutschland sollte man künftig Armi-
nien sagen. Es ist lautreicher und klingt an
Armenien an“, schrieb der Romanist Victor
Klemperer 1933 in Anspielung auf den deut-
schen Nationalhelden Arminius den Cherus-
ker in sein Tagebuch. „Wer redet denn heu-
te noch von der Vernichtung der Armenier“,
fragte hingegen  Adolf Hitler vor dem Angriff
auf Polen 1939 seine Kommandeure. Der
Historiker Wolf Gruner belegt in seinem in-
formativen Aufsatz über die „Armenier-
Greuel“, dass die deutsche – die jüdische
wie die nichtjüdische – Öffentlichkeit in der
1930er Jahren genau über den Völkermord
an den Armeniern von 1915 im Osmani-
schen Reich und in der Türkei informiert war.
Franz Werfels Roman „Die vierzig Tage des
Musa Dagh“ von 1933 galt den deutschen
Juden lange vor den Pogromen vom Novem-
ber 1938 als unmissverständliche Warnung.
Die Begriffe „Greuel“ oder „Massenmord“
reichten nicht aus, um Verbrechen wie die
organisierte Vernichtung der Armenier und
der Juden zu charakterisieren. Deshalb präg-
te der Jurist Raphael Lemkin, Sohn assimi-
lierter polnischer Juden, den Begriff „Geno-
zid“, der in die UN-Genozid-Konvention
vom 9. Dezember 1949 Eingang fand. Lem-
kin sei maßgeblich durch die Schriften von
Johannes Lepsius über den Völkermord an
den Armeniern beeinflusst worden, betont
Christian Werkmeister in seinem Beitrag.
In ihren argumentativ überzeugenden Auf-
sätzen thematisieren die Autoren die Singu-
larität des Holocaust. So lehnen sie es ab, et-
wa die Shoa mit den Übergriffen der Sow-
jetunion auf den „bürgerlichen Klassen-
feind“ gleich zu setzen. Der Sammelband ist
ein wichtiger Beitrag zur vergleichenden
Genozid-Forschung. manu ❚

KURZ REZENSIERT SPD: Reform des
Bildungspaketes
ARBEIT UND SOZIALES Die SPD-Fraktion
will das Bildungs- und Teilhabepaket der
Bundesregierung reformieren. Den entspre-
chenden Antrag (17/13194) überwies der
Bundestag am vergangenen Donnerstag in
die Ausschüsse. Nach Ansicht der Sozialde-
mokraten ist die Gewährung von Leistun-
gen durch das Bildungs- und Teilhabepaket
zu bürokratisch. Lediglich die Hälfte der 2,5
Millionen anspruchsberechtigten Kinder
und Jugendliche erhielten Leistungen.
Die SPD fordert die Regierung auf, unter-
schiedliche Initiativen zu ergreifen. Unter
anderem sei „zur Sicherung bundesweit
gleicher Chancen auf Bildung, Betreuung
und soziokulturelle Teilhabe“ eine gemein-
same und nachhaltige Anstrengung von
Bund, Ländern und Kommunen erforder-
lich. Zur Stärkung der Bildungsinfrastruktur
seien verbindliche Vereinbarungen, bei-
spielsweise „für die Schaffung eines inklusi-
ven Bildungssystems sowie die Deckung des
förderpädagogischen Bedarfs in den Regel-
schulen“ wichtig, heißt es in dem Antrag. 
Darüber hinaus seien „weitere Anstrengun-
gen zum Ausbau des öffentlichen Bildungs-
wesens notwendig“. Zu diesen zählten die
schrittweise Einführung gebührenfreier Be-
treuungsangebote und „ein gesundes, qua-
litatives und diskriminierungsfrei für alle
zugängliches Mittagessen in Schulen, Kin-
dertageseinrichtungen, Kindertagespflege
und Horten“. ver ❚

Initiative zur
Kreativwirtschaft
KULTUR Die Bundesregierung soll ihre Ini-
tiative zur Kultur- und Kreativwirtschaft
weiter ausbauen, die Zusammenarbeit der
Branche mit anderen Wirtschaftsbereichen
verbessern und Existenzgründungen er-
leichtern. Der Kulturausschuss votierte in
der vergangenen Woche mehrheitlich mit
den Stimmen von CDU/CSU und FDP für
einen entsprechenden Antrag der Koaliti-
onsfraktionen (17/12383). Sie verweisen in
ihrem Antrag auf die wachsende Bedeutung
der Kreativbranche, die im Jahr 2011 Umsät-
ze von 142 Milliarden Euro erwirtschaftet
habe und rund einer Million Menschen Ar-
beit biete. Die Oppositionsfraktionen
stimmten geschlossen gegen den Antrag. Sie
bemängelten, dass sich die Koalition einsei-
tig auf die wirtschaftlichen Aspekte konzen-
triere und die angespannte soziale Lage vie-
ler Künstler und Kreativschaffender ver-
nachlässige.
Abgelehnt hingegen wurde mehrheitlich
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
der Antrag der SPD-Fraktion (17/12382), in
dem die Sozialdemokraten ein umfassen-
des Gesamtkonzept zur Stärkung der Krea-
tivwirtschaft fordern. Ebenfalls gescheitert
sind die Oppositionsfraktionen mit einer
Reihe von Anträgen zur sozialen Lage von
Künstlern. So wurde der SPD-Antrag zur
Verbesserung der sozialen und wirtschaftli-
chen Lage von Kultur- und Kreativschaffen-
den (17/11832) mit der Stimmenmehrheit
der Koalitionsfraktionen abgelehnt, ebenso
wie die Anträge von Linken (17/8379) und
Grünen (17/6346), die sich für die Einfüh-
rung einer Ausstellungsvergütung für Künst-
ler aussprechen. Nach Ansicht der Koaliti-
onsfraktionen wirkt sich eine solche Vergü-
tung negativ aus, da viele kleinere Galerien
und Museen sich Ausstellungen jüngerer
und unbekannterer Künstler dann nicht
mehr leisten könnten. aw ❚

Pünktlich zum jährlichen Welttag des geis-
tigen Eigentums am 26. April befasste sich
auch der Bundestag erneut mit dem Urhe-
berrecht. Er verabschiedete eine Getzesvor-
lage der Bundesregierung (17/12013), mit
der die Schutzdauer von Rechten ausüben-
der Künstler und Tonträgerhersteller von 50
auf 70 Jahre verlängert wird. Mit dieser Ini-
tiative folgt die Regierung einer EU-Richtli-
nie, die bis zum 1. November 2013 in na-
tionales Recht umgesetzt werden soll.
Am vergangenen Donnerstag, einen Tag vor
dem genannten Welttag, debattierte das
Bundestagsplenum den entsprechenden
„Entwurf eines Achten Gesetzes zur Ände-
rung des Urheberrechtsgesetzes“, der im
Anschluss mit den Stimmen der Grünen-
und der Koalitionsfraktionen gegen die
Stimmen der Linksfraktion und bei Enthal-
tung der Sozialdemokraten in der vom
Rechtsausschuss geänderten Fassung
(17/13270) angenommen wurde. Somit
wird die Schutzdauer für Musikkompositio-
nen mit Text sowie die Schutzdauer von
Rechten ausübender Künstler und von Ton-
trägerherstellern von 50 auf 70 Jahre verlän-
gert. Der Künstler erhält das Recht, Übertra-
gungsverträge zu kündigen und Ansprüche
auf zusätzliche Vergütung geltend zu ma-
chen. Bei gemeinsam darbietenden Künst-
lern, etwa einem Orchester, steht das Kün-
digungsrecht einem gewählter Vertreter die-
ser Künstler zu.

Die Gesetzesinitiative sei ein „Beitrag zur
Stärkung der Urheber und Kreativen“, sagte
Ansgar Heveling (CDU) in der Debatte.
Auch sein Koalitionskollege Stephan Tho-
mae (FDP) lobte die Fristverlängerung,
denn anders als bei Immobilien beispiels-
weise  könne „ein Urheber ohne gesetzliche
Schutzfristen nichts an seine Nachkommen
weitergeben“.
Burkhard Lischka (SPD) dagegen erklärte,
die Annahme, dass eine große Anzahl aus-
übender Künstler von der Schutzfristverlän-
gerung durch zusätzliche Einnahmen profi-
tieren werde, trüge. Die Masse der Werke
„wirft schon nach einem Jahr keine nen-
nenswerten Einnahmen mehr ab“. Das Ge-
setz diene daher, argumentierte der Sozial-
demokrat, im Wesentlichen „nur den gro-
ßen Plattenlabels“. Und Petra Sitte (Die Lin-
ke) sieht in dem Gesetzentwurf einen
erneuten „Versuch, die Rechte der Medien-
industrie zu stärken“. Jerzy Montag (Grüne)
erklärte, dass „wir als Europäer heute die-
sem Gesetz zustimmen, auch wenn wir uns
als Urheberrechtler deutlich gegen Schutz-
fristverlängerungen aussprechen“. ver ❚

Stärkung der Urheber
RECHT Schutz für künstlerische Werke auf 70 Jahre verlängert

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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>Sabine Uecker
Bundestagsabgeordnete 1990, SPD
Am 1. Mai wird Sabine Uecker 70 Jahre alt.
Die Chemieingenieurin gehörte 1990 der ers-
ten frei gewählten Volkskammer und dem
Deutschen Bundestag an.

>Ferdinand Breidbach
Bundestagsabgeordneter 1969-1980,
CDU
Ferdinand Breidbach feiert am 3. Mai seinen
75. Geburtstag. Der Schlosser und Gewerk-
schaftsmitarbeiter, vielfältig in den Sozial-
ausschüssen seiner Partei aktiv und CDU-
Mitglied seit 1956, gehörte im Bundestag
dem Wirtschaftsausschuss an.

>Franz Ludwig Schenk Graf von
Stauffenberg
Bundestagsabgeordneter 1972-1984,
CSU
Franz Ludwig Schenk Graf von Stauffenberg
vollendet am 4. Mai sein 75. Lebensjahr. Der
Rechtsanwalt schloss sich 1962 der CSU an.
Von 1984 bis 1992 war er Mitglied des Euro-
päischen Parlaments. Im Bundestag arbeite-
te der Sohn von Oberst Claus Graf von Stauf-
fenberg im Auswärtigen Ausschuss mit.

>Brigitte Erler
Bundestagsabgeordnete 1976-1980,
1982-1983, SPD
Brigitte Erler wird am 5. Mai 70 Jahre alt. Die
politische Referentin trat 1970 der SPD bei.
Im Bundestag war sie Mitglied des Landwirt-
schaftsausschusses.

>Jürgen Sikora
Bundestagsabgeordneter 1992-1998,
CDU
Jürgen Sikora wird am 5. Mai 70 Jahre alt.
Der Finanzbeamte schloss sich 1969 der CDU
an und gehörte von 1978 bis 1992 dem Land-
tag in Hannover an. Im Bundestag arbeitete
er im Ausschuss für Raumordnung mit.

>Thea Bock
Bundestagsabgeordnete 1991-1994,
SPD
Thea Bock wird am 6. Mai 75 Jahre alt. Die
Sportlehrerin aus Hamburg war Mitglied des
Rechnungsprüfungsausschusses.

>Alfred Emmerlich
Bundestagsabgeordneter 1972-1990,
SPD
Am 10. Mai vollendet Alfred Emmerlich sein
85. Lebensjahr. Der promovierte Jurist und
Richter, von 1983 bis 1987 stellvertretender
Vorsitzender der SPD-Fraktion, arbeitete
überwiegend im Rechtsausschuss mit.

>Klaus Daweke
Bundestagsabgeordneter 1976-1990,
CDU
Am 14. Mai wird Klaus Daweke 70 Jahre alt.
Der Diplom-Handelslehrer, CDU-Mitglied seit
1964, war in allen vier Wahlperioden Mit-
glied des Ausschusses für Bildung und Wis-
senschaft.

>Dieter Spöri
Bundestagsabgeordneter 1976-1988,
SPD
Dieter Spöri wird am 15. Mai 70 Jahre alt. Der
promovierte Volkswirt aus Stuttgart wurde
1970 SPD-Mitglied. Spöri, der in allen vier
Wahlperioden im Finanzausschuss mitarbei-
tete, war von 1992 bis 1996 Wirtschaftsmi-
nister in Baden-Württemberg.

>Ursula Schleicher
Bundestagsabgeordnete 1972-1980,
CSU
Am 15. Mai wird Ursula Schleicher 80 Jahre
alt. Die Harfenistin trat 1965 der CSU bei.
Schleicher, Mitglied des Familienausschus-
ses, war von 1979 bis 2004 Mitglied des Eu-
ropäischen Parlaments.

>Fritz Gerstl
Bundestagsabgeordneter 1972-1987,
SPD
Am 16. Mai vollendet Fritz Gerstl sein 90. Le-
bensjahr. Der Bundesbahnbeamte und ehe-
malige Landrat des Kreises Passau schloss
sich 1955 der SPD an. Im Bundestag arbeite-
te Gerstl stets im Verteidigungsausschuss
mit.

>Arnulf Kriedner
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Arnulf Kriedner wird am 16. Mai 75 Jahre alt.
Der Kaufmann trat 1963 der CDU bei und war
von 1981 bis 1989 Bezirksbürgermeister von
Neukölln. Kriedner war Mitglied im Haus-
haltsausschuss.

> Albrecht Müller
Bundestagsabgeordneter 1987-1994,
SPD
Am 16. Mai wird Albrecht Müller 75 Jahre alt.
Der Diplomvolkswirt und langjährige Partei-
mitarbeiter schloss sich 1963 der SPD an. Im
Bundestag saß Müller zuletzt im Verkehrs-
ausschuss.

>Willi Wimmer
Bundestagsabgeordneter 1976-2009,
CDU
Am 18. Mai wird Willi Wimmer 70 Jahre alt.
Der Rechtsanwalt trat 1959 der CDU bei und
engagierte sich im Bundestag im Verteidi-
gungsausschuss sowie im Auswärtigen Aus-
schuss. Von 1988 bis 1992 war er Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundesminis-
ter der Verteidigung. bmh ❚

„Wenn man die Interessen der Kinder vertreten will, muss
man ungewohnte Wege gehen“, sagte die Linken-Abgeord-
nete Diana Golze und dazu gehöre auch, „die Perspektive
der Kinder einzunehmen.“ Genau diesen Zweck habe die
Ausstellung „Wie Kinder die Welt sehen“, die Golze ver-
gangene Woche im Paul-Löbe-Haus des Bundestages eröff-
nete. Die Präsentation zeigt überdimensionierte Küchen-
möbel, die verdeutlichen, wie der Alltag aus Sicht von Kin-
deraugen ist. Golze ist Mitglied der Kinderkommission des
Bundestages  (Kiko) und mit der Ausstellungseröffnung
feierte die Kommission ein Jubiläum: Seit 25 Jahren setzt
sich die Kiko schon für die Rechte der Kinder ein. Und ge-
treu ihres Namens hatte sie auch Kinder zur Ausstellungs-
eröffnung eingeladen. Jungen und Mädchen der Betreu-
ungseinrichtung „Die Arche“ und Kinderreporter des Kin-
derradios „radijojo“ waren anwesend. Bundestagsvizeprä-
sident Wolfgang Thierse (SPD) gratulierte der Kiko zu
ihrem Geburtstag. Es sei wichtig, dass sich Politiker auch
mit den Anliegen von Kindern beschäftigen. 

„Die Kinderkommission ist ein ungewöhnlicher Aus-
schuss“, beschrieb Golze die Kommission. Denn der Aus-
schuss mache keine Parteipolitik, sondern „Politik aus
dem Blickwinkel der Kinder für die Kinder.“ Diese Über-
parteilichkeit drückt sich schon im Aufbau des Ausschus-
ses aus: In ihm sitzen nur fünf Personen, aus jeder Frakti-
on eine. Der Vorsitz des Ausschusses wechselt regelmäßig,
sodass jede Partei pro Legislaturperiode einmal den oder
die Vorsitzende stellt. Momentan ist Beate Walter-Rosen-
heim (Bündnis 90/Die Grünen) Vorsitzende, die weiteren
Mitglieder der Kiko sind Eckhard Pols (CDU), Marlene
Rupprecht (SPD) und Nicole Bracht-Brecht (FDP).  
Als Unterausschuss des Familienausschusses wurde die 
Kiko bereits 1988 ins Leben berufen. Im Ausschuss be-
schäftigen sich die Abgeordneten mit allen Themen, die
das Leben von Kindern betreffen. Dazu gehören zum Bei-
spiel Sorgerechtsfragen, der Zugang zu Bildung, Gesund-
heitsförderung oder Ernährung sowie die allgemeine Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen an der Gesell-

schaft. Der Ausschuss soll ebenso alle Vorschriften und Ge-
setze, die der Bundestag verabschiedet, auf ihre Auswirkun-
gen auf Kinder überprüfen. Alle Beschlüsse der Kiko müs-
sen einstimmig gefällt werden, damit werden kontroverse
Beschlüsse verhindert.     
Größter Erfolg der Kinderkommission war bisher, dass
„Kinderlärm nicht mehr als Grund für die Schließung ei-
ner Kindertagesstätte herhalten kann“, sagte Golze, die frü-
her Vorsitzende der Kiko war. Das habe man im Baurecht
festmachen können. Ihr Kollege Eckhard Pols (CDU) kün-
digte das nächste Projekt der Kiko an: „Eine Helmpflicht
für Kinder.“ Ansonsten arbeite man weiter daran, die Kin-
derrechte der Vereinten Nationen im Grundgesetz zu ver-
ankern.  Julian Burgert ❚

Die Ausstellung kann noch bis Dienstag, 14. Mai, im Paul-Lö-
be-Haus des Bundestages kostenlos besichtigt werden. Ge-
öffnet ist sie montags von 9 bis 15 Uhr, dienstags bis donners-
tags bis 16 Uhr und freitags bis 13 Uhr. 

»Happy Birthday, Kiko«

ORTSTERMIN: 25 JAHRE KINDERKOMMISSION

Status quo
akzeptiert
11. Mai 1973: Grundlagenvertrag und
Uno-Beitritt „Ein Volk verweigert sich
seiner Geschichte, wenn es meint, sie mit
Wunschträumen fortschreiben zu kön-
nen“, rief Kanzler Willy Brandt (SPD) am
11. Mai 1973 den Abgeordneten im Bun-
destag zu. Er verteidigte damit den
Grundlagenvertrag zwischen der Bundes-
republik und der DDR, der an diesem Tag
verabschiedet werden sollte. Er solle „der
Entspannung und dem Frieden in Europa
dienen“ und könne „nichts darüber aus-
sagen, ob, wann und wie eine gemeinsa-
me Lebensform der Deutschen wieder 
gefunden werden kann“. Die Union sah
in dem Vertrag, den beide deutsche Staa-
ten bereits im Dezember 1972 unter-

zeichnet hatten und der „gutnachbarliche
Beziehungen“ garantieren sollte, jedoch
eine Gefahr für die Wiedervereinigung. 
In der hitzigen Debatte warf Ex-Kanzler
Kurt Georg Kiesinger (CDU) Brandt vor,
seine Politik werde im Ausland „als eine
endgültige Besiegelung des Status quo“
verstanden. Am Ende stimmten 268 Ab-
geordnete für den Vertrag, 217 dagegen.
Größere Einigkeit bestand in einer ande-
ren Frage, über die an diesem Tag eben-
falls entschieden wurde: den Eintritt der
Bundesrepublik zu den Vereinten Natio-
nen. 364 Parlamentarier stimmten mit Ja,
121 mit Nein. Auch diese Entscheidung
stand in Zusammenhang mit dem
Grundlagenvertrag. In ihm wurde der
Uno-Beitritt beider deutscher Staaten ver-
einbart. Am 18. September 1973 wurden
dann die Bundesrepublik Deutschland
als 133. und die DDR als 134. Mitglieds-
staat in die Vereinten Nationen aufge-
nommen. Benjamin Stahl ❚

An Krisen hat sich die Republik
inzwischen gewöhnt: Nicht nur
die Wirtschaftsseiten der Zeitun-
gen lassen uns frösteln, auch –

glaubt man der „Zeit“ – die Moral befin-
det sich auf Talfahrt. Hässliche Worte wie
Vorteilsannahme, Steuerhinterziehung
oder Selbstanzeige sind aus dem Vokabu-
lar deutscher Talkshows nicht mehr weg-
zudenken. Die Staatsanwälte geben sich
bei den Mächtigen und Reichen die Klin-
ke in die Hand. Das zeigt,  wie tief diese
Republik moralisch gesunken ist. Nach
der Tragödie um unser einstiges Staats-
oberhaupt und unzählige korrupte Mana-
ger dachten wir, diese Republik könne
jetzt nichts mehr erschüttern. Der Fall der
moralischen Inkarnation des deutschen
Fußballs hat gezeigt, dass es noch schlim-
mer geht. 
Für die Sportrepublik Deutschland
kommt in der Not Beistand von der Mo-
narchie. Denn Kaiser Franz beruhigt via
Sky-Sport News: „Uli Hoeneß ist kein Be-
trüger, da ist ihm irgendein Fehler unter-
laufen, das kann sein“, sagte Franz Be-
ckenbauer in der vergangenen Woche. 
Danke Franz, mit Deiner Hilfe können
wir das Fehlverhalten deines Mitspielers
an die richtige Stelle der moralischen
Werteskala einordnen. Denn „ein Fehler
unterlaufen“ ist weniger schlimm, als vom
Gegner überlaufen zu werden. Vielleicht
ist Steuerhinterziehung eine Petitesse und
kann schon mal passieren, wenn es um
die Optimierung des Vermögens geht. Mit
Optimierung kennt sich Franz aus. Denn
schließlich wird seine Stiftung von der
Swiss Asset Management unterstützt. Sie
sorgt „umsichtig und professionell für die
optimale Entwicklung ihrer Vermögens-
werte“. Denn der Kaiser weiß wie Philo-
soph Charles de Montesquieu: „Republi-
ken enden durch Luxus, Monarchien
durch Armut.“ Annette Sach ❚

Moralische
Monarchie  

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 40 JAHREN ...

Der Bundestag stimmte am 11. Mai
1973 über den Grundlagenvertrag ab.

Zusammen mit eingeladenen Jungen und Mädchen aus Berlin erkunden Abgeordnete des Bundestages die „Welt aus der Sicht der Kinder“.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 A

ch
im

M
el

de

Zur Ausgabe 17 vom 22.4.2013, „Suche
nach dem Diätenplan“ auf Seite 9:
Herr Schmidt-Jorzig sagt in dem Interview,
dass  wir Abgeordnete gut bezahlen müssen,
damit sie nicht anfällig werden, sich gegen
Entgelt vor einen Karren spannen zu lassen.
Eine gute Bezahlung dient also der Korrup-
tionsprävention.
Hierzu möchte ich anmerken, dass es seit
2003 von den Vereinten Nationen ein Ab-
kommen gegen Korruption gibt. Das hat die
Bundesrepublik Deutschland unterzeich-
net, aber bis heute nicht ratifiziert. Das Ab-
kommen verpflichtet die Unterzeichner, ge-
gen korrupte Amtsträger vorzugehen und
dabei international zusammenzuarbeiten.
Von Abgeordneten wird immer wieder ein-
gewandt, es könne nicht sein, dass Parla-
mentarier unter Generalver-
dacht stünden; die Vorkeh-
rungen gegen Korruption
seien ausreichend.
Wie passen diese zwei Din-
ge nun zusammen? Wir
brauchen keine Umsetzung
eines Antikorruptionsab-
kommens, weil hier im
Bundestag natürlich alles in
Butter ist – nur höhere Diä-
ten zur Verhinderung der
angeblich gut genug be-
kämpften Korruption soll es
geben. 

Heiko Urbanzyk,
Werne/Lippe

Zur Berichterstattung „Kaum einer baut
Cannabis nur zum Eigenbedarf an“ auf
www.bundestag.de vom 18.4.2013:
Ich habe die öffentliche Anhörung des Ge-
sundheitsausschusses am 17.April zum The-
ma „Synthetische Drogen“ und „Eigenver-
brauch von Cannabis entkriminalisieren“
sehr gespannt und aufmerksam verfolgt.
Prinzipiell bin ich mit dem Verlauf der An-
hörung zufrieden, allerdings von der Be-
richterstattung darüber enttäuscht. Ich habe
den Eindruck, dass der Bundestag dieses
Thema sehr voreingenommen behandelt
und keine abweichenden Meinungen zu-
lässt. So haben Sie in Ihrer Berichterstattung
nur die Argumente gebracht, die gegen eine
Legalisierung von Drogen sprechen bezie-
hungsweise nur die negativen Folgen ge-

nannt. So erlauben sie den Bürgern meines
Erachtens keine objektive Einschätzung des
Themas. 

Marco Kotzian, per E-Mail

In Ihrer Berichterstattung über die öffentli-
che Anhörung des Gesundheitsausschusses
gehen Sie nur auf die Meinungen der Seite
ein, die sich gegen Drogen und gegen deren
Legalisierung ausspricht. Die Argumente
der Experten, die sich für eine Drogenfreiga-
be aussprechen und zum Beispiel von den
Grünen und den Linken eingeladen wur-
den, kommen kaum vor. So haben die Ex-
perten zum Beispiel Vorschläge zur Scha-
densminderung und den Jugendschutz un-
terbreitet, dies kommt in ihrer Berichterstat-
tung aber nicht vor.

Auch wird Ethan Nadelmann, Gründer der
amerikanischen „Drug Policy Alliance“, ei-
ne Organisation, die sich für die Legalisie-
rung von Drogen einsetzt, nicht erwähnt.
Dabei war Nadelmann extra aus den USA
angereist, um die dortigen Erfahrungen mit
Drogenfreigabe mitzuteilen. 
Eine ähnliche, in meinen Augen einseitige
Berichterstattung fand bereits bei der Anhö-
rung des Gesundheitsausschusses zum The-
ma „Cannabis als Medizin“ im vergangenen
Jahr statt. 

Martin Steldinger, per E-Mail

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 13.-
17.05.2013
Bildungschancen –
Deutschland 2020 (Do),
Optionszwang im Staats-
angehörigkeitsrecht (Fr)

Phoenix überträgt live
ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream

PANNENMELDER

In der Ausgabe 17 vom 22.April steht in der
Buchrezension von „Kofi
Annan: Ein Leben in Krieg
und Frieden“ auf Seite 13,
dass Kofi Annan von 1997
bis 2003 Generalsekretär der
Vereinten Nationen war. Das
ist nicht richtig. Kofi Annan
war von 1997 bis 2006 Ge-
neralsekretär der UN. 
Ebenso sind wir bei der An-
kündigung der nächsten
Ausgabe auf Seite 14 im Ka-
lender verrutscht. Die Ausga-
be 18 unserer Zeitung ist am
29. April und nicht am 
22. April erschienen. 

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,
11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 21. Mai.

SEITENBLICKE



Wir debattieren über Mittel-
standspolitik, ein beson-
ders wichtiges Thema. Ich

vermisse den Kanzlerkandidaten der
SPD, Herrn Steinbrück; aber viel-
leicht hat er auch Probleme mit sei-
ner Politik für den Mittelstand.

Vor wenigen Jahren waren wir der
kranke Mann -Europas. „Sick man of
Europe“ war das geflügelte Wort. Da-
mals war Rot-Grün an der Regierung
und hat die Regierungspolitik gestal-
tet. Wir hatten 5 Millionen Arbeitslo-
se und Jahre lähmender Rezession.

Heute ist die Einschätzung eine an-
dere. Heute findet man „Modell
Deutschland“ auf dem Titel des Eco-
nomist und anderer internationaler
Zeitungen. Deutschland ist erfolgrei-
cher als alle anderen Länder aus der
Krise herausgekommen. Die interna-
tionalen Beobachter haben ein
Schlüsselwort dafür – sie haben kein
eigenes Wort, sondern nur ein Lehn-
wort –, nämlich „German Mittel-
stand“. Der Mittelstand ist also eine
der Schlüsselgrößen dafür, wie wir
aus der Krise herausgekommen sind
und wie erfolgreich wir Politik betrie-
ben haben.

Mittelstand ist nicht irgendeine
Betriebsordnung, Mittelstand ist ei-
ne Geisteshaltung, ist eine eigene
Richtung, ist eine eigene Gedanken-
welt. Da wird in Generationen, nicht
in Quartalen gedacht. Viele dieser
Mittelständler sind Hidden Champi-
ons in ihrem Bereich, also Welt-
marktführer. Manche in Deutsch-
land träumen von ein paar gewerk-
schaftsdominierten Aktiengesell-
schaften plus Millionen kleiner
Ich-AGs.

Das ist nicht mein ökonomisches
Weltbild; das will ich auch nicht ha-
ben. Ich will eine starke Mitte.

Die Entwicklung ist geprägt durch
ein – wie es im Ausland dargestellt
wird – neues deutsches Wirtschafts-
wunder. Wir haben 42 Millionen Ar-
beitsplätze in Deutschland. So viele
gab es noch nie.

Das ist ein Beschäftigungswunder.
Wir haben ein Exportwunder: Expor-
te in Höhe von gut 1 Billion Euro; das
sind über 1 000 Milliarden Euro. Und
die Ausländer kaufen
unsere Produkte frei-
willig, weil sie gut
sind. Das ist keine
Zwangsabnahme.
Wir haben ein Wohl-
standswunder: seit
drei Jahren steigende
Reallöhne.

Es sind die fleißi-
gen Menschen im
Land, dynamische Unternehmen, die
dies erreicht haben, aber auch die
christlich-liberale Politik.

Wir haben die Weichen richtig ge-
stellt.

Wir haben auf Entlastung gesetzt.
Wir haben das Wachstum beschleu-
nigt. Wir haben die Rentenbeiträge
und damit Lohnzusatzkosten ge-
senkt. Wir haben die Renten erhöht.
Wir haben die Praxisgebühr abge-
schafft. Wir haben das Kindergeld er-
höht. Wir haben den Mittelstand bei
der Erbschaftsteuer entlastet und 13
Milliarden Euro zusätzlich in Bildung
und Forschung gesteckt, ohne den
Staatshaushalt aufzublähen. Das ist
erfolgreiche Politik auch für den
deutschen Mittelstand. Das sind die
Rahmenbedingungen.

Die Staatsquote ist auf 45 Prozent
gesenkt worden. Unser Ziel ist es, auf
40 Prozent herunterzukommen. So-
zialsysteme haben Überschüsse statt
Defizite, und wir haben im Haushalt
die schwarze Null auf den Weg ge-
bracht, erreicht.

Christlich-liberale Politik hat den
Staat fit gemacht. Rot-grüne Politik
will den Staat fett und träge machen.

Für den Kollegen Trittin ist die
Staatsquote nur eine Recheneinheit,
wie er sagt. Ihm ist egal, ob sie 40 Pro-
zent, 45 Prozent, 60 Prozent beträgt.
Das ist eben das fatal falsche Denken.
Das macht den Mittelstand kaputt.

Sie wollen die Wirtschaft abwür-
gen: mit der Erhöhung der Erbschaft-
steuer, mit der Erhöhung der Ein-
kommensteuer, mit der Wiederein-
führung der Vermögensteuer.

Ich habe mir das Gutachten der
SPD-Finanzminister genau ange-

schaut und habe es auch dabei. Das
Gutachten ist die Blaupause für die
Wiedereinführung der Vermögen-
steuer. Das trifft 160 000 Unterneh-
men in Deutschland. Das sind       160
000 Unternehmen zu viel, die davon
betroffen werden.

Wenn in jedem Unternehmen da-
durch nur ein Arbeitsplatz verloren
geht, erreicht die Zahl, die wir an Ar-

beitsplätzen verlie-
ren, eine Größenord-
nung, die der Ein-
wohnerzahl einer
Stadt wie Potsdam
entspricht. Deshalb
ist Ihre Politik falsch.

Sie wollen die Ein-
kommensteuer erhö-
hen. Für Sie ist offen-
bar nicht klar, dass

für viele Mittelständler die Einkom-
mensteuer die Unternehmensteuer
ist, dass für viele Handwerker die Ein-
kommensteuer die Unternehmens-
teuer ist, dass für viele Selbstständige
und Freiberufler die Einkommen-
steuer die Unternehmensteuer ist,
dass für viele Landwirte die Einkom-
mensteuer die Unternehmensteuer

ist. Mit Ihrer Politik der Einkommen-
steuererhöhung und auch mit der Er-
höhung des Spitzensteuersatzes tref-
fen Sie diese Bereiche des Mittel-
stands ins Mark.

Hinzu kommt die Erhöhung der
Abgeltungsteuer, der Mehrwertsteu-
er, der Erbschaftsteuer. Rot-Grün
würde die deutschen Steuerzahler,
wenn Rot-Grün die Mehrheit bekä-
me, mit 30 bis 40 Milliarden Euro
zusätzlich belasten – und das bei Re-
kordsteuereinnahmen von über 600
Milliarden Euro. Das ist absolut fal-
sche Politik.

Frau Andreae und andere Grüne
laufen auch Sturm gegen die Vermö-
gensteuerpläne der eigenen Partei.
Sie warnen vor der Substanzbesteue-
rung, die der Möchtegern-Finanzmi-
nister Jürgen „Bilderberg“ Trittin ein-
führen will. Aber Herr Trittin hat
noch ein zusätzliches Konzept: eine
Vermögensabgabe von 100 Milliar-
den Euro obendrauf, also Abgabe
plus Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer. Das alles geht nicht ohne
Einbeziehung der Betriebsvermögen;
es wäre sonst auch verfassungswidrig.
Herr Trittin hat kürzlich sogar erklärt,
die Vermögensabgabe rückwirkend
einziehen zu wollen.

Auch das halte ich für einen Verfas-
sungsbruch. Das ist eine grottenfal-
sche Politik, die den Mittelstand voll
trifft.

Man liest im Spiegel, dass Herr Trit-
tin bei internen Sitzungen rumge-
brüllt habe und gewarnt habe vor

dem, was sich politisch abzeichne.
Das zeigt: Er ist nervös. Die Grünen
selber merken: Rot-Grün schwim-
men die Felle davon. – Rot-Grün
kann sich keiner leisten und will sich
auch keiner leisten. Der aufziehende
Wahlkampf muss deshalb mit aller
Härte und Deutlichkeit geführt wer-
den, damit der Mittelstand eine faire
Chance hat.

Wir schlagen in unserem Antrag 20
Punkte vor, damit der Mittelstand in
Deutschland weiter gute Chancen
hat: Wir wollen die kalte Progression
abbauen. Wir wollen Basel III. 

Es ist doch immer das Gleiche. Fällt
den Sozis etwas ein, muss es eine
neue Steuer sein. Wer ist mit dabei?
Die grüne Partei. – Das ist die Ge-
fechtslage in Deutschland.

Die Bürger werden entscheiden, ob
eine vernünftige Politik fortgesetzt
wird oder irrer Gulasch gemacht
wird, also Ihr Rückmarsch in die Vor-
stellungen von vorgestern stattfindet.

Lassen Sie doch den Karl Marx in
seinem Museum! Kommen Sie doch
nicht wieder mit den alten Klamotten
heraus!

Sie müssen doch mal was dazuler-
nen! Das ist ja Museumspolitik, was
Sie betreiben!

Meine Damen und Herren, wir
brauchen in Deutschland klare Wei-
chenstellungen. Wir brauchen mehr
richtige Ingenieure und weniger rot-
rot-grüne Sozialingenieure.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
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Rainer Brüderle *1945
Landesliste Rheinland-Pfalz

Rainer Brüderle, FDP:

Unser Wirtschaftswunder
gründet auf dem Mittelstand 

Der Mittelstand
ist eine der

Schlüsselgrößen,
wie wir aus der
Krise herausge-
kommen sind.

Debatte zur Mittelstandspolitik / 237. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 25. April 2013  
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Lassen Sie uns jetzt ausnahms-
weise mal über Mittelstands-
politik reden! Diese dampf-

plaudernden Reden nützen dem

Mittelstand überhaupt nichts, Herr
Brüderle.

Ich finde, Sie haben sich mit der
Art und Weise, wie Sie hier morgens
Karnevalsreden halten, längst von
der Realität mittelständischer Unter-
nehmen verabschiedet.

Meine Damen und Herren, der
deutsche Mittelstand ist das Rück-
grat unserer Wirtschaft. Das wird ver-
schiedentlich von allen Parteien so
beschrieben. Aber klar ist auch, dass
der deutsche Mittelstand von dieser
Bundesregierung in den letzten Jah-
ren vernachlässigt wurde. Er ist
gleichwohl erfolgreich. Wenn Sie es
mir nicht glauben, dann nehmen Sie
bitte zur Kenntnis, was der neue Prä-
sident des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages Ihnen ins
Stammbuch geschrieben hat – mit
Verlaub, ich darf es zitieren –:

Auch wenn wir derzeit gut daste-
hen: Zu wenig Reformen und Inno-
vationen dürfen wir uns nicht leis-
ten, sonst ist unser Vorsprung
schnell weg.

Wenn Sie uns nicht glauben und
Herrn Schweitzer nicht glauben, der

Hubertus Heil *1972
Wahlkreis Gifhorn – Peine

Hubertus Heil, SPD:

Das Rückgrat 
unserer Wirtschaft 

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html

Fortsetzung auf Seite 2
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ja aus der FDP ausgetreten ist, Herr
Brüderle, dann glauben Sie bitte
dem Institut der deutschen Wirt-
schaft – keine Vorfeldorganisation
der SPD –, das dieser Bundesregie-
rung ins Stammbuch schreibt, dass
sie nur von Entscheidungen von Vor-
gängerregierungen, vom Mut zu
Strukturreformen aus rot-grüner Zeit
profitiert und diesen Vorsprung
durch das Chaos schwarz-gelber Po-
litik aufbraucht.

Übrigens: August Bebel war ein
Handwerksmeister. Sie haben ja gar
keine Ahnung von Geschichte; das
haben Sie verschiedentlich bewiesen.

Ich sage Ihnen: Das einzig gute
Schwarz-Gelb war gestern Abend
Dortmund.

Aber das, was Sie für den Mittel-
stand leisten, ist tatsächlich nichts,
für das Sie sich rühmen können.

Wie ist die Situation in Deutsch-
land? Der BDI, der Bundesverband
der Deutschen Industrie, der auch
mittelständische Unternehmen ver-
tritt, beklagt einen massiven Verfall
der öffentlichen Infrastruktur im
Land. Der Nord-Ostsee-Kanal muss
gesperrt werden, weil diese Bundes-
regierung mit Herrn Ramsauer zu
wenig in die Infrastruktur, auch in
die wirtschaftsnahe Infrastruktur in
diesem Land investiert.  Das ist die
Wirklichkeit. Autobahnbrücken
müssen gesperrt werden, weil Sie
nicht in der Lage sind, die notwen-
digen Investitionen zu schultern.
Das schadet der Wirtschaft, auch
dem Mittelstand in Deutschland.

Meine Damen und Herren, hier
muss ich Ihre dünnen Anträge zum
Thema Mittelstandspolitik lesen
und diese oberflächlichen Reden
von Herrn Brüderle anhören. Spre-
chen Sie einmal mit real existieren-
den Mittelständlern in Deutschland
– mit Handwerksmeistern, mit Fa-
milienunternehmern, mit einer frei-
en Selbstständigen, mit einer Exis-
tenzgründerin –, dann stellen Sie
fest: Diese haben ganz andere Sor-
gen als das, was Sie hier an die Wand
malen. Sie haben ganz konkrete An-
sprüche. Der Unterschied zwischen
Ihrer Bundesregierung und dem gu-
ten deutschen Mittelstand ist: Im gu-
ten deutschen Mittelstand gibt es

Unternehmer, die etwas unterneh-
men. Sie sind eine Regierung, die et-
was unterlässt.

Nun zu unseren Anträgen und zu
unseren Vorschlägen. In genau vier
Bereichen sagen wir sehr konkret, was
wir unter einer ambitionierten, einer
zukunftsgerichteten Mittelstandspo-
litik in Deutschland verstehen.

Erstens. Was kann und muss getan
werden für qualifizierte Fachkräfte
in diesem Land? Zu diesem wichti-
gen Thema haben Sie keinen Satz ge-
sagt. Es sind vor allen Dingen die
kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen, Herr Brüderle, die unter
Fachkräftemangel leiden werden.
Die großen Konzerne können sich
Personalrekrutierun-
gen leisten. Die klei-
nen und mittelstän-
dischen Unterneh-
men nicht. Deshalb
muss etwas getan
werden, damit Frau-
en und Männer in
diesem Land arbei-
ten können, damit
sich die Erwerbsbe-
teiligung von Frauen, das Arbeitsvo-
lumen von Frauen in diesem Land
tatsächlich entfalten kann. Wir brau-
chen eine bessere Vereinbarkeit von
Beruf und Familie statt Ihres idioti-
schen Betreuungsgeldes. Das trägt
zur Fachkräftesicherung bei.

Wir müssen jungen Menschen ei-
ne Chance geben. 60 000 junge
Menschen verlassen Jahr für Jahr die
Schule ohne Schulabschluss. 1,5
Millionen Menschen zwischen 20
und 30 Jahren haben keine berufli-
che Erstausbildung. Das duale Sys-
tem der beruflichen Erstausbildung
ist unser Standortvorteil. Darum
hätte sich diese Regierung kümmern
müssen. In diesem Bereich haben
Sie nichts getan.

Zweites Thema: Innovationsanrei-
ze, Investitionen in Forschung und
Wissenschaft. Wir haben in Deutsch-
land einen hochinnovativen Mittel-
stand. Aber von der öffentlichen For-
schungsförderung dieser Regierung
profitieren nur Großunternehmen,
kleine und mittelständische Unter-
nehmen nicht.

Wo ist eigentlich die steuerliche
Forschungsförderung geblieben, die
Sie dem Mittelstand versprochen ha-
ben? Wir werden steuerliche For-
schungsförderung einführen, damit
wir privates Kapital stärker in For-
schung und Entwicklung gerade im
Mittelstand lenken können, damit
der Mittelstand davon profitieren
kann.

Was tun Sie eigentlich für Exis-
tenzgründer? Sie haben den Grün-
dungszuschuss plattgemacht, ein
wesentliches Instrument für Men-
schen, die den Mut haben, sich
selbstständig zu machen, um mit ei-
ner Markteinführung tatsächlich
nach vorne zu kommen. Hier haben
Sie am falschen Ende gestrichen. Sie
haben nichts getan. Wir werden et-
was tun, zum Beispiel im Bereich der
Investitionszulagen. Wir brauchen
eine Gründerkultur in Deutschland.
Die Sozialdemokraten stehen an der

Seite derjenigen, die den Mut haben,
sich mit guten Konzepten selbststän-
dig zu machen, aber im Moment
von Ihnen sträflich vernachlässigt
werden. Sie bekommen am Kapital-
markt oft nicht die nötige Unterstüt-
zung. Deshalb werden wir in diesem
Bereich handeln.

Drittens. Die wirtschaftsnahe In-
frastruktur. Ich habe schon über Ver-
kehrswege gesprochen. Wir müssen
aber genauso über die Frage der
Breitbandinfrastruktur in diesem
Land sprechen. Gerade für kleine
und mittelständische Unternehmen,
die es oft auch im ländlichen Raum
gibt, ist die Tatsache, dass Sie beim
Ausbau des schnellen Internets nicht

von der Stelle ge-
kommen sind, mitt-
lerweile zum Stand-
ortnachteil gewor-
den. Bei allem Jubel
über unsere Stärke
müssen wir feststel-
len, dass Deutsch-
land gegenüber an-
deren Ländern beim
schnellen Internet

zurückgefallen sind. Wer ist zustän-
dig? Ihre Regierung. Wer hat nichts
getan? Ihre Regierung. Warme Worte,
Herr Brüderle, solche Reden, wie Sie
sie hier halten, schaffen keinen Ar-
beitsplatz. Sie befriedigen mit Ihrer
Art und Weise vielleicht einige in Ih-
ren Reihen, aber sie nützen der deut-
schen Wirtschaft nichts. Im Bereich
Breitband haben Sie nichts getan.

Zum Bereich der Energiepolitik
haben Sie auch keinen Satz verlo-
ren. Gerade der Mittelstand in
Deutschland leidet unter Ihrem
energiepolitischen Chaos. Sie haben
Planungs- und Investitionssicher-
heit in Deutschland zerstört. Sie be-
lasten Unternehmen mit immer hö-
heren Strompreisen. Dafür tragen
Sie die Verantwortung. Sie haben
nichts getan, um in den letzten vier
Jahren eine neue Ordnung am
Strommarkt durchzusetzen. In die-
sem Bereich werden wir viel aufräu-
men müssen, damit der Mittelstand
von den Chancen der Energiewende
profitieren kann und damit die
Energiewende nicht zum wirtschaft-
lichen und sozialen Risiko für
Deutschland wird. Auch das unter-
scheidet uns.

Viertens. Im Mittelstand, Herr
Brüderle, sind vor allen Dingen die
klassischen Werte der sozialen
Marktwirtschaft gefragt; das sind
Maß und Mitte, Anstand und Augen-
maß. Es sind gerade die deutschen
Mittelständler, die über die Exzesse
auf den Finanzmärkten entsetzt
sind. Es sind gerade die mittelständi-
schen Unternehmen, die in den letz-
ten Jahren erlebt haben, dass in vie-
len -Bereichen der Finanzwirtschaft
Finanzdienstleistungen nicht mehr
Dienstleistungen waren, vielmehr
umgekehrt die Realwirtschaft, also
auch der deutsche Mittelstand, als
Dienstleister für Zocker auf den Fi-
nanzmärkten behandelt wurde. Das

hat die mittelständischen Unterneh-
men, also diejenigen, die reale Wer-
te schaffen und nicht spekulieren,
richtig erzürnt. Die Unternehmen in
diesem Land nehmen es einem übel,
wenn mit ihrem Vermögen, mit ih-
rer Zukunft und mit ihren Arbeits-
plätzen gespielt wird. Wir fragen uns
deshalb: Wie regulieren wir den Fi-
nanzmarkt so, dass in die Realwirt-
schaft, also in Indus-trie und Mittel-
stand, investiert wird? Das ist die
zentrale wirtschaftliche Frage.

Heute wird Herr Rösler seine
Wachstumsprognose für dieses und
nächstes Jahr vorlegen. Sie sind stolz
auf ein Wachstum von 0,5 Prozent.
Das ist ein schmales Wachstum in
diesem Jahr.

Sie prognostizieren vor dem Hin-
tergrund der Bundestagswahl ein
Wachstum von 1,6 Prozent. Wir
müssen erheblich etwas dafür tun,
um dieses Ziel zu erreichen. Denn
die Wachstumserwartungen stehen
durch die Euro-Krise auf tönernen
Füßen. Der deutsche Mittelstand
braucht daher starke politische Part-
ner. Schwarz-Gelb ist das nicht. Das
zeigt sich auch in diesen Tagen.
Schauen Sie sich einmal an, was Ih-
nen die Unternehmer ins Stamm-
buch schreiben. Von Wirtschaftspo-
litik hat diese Bundesregierung kei-
ne Ahnung.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN)

Fortsetzung von Seite 1: Hubertus Heil (SPD)

Der deutsche
Mittelstand

braucht starke
politische Partner,
Schwarz-Gelb ist

das nicht.

Im Plenum des Bundestages wurden
in der Zeit vom 22. bis 25.April 2013
folgende Vorlagen ohne Aussprache
abschließend beraten:

Zustimmung
Haushalt „Gesetz zu dem Staats-
vertrag vom 14. Dezember 2012
über die abschließende Aufteilung
des Finanzvermögens gemäß Artikel
22 des Einigungsvertrages zwischen
dem Bund, den neuen Ländern und
Berlin (Finanzvermögen-Staatsver-
trag) und zur Änderung der Bundes-
haushaltsordnung“ (Bundesregie-
rung, 17/12639, 17/13256).

Beschlüsse

Wenn Sie heute Morgen in
die Wirtschaftsteile der
deutschen Tageszeitungen

schauen, dann können Sie viel über
große Automobilkonzerne, über Ver-
sicherungskonzerne und über große
börsennotierte Technologieunter-
nehmen lesen. All diese sind sicher-
lich wichtige Unternehmen für die
Bundesrepublik Deutschland. Aber

das Rückgrat der deutschen Wirt-
schaft, der Garant für die sicheren
Arbeitsplätze sind und bleiben der
Mittelstand und insbesondere die
deutschen Familienunternehmen.

Es gibt 3,7 Millionen mittelständi-
sche Unternehmen in Deutschland.
Diese Firmen sind das Herz unserer
Wirtschaft. Sie sind dafür verant-
wortlich, dass wir so gut aus der Kri-
se gekommen sind. Sie stellen im-
mer noch 71 Prozent aller Erwerbs-
tätigen. 83 Prozent der Auszubilden-
den werden im Mittelstand
ausgebildet. All das sind stolze Zah-
len. Aber: Wir sollten diese Zahlen
nicht nur in der heutigen Debatte
hochhalten, sondern die Wichtigkeit
und die Wertschätzung dieser Betrie-
be auch in unserer täglichen Gesetz-
gebung unterstreichen.

Dass der Mittelstand heute gut da-
steht, hat Herr Brüderle bereits aus-
geführt. Die Bundesregierung stützt
diese positive Entwicklung durch
zahlreiche Maßnahmen. Wir haben
Maßnahmen zur Fachkräftesiche-
rung ergriffen. Wir haben mithilfe
des Normenkontrollrates die Büro-
kratiekosten um 12 Milliarden Euro

gesenkt. Wir haben die Mittel des
Zentralen Innovationsprogramms
Mittelstand um 500 Millionen Euro
aufgestockt. Wir haben diverse Maß-
nahmen zur Verbesserung der Finan-
zierung des Mittelstands auf den
Weg gebracht.

Wir haben hier im Deutschen
Bundestag zahlreiche weitere Be-
schlüsse gefasst, um den Mittel-
stand, die mittelständischen Betrie-
be und die Mitarbeiter zu entlasten.
Aber Sie, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der Opposition – das wur-
de vorhin bereits deutlich gemacht –
, haben diese Gesetze mit Ihrer
Mehrheit im Bundesrat gestoppt
und somit verhindert. Die kalte Pro-
gression, also die sogenannte Fach-
arbeiterfalle, ist vorhin schon ange-
sprochen worden. Ich denke aber
auch an die energetische Gebäudesa-
nierung oder an die Verkürzung der
Aufbewahrungsfristen für Rechnun-
gen und Belege. All das sind sinnvol-
le Maßnahmen, die Sie hier verhin-
dert haben.

Wenn jetzt einer von Ihnen sagt,
dass dies keine sinnvollen Maßnah-
men seien, dann fragen Sie einmal

Christian Freiherr von Stetten
*1970
Wahlkreis Schwäbisch Hall –
Hohenlohe

Christian Freiherr von Stetten, CDU/CSU:

Familienunternehmen sind Garant
für sichere Arbeitsplätze 
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Ihren Kanzlerkandidaten Peer Stein-
brück, wie er darüber denkt. Es
stimmt: Die SPD hat, genau wie die
Grünen, die Verkürzung der Aufbe-
wahrungsfristen abgelehnt. Keine
zwei Monate später, am 4. März die-
ses Jahres, hat die IHK Siegen Herrn
Steinbrück eingeladen, um seine
Thesen zu sozialdemokratischer
Mittelstandspolitik zu präsentieren.
Einer der Teilnehmer hat mir das
vom Kanzlerkandidaten verteilte
und anschließend auch vom Willy-
Brandt-Haus an die Medien ver-
schickte Thesenpapier zukommen
lassen. Da steht bei Punkt 7 unter
der Überschrift „Der Mittelstand
braucht Beinfreiheit“ – ich zitiere
Peer Steinbrück –:

Ich will, dass unnötige, für den
Mittelstand kostenträchtige Rege-
lungen abgeschafft werden:

– und dann fordert er –
Verkürzung der Aufbewahrungs-

pflichten für Rechnungen und Bele-
ge …

Da bin ich zwar überrascht, aber
ich kann zu 100 Prozent zustimmen.

Wenn sich jetzt plötzlich
CDU/CSU, FDP und der Kanzler-
kandidat der SPD bei dieser wichti-
gen Maßnahme für den Mittelstand
einig sind, dann sollten wir das ent-

sprechende wichtige Gesetz zum
Wohl des deutschen Mittelstandes
noch vor der Wahl gemeinsam und
ohne Streit hier im Deutschen Bun-
destag verabschieden.

Liebe Kollegen, wir haben dieses
gemeinsame Anliegen von Peer
Steinbrück und den
Koalitionsfraktio-
nen jetzt auch sofort
wieder in den Deut-
schen Bundestag
eingebracht. Gestern
hat der Finanzaus-
schuss des Deut-
schen Bundestages
über die Verkürzung
der Aufbewahrungs-
fristen entschieden. Wir von
CDU/CSU und FDP haben Wort ge-
halten und mit Mehrheit zuge-
stimmt. Und was haben die Kolle-
gen der SPD-Fraktion gemacht? Sie
haben ihren Kanzlerkandidaten im
Stich gelassen und gegen dessen ei-
genen Vorschlag gestimmt. – Herr
Steinbrück hatte von Ihnen etwas
Beinfreiheit verlangt. Und was ha-
ben Sie gemacht? Sie haben ihm die
Beine einfach abgeschlagen.

Sie haben heute Nachmittag,
wenn wir im Deutschen Bundestag
abschließend über den Gesetzent-

wurf debattieren, die Möglichkeit,
diesen Fehler zu korrigieren und die-
sem Gesetzentwurf zum Bürokratie-
abbau zuzustimmen.

Wer das gesamte Wahlprogramm
der SPD liest, der wird feststellen,
dass die Vorstellungen des SPD-

Kanzlerkandidaten
im Wirtschaftsbe-
reich überhaupt
nicht mehr vorkom-
men. Die vereinigte
Linke in der SPD hat
sich komplett durch-
gesetzt.

Das geht sogar so
weit, dass der SPD-
Landesvorsitzende

aus Baden-Württemberg, Nils
Schmid, und der grüne Ministerprä-
sident Kretschmann zwei Tage vor
dem SPD-Bundesparteitag in Augs-
burg gemeinsam einen Brandbrief
an den SPD-Bundesvorsitzenden ge-
schrieben haben, in dem sie vor den
Folgen des eigentlichen Programms
gewarnt haben.

Sie warnten vor den Folgen der
Substanzbesteuerung und insbeson-
dere vor deren katastrophalen Aus-
wirkungen auf Mittelstand und Fa-
milienunternehmen. Und, hat die-
ser Protest etwas genutzt?

Nein, im Gegenteil: Am Ende des
Tages hat sogar der Protestbrief-
schreiber Nils Schmid diesem Wahl-
programm zugestimmt.

Gott sei Dank ist es noch nicht Ge-
setz; es darf auch nie Gesetz werden.
Alle SPD-Delegierten, auch die aus -
Baden-Württemberg, haben diesem
Mittelstandsgefährdungsprogramm,
bestehend aus höherer Einkom-
mensteuer, höherer Erbschaftsteuer,
zusätzlicher Vermögensteuer und
zusätzlicher Bürokratie, einstimmig
zugestimmt. Das ist sozialdemokra-
tische Mittelstandspolitik, meine
Damen und Herren.

Die Wiedererhebung der Vermö-
gensteuer und die Erhöhung der Erb-
schaftsteuer sind Gift für unseren
Mittelstand.

Sie führen zu einer Besteuerung
der Substanz, selbst wenn das Unter-
nehmen Verluste macht. Natürlich
würde die Umsetzung der Vorschlä-
ge der Opposition zu einer Art Wett-
bewerbsverzerrung zugunsten der
börsennotierten Unternehmen und
zulasten der Familienbetriebe füh-
ren. Die großen DAX-Konzerne hät-
ten mit der Einführung einer Vermö-
gensteuer überhaupt keine Proble-
me, und eine Verdopplung der Erb-
schaftsteuer ist den DAX-Konzernen

auch egal. Aber unsere mittelständi-
schen Betriebe, die Familienbetrie-
be, müssen diese zusätzlichen Kos-
ten in ihre Preiskalkulation mit ein-
rechnen. Dann ist doch klar, wer in
Zukunft bei Ausschreibungen den
günstigeren Preis anbieten kann.
Das, was Sie verlangen, führt zu
Wettbewerbsverzerrung. Wir werden
das selbstverständlich verhindern.

Ihre Fraktion allerdings, Herr
Bartsch – Sie sind ja der nächste Red-
ner für die Linksfraktion –, hat in der
Mittelstandsdebatte den Vogel abge-
schossen.

Mit Ihrer Forderung nach einer
jährlichen Vermögensteuer in Höhe
von 5 Prozent bezogen auf den Ver-
kehrswert kommen Sie einer Enteig-
nung der betroffenen Bürger nahe.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich komme zum Schluss.

In unserem heute zur Abstim-
mung gestellten Antrag „Stabilität,
Wachstum, Fortschritt – Den starken
deutschen Mittelstand weiter zu-
kunftsfest machen“ wird deutlich,
wie wichtig unserer Fraktion der
deutsche Mittelstand ist. Durch un-
ser Regierungshandeln werden wir
das auch weiter unter Beweis stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Herr von Stetten, ich bedanke
mich für die Ankündigung.
Wenn ich Herrn Brüderle

und Ihnen zuhöre und wenn ich den
Titel der Unterrichtung lese: „Bericht
über den Erfolg der Programme …“,
dann werde ich an eine Zeit erinnert,
die lange vorbei ist. Fragen Sie ein-
mal die Ossis in Ihrer Fraktion; sie
wissen, wie das ist, wenn nur von Er-
folgen berichtet wird.

Halten Sie es lieber mit dem Alt-
bundeskanzler Kohl, der gesagt hat:
„Entscheidend ist, was hinten raus-
kommt.“ Ich finde, das sollte der
Maßstab sein.

Es reicht, eine Zahl zu nennen:
0,5 Prozent Wirtschaftswachstum.

Das ist faktisch nichts. Das ist das
Ergebnis Ihrer Politik, die Sie hier
zu verantworten haben.

Nur die realen Ergebnisse zäh-
len wirklich.

Völlig unbestritten ist: Der Mit-
telstand in Deutschland hat viel
geleistet. Ich war selber einige Jah-
re Unternehmensberater.

– Ja, da kann ich Ihnen viel
erzählen. – Ich habe erlebt, wie
dort agiert wird. Aber der Mittel-
stand ist nicht nur eine Geistes-
haltung, der Mittelstand ist viel
differenzierter. Es gibt sehr unter-
schiedliche Unternehmen in
diesem Bereich, sodass man sie
nicht über einen Kamm scheren
kann.

Gerade weil der Mittelstand in
der deutschen Wirtschaftsland-
schaft eine herausragende Bedeu-
tung hat, muss man ihn differen-
zierter fördern und zielgenauer
agieren. Man muss vor allen Din-
gen seine Wettbewerbsposition ge-
genüber den Großunternehmen
stärken und darf das nicht nur an-
kündigen, Herr von Stetten. Was
ist denn geblieben von der Steuer-
vereinfachung, die Sie in Ihrem
Wahlprogramm angekündigt ha-
ben? Wie sieht es in der Realität
aus? Nahezu nichts!

Ich will aus Ihrem Antrag zitie-
ren. Dort steht:

Deutlicher denn je zeigt sich,
dass die Selbstständigen und die
kleinen und mittelgroßen Unter-
nehmen … insbesondere auch in
Ostdeutschland … das Rückgrat
unserer Wirtschaft bilden.

Dieses Selbstlob steht in völli-
gem Widerspruch zur Realität.
Auch 23 Jahre nach der deutschen
Einheit ist die Ar-
beitslosenquote in
den neuen Ländern
doppelt so hoch
wie in den alten
Ländern, die Löhne
befinden sich auf
dem niedrigsten
Niveau, wir haben
weiterhin eine ho-
he Abwanderungs-
quote, und wir haben weiterhin
1,5 Millionen Pendlerinnen und
Pendler. Das ist das Ergebnis Ihrer
Politik.

Die Bundeskanzlerin ist zwar
nicht da, aber lassen Sie mich ein-
mal konkret auf unser gemeinsa-
mes Bundesland Mecklenburg-
Vorpommern zu sprechen kom-
men. Mecklenburg-Vorpommern
wird, wie andere norddeutsche
Bundesländer, mit der finanziellen
Hilfe für die Werften jetzt alleinge-
lassen. Der Bund will das Bürg-
schaftsprogramm nicht weiterfüh-
ren. Einen falscheren Zeitpunkt

dafür kann es überhaupt nicht ge-
ben.

Jetzt, wo sich die Werften auf die
Bereiche Spezialschiffbau und Off-
shoreprodukte ausgerichtet haben,
streichen Sie das Programm. Das
ist mittelstandsfeindlich; denn die
Werften bei uns in Mecklenburg-
Vorpommern sind nichts anderes
als Mittelstand. Sie als FDP verhin-
dern die Förderung.

Die Linke ist eine mittelstands-
freundliche Partei.

Ich will Ihnen das an einigen
Punkten darlegen:

Der Mittelstand hat überall, aber
besonders in den neuen Ländern,
Finanzierungsprobleme. Es geht

um Finanzquellen,
es geht aber auch
um Finanzierungs-
konditionen. Die
Finanzkrise hat die
Probleme verstärkt.
Fakt ist – Sie wissen
das –: Kreditanträge
von Kleinunterneh-
men mit weniger als
1 Million Euro Jah-

resumsatz werden deutlich öfter
abgelehnt als Anträge von Unter-
nehmen mit mehr als 50 Millionen
Euro Umsatz. Das sind letztlich
wettbewerbsverzerrende Rahmen-
bedingungen zulasten der Mittel-
ständler. Wir setzen deshalb vor al-
len Dingen auf eine sichere Finan-
zierung durch Sparkassen sowie
Volks- und Raiffeisenbanken und
nicht auf Rettungsmilliarden für
Großbanken und deren Aktionäre.
Das haben Sie in den letzten Jah-
ren gemacht.

Die privaten Großbanken haben
sich häufig aus dem normalen Ge-

schäft mit dem Mittelstand zu-
rückgezogen. Das ist gerade in den
neuen Ländern zu beobachten. Da
gibt es diese Geschäftsbeziehun-
gen faktisch nicht mehr. Gott sei
Dank gibt es die Sparkassen und
Volksbanken, die das überneh-
men.

Der öffentliche Finanzsektor
muss stärker auf die Finanzierung
des Mittelstandes verpflichtet wer-
den. Außerdem müssen wir die
Rolle der Sparkassen weiter stär-
ken, weil nur darüber die notwen-
dige Eigenkapitalquotenerhöhung
und -stärkung möglich ist. Häufig
sind es Kleinstkredite, die benötigt
werden, und die sind häufig sehr
schwierig zu bekommen.

Lassen Sie mich einen weiteren
Punkt nennen, der auch unter den
Mittelständlern unserer Partei um-
stritten ist: das Thema Mindest-
lohn. Aber unsere Position ist klar:
Wir sind und bleiben bei unserer
Forderung nach der Einführung ei-
nes gesetzlichen Mindestlohns von
10 Euro, weil dadurch gleiche
Wettbewerbsregeln für die Unter-
nehmen geschaffen werden. Es
darf kein Geschäftsmodell sein,
über Aufstocker Vorteile zu erzie-
len. Deshalb brauchen wir einen
flächendeckenden Mindestlohn,
der im Übrigen auch die Kaufkraft
und die Nachfrage für Handwerk
und Dienstleistung stärkt.

Die Energiewendepolitik ist für
den Mittelstand ein ganz großes
Problem. Eigentlich ist das gar kei-
ne Energiewendepolitik; denn das
einzig Zuverlässige an Ihrem Kurs

Dietmar Bartsch *1958
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Differenzierter fördern 
und zielgenauer agieren

Der öffentliche
Finanzsektor muss

stärker auf die
Finanzierung des

Mittelstandes ver-
pflichtet werden.
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ist, dass für die Mittelständler
nichts sicher, nichts planbar ist.
Wer den Mittelstand fördern will,
der muss die Macht der Energiemo-
nopole brechen und für stabile
Strom- und Gaspreise sorgen. Das
ist Ihre Aufgabe, damit der niedrige
Strompreis an der Leipziger Strom-
börse auch beim Mittelständler an-
kommt. Sie begünstigen einseitig
stromintensive Großunternehmen.
Das ist die Realität.

Außerdem brauchen wir mehr
Aufträge für den Mittelstand; auch
das ist klar. Schauen Sie sich einmal
Ihre Investitionspolitik in den letz-
ten vier Jahren an: Bei jeder Haus-
haltsberatung hat die Opposition
zu Recht kritisiert, dass die Investi-
tionen viel zu gering sind. Mit In-
vestitionen sanieren wir doch die
Infrastruktur, tun wir etwas für
Schulen, Krankenhäuser etc. und
schaffen damit Aufträge auch für
den Mittelstand.

Wir brauchen auch ein anderes
Vergabegesetz. Kleinere Lose sind
notwendig, weil die öffentlichen
Auftraggeber – egal ob unter CDU,
SPD oder der Linken – sonst über-
haupt keine Chance haben. Wenn
Sie die regionale Wirtschaft wirk-
lich fördern wollen, dann brauchen
wir diesbezüglich ein anderes He-
rangehen.

Die Linke hat im Übrigen seit vie-
len Jahren einen eigenen Unterneh-
merverband – OWUS –, von dem
wir viele Hinweise für unsere Poli-
tik bekommen, was sehr vernünftig
ist, denn diese Hinweise helfen uns
dann auch gerade in der Sozialpo-
litik.

Ich will vor allen Dingen auf ei-
nes verweisen: Wir haben in Berlin
den Wirtschaftssenator gestellt,
hatten Regierungsverantwortung in
Mecklenburg-Vorpommern und
stellen jetzt in Brandenburg den
Wirtschaftsminister. Sie alle kön-
nen eine sehr erfolgreiche Politik
vorweisen. Harald Wolf hat in Ber-
lin unter einer rot-roten Regierung
endlich einen einheitlichen Unter-
nehmensservice geschaffen. Er hat
außerdem in Berlin/Brandenburg
eine Clusterentwicklung gefördert.
Und weil wir letzte Woche die Dis-
kussion über die Frauenquote in
Aufsichtsräten hatten: In Berlin hat
Harald Wolf als Wirtschaftssenator
und zugleich Frauensenator den
bundesweit höchsten Anteil von
Frauen in Aufsichtsräten öffentli-
cher Unternehmen erreicht. Das
kann sich doch wirklich sehen las-
sen.

Jetzt habe ich eine umfassende
Erfolgsgeschichte, muss aber leider
wegen der Redezeit abbrechen; ich
weiß, Herr Präsident. Lassen Sie
mich nur noch ein kleines Beispiel
nennen. Helmut Holter hat in mei-
nem Bundesland ein Mikrodarle-
hensprogramm für Existenzgründer
geschaffen. Die Welt - wirklich kei-
ne linke Zeitung – hat geschrieben,
das sei europaweit einmalig. Dieses
Lob gehört hierher.

(Beifall bei der LINKEN)

Lassen Sie mich mit einem Ge-
ständnis beginnen: Als ich
heute morgen zu dieser De-

batte gegangen bin – es war ja die
Koalition, die sie auf die Tagesord-
nung gesetzt hat –, da hatte ich als
junger Abgeordneter tatsächlich für
einen Moment die naive Hoffnung,
Sie, Herr Brüderle, würden etwas
über die Inhalte Ihrer Mittelstands-
politik erzählen. Einen Moment
lang hatte ich diese naive Hoffnung.

Nun ist es ja so, dass ich als Pfäl-
zer Sie auch phonetisch dekodieren
kann.

Wir haben von Ihnen keine Bi-
lanz und auch keine großen Zu-
kunftspläne der Koalition gehört.
Nein, es gab nur die Aussage:
Deutschland geht es gut. – Da wür-
de ich Ihnen in einigen Punkten
überhaupt nicht widersprechen.
Ansonsten besteht das mittel-
standspolitische Programm dieser
Koalition einzig und allein noch in
Abwehrreaktionen und Halbwahr-
heiten im Hinblick auf grüne und
zugegebenermaßen auch rote Steu-
erpolitik. Wenn das Ihre Mittel-
standspolitik ist, dann ist das ein
Armutszeugnis.

Unternehmen in Deutschland –
vor allen Dingen Mittelständlern –
geht es um drei Dinge: Chancen-
gleichheit, Planbarkeit und Durch-
schaubarkeit von Regeln.

Fangen wir mit der Chancen-
gleichheit an und sprechen kurz
über Steuern. Deutschland gehen
durch kreative und aggressive Steu-
ergestaltung multinationaler Groß-
unternehmen jährlich schätzungs-
weise bis zu 150 Milliarden Euro an
Steuern verloren. Weltbekannte Kaf-
feehäuser und internationale Buch-
ketten zum Beispiel zahlen hier so
gut wie keine Steuern. Der deutsche
Mittelstand kann entsprechende
Steuergestaltungsschlupflöcher al-
lerdings nicht nutzen. Das ist alles
andere als Chancengleichheit. Da
müssen wir gerade im Interesse des
deutschen Mittelstands gegensteu-
ern.

Lassen Sie mich noch auf einen
zweiten Punkt eingehen. Die wich-
tigste Voraussetzung, damit es dem
Mittelstand in diesem Land gut
geht, sind vernünftige Rahmenbe-
dingungen, ist eine gute Infrastruk-
tur, die nicht einzig und allein aus
Beton besteht, sondern zum Bei-
spiel auch Breitbandinternetan-
schlüsse und die Verfügbarkeit von
Fachkräften umfasst.

Der wichtigste Rohstoff, den wir
in diesem Land haben, ist Grips. Die
wichtigsten Voraussetzungen sind
eine gute Bildungspolitik und eine
gute Fachkräftepolitik.

Dafür brauchen wir einen hand-
lungsfähigen Staat, und dafür brau-
chen wir auch und gerade einen
Staatshaushalt, der endlich einmal
die Altschulden in den Blick nimmt
und die Voraussetzungen für ver-
nünftige Finanzen und dauerhaft
stabile Rahmenbe-
dingungen schafft.
Deshalb fordern wir
von Bündnis 90/Die
Grünen eine zeitlich
befristete und
zweckgebundene
Abgabe auf hohe
Vermögen.

Jetzt kommen wir
zu einem anderen
Punkt – es ist schon interessant, dass
man das gerade einer vermeintlich
bürgerlichen Regierung erklären
muss –: Es muss erst etwas erwirt-
schaftet werden, bevor man etwas
verteilen kann.

Bevor Sie über Steuern reden, soll-
ten Sie besser einmal über die Vo-
raussetzungen reden, die erfüllt sein
müssen, um Gewinn zu erzielen.
Diesbezüglich war Ihre Rede, lieber
Herr Brüderle, ganz schwach.

Ich will noch etwas zum Thema
Planungssicherheit sagen: Das Ge-
genteil von Planungssicherheit ist
das, was Sie im Moment bei der
Energiewende machen. Vier Novel-
len zum EEG in den letzten Jahren
– können Sie mir erklären, wie ein
Mittelständler, der die Energiewen-
de als Chance begreift, angesichts
dessen Investitionsentscheidungen
treffen soll? Ich kann ihm das nicht
erklären.

Jetzt reden wir einmal über Inno-
vationspolitik. Jeder hier im Haus
hält den Begriff „Innovation“ gerne
hoch: Ja, wir müssen innovativ sein.
Sie haben von „Hidden Champi-
ons“ geredet. Es ist natürlich richtig,
dass unser Marktvorteil in den
hochspezialisierten kleinen Unter-
nehmen besteht. Aber sind in
Deutschland wirklich die Vorausset-
zungen gegeben, dass wir aus den
Innovationen eine Menge Gewinn
ziehen können? Schauen Sie sich
doch einmal den IT-Bereich an. Ich

glaube nicht, dass wir in Deutsch-
land unbegabtere oder untalentier-
tere Informatiker oder Gründer als
in anderen Ländern haben. Aber wa-
rum sind dann Firmen wie Yahoo,
Facebook oder Google in den USA
entstanden? Aus zwei Gründen:
zum einen, weil an den Hochschu-
len in den USA eine ganz andere
Kultur herrscht und die Strukturen
dort ganz anders sind. Dort entste-
hen auf eine ganz andere Art und
Weise aus Ideen Unternehmen.
Zum anderen gibt es dort viel mehr
privates Wagniskapital. Diese Regie-
rung ignoriert faktisch die Frage, wie
wir zu mehr privatem Wagniskapital
in Deutschland kommen, wie wir
diesbezüglich die richtigen Anreize
setzen können.

Sie reden immer gerne über Büro-
kratieabbau und betonen, wie un-
bürokratisch alles sein müsste.

Schauen wir uns ein-
mal Ihre Innovati-
onsförderung an: Im
Etat des Bundeswirt-
schaftsministers fin-
det man einen
Dschungel an För-
de rprogrammen.
Viele größere Unter-
nehmen können da
noch gut durchbli-

cken. Sie haben Spezialisten, die
wissen, wie man den Antrag schreibt
und wo man Geld herbekommt.
Aber viele Mittelständler, die eine
Idee haben, haben weder Zeit noch
Leute, um konkrete Anträge zu
schreiben. Denen wäre mit einer
steuerlichen Forschungsförderung

besser gedient. In Ihrem Koalitions-
vertrag steht, dass Sie eine steuerli-
che Forschungsförderung anstre-
ben. Sie hatten vier Jahre Zeit, aber
Sie haben nichts gemacht, meine
sehr geehrten Damen und Herren
von der Koalition.

Hubertus Heil hat schon erwähnt,
was der DIHK-Chef über die Mittel-
standspolitik dieser Bundesregie-
rung sagt. Ihre Hightech-Strategie,
zu der diese Woche ein Treffen statt-
fand, wird vielfach gerade von mit-
telständischen Unternehmen kriti-
siert und als Rohrkrepierer bezeich-
net. Das Problem ist, dass Sie sich
auf den Erfolgen, die zu der derzei-
tigen Situation geführt haben, aus-
ruhen, anstatt die Herausforderun-
gen der nächsten Dekade in den
Blick zu nehmen. Ich prophezeie Ih-
nen: Wenn das so weitergeht, wer-
den wir in den nächsten Jahren die
Folgen Ihrer Unterlassungen zu spü-
ren bekommen.

Lassen Sie mich zum Schluss
kommen.

Mittelständische Unternehmen
zeichnen sich speziell in Deutsch-
land insbesondere dadurch aus,
dass sie nicht nur den Gewinn im
Blick haben. Ja, Gewinn ist nötig,
damit ein Unternehmen am Leben
bleiben und wachsen kann. Mittel-
ständische Unternehmen überneh-
men aber auch Verantwortung, Ver-
antwortung für ihre Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, für ihre Fami-
lien und für die Eigentümer.
Mittelständische Unternehmen
denken über den Tag hinaus und ha-
ben ein breites Blickfeld. Das muss
eine Mittelstandspolitik in den Blick
nehmen. Diese Eigenschaften muss
man bei einer Politik für den Mittel-
stand berücksichtigen. Das Gegen-
teil davon ist das, was Sie tun. So
kann und darf es nicht weitergehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der SPD)

Tobias Lindner *1982
Landesliste Rheinland-Pfalz

Dr. Tobias Lindner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Mittelstandspolitik muss
Verantwortung zeigen

Ihr Mittelstands-
programm

besteht nur aus
Abwehrreaktionen

und
Halbwahrheiten.
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Fortsetzung von Seite 3: Dr. Dietmar Bartsch

(DIE LINKE)

Auch mittelständisch geprägt: die deutsche Handfeuerwaffenindustrie 
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Die Stärke der deutschen
Wirtschaft ist ihre Struktur
im Allgemeinen und die

mittelständische Struktur im Spe-
ziellen. Ja, es ist richtig: Unsere mit-
telständischen Unternehmer sind re-
gional tief verwurzelt. Sie leisten
Hervorragendes. Sie bringen hervor-
ragende Produkte, Technologien
und Dienstleistungen auf den Markt.
Sie haben ein hervorragendes Ver-
hältnis zu ihren Beschäftigten, und
sie sind weltweit anerkannt.

Deswegen bin ich den Regierungs-
fraktionen sehr dankbar dafür, dass
sie genau dieses Thema heute auf die
Tagesordnung gesetzt haben. Denn
eines ist doch klar: Mittelstand ist
nicht nur eine Frage von Strukturen,
ist nicht nur eine Frage von Kenn-
zahlen, sondern – Rainer Brüderle
hat es gesagt – der unternehmerische
Mittelstand in Deutschland ist weit-
aus mehr. Er ist eine
Geisteshaltung, der
sich diese Koalition
in besonderer Weise
verpflichtet fühlt.

Leider mussten
wir gerade in den
letzten Monaten
feststellen: Sie haben
nicht nur kein Inte-
resse mehr, sondern
Sie fangen jetzt auch langsam an,
massiv Politik gegen den unterneh-
merischen Mittelstand in Deutsch-
land zu betreiben.

Überall da, wo Sie in den Ländern
Verantwortung tragen, machen Sie
das Gegenteil von dem, was der Mit-
telstand in Deutschland heute
braucht.

Stabiles Geld, Fachkräftesiche-
rung, Bezahlbarkeit von Energie, For-
schung, Technologie und Innovatio-
nen – dazu sollten sich die Grünen
übrigens erst recht nicht äußern – 
sowie neue Märkte, neue Chancen.
Das sind aktuell die Themen bei je-
dem Mittelstandsbesuch von Politi-
kern, egal welcher Fraktion.

Schauen wir uns einmal an, was
Sie da machen. Ihre Europapolitik

besteht doch darin, durch Europa
zu reisen – so wie es gerade Ihr Spit-
zenkandidat getan hat – und nach
der Rückkehr gegen solide Haushal-
te zu wettern. Das ist Ihre Europa-
politik. Sie wollen eine Vergemein-
schaftung von Schulden, Sie wollen
am Ende Euro-Bonds, und das
Schlimme daran ist, dass Sie hier in
Deutschland die Steuern erhöhen
wollen, um die Schulden in ande-
ren europäischen Staaten zu bezah-
len.

Beim Thema Fachkräftesicherung
spricht Herr Dr. Lindner von Grips.
Das finde ich schön. Aber schauen
Sie sich doch einmal rot-grüne Bil-
dungspolitik in den Ländern an. Als
Allererstes wollen Sie das Sitzenblei-
ben abschaffen, um den jungen
Menschen zu zeigen: Leistung lohnt
sich nicht. Das ist Ihre Bildungspo-
litik und Ihr einziger trauriger Bei-
trag zur Fachkräftediskussion in
Deutschland.

Energiepolitik. Gerade nach der
letzten Woche finde ich Ihre Hal-
tung wirklich bemerkenswert. Sie
blockieren doch jede Reform, jeden
kleinen Fortschritt bei der Verbesse-
rung der Förderung der erneuerba-
ren Energien im Sinne von Bezahl-
barkeit.

Ich sage Ihnen: Sie sind durch Ih-
re Politik verantwortlich dafür,
wenn in den nächsten Monaten die
Strompreise steigen. Sie sind für je-
de künftige Strompreissteigerung in
Deutschland verantwortlich.

Nehmen wir uns einmal das Bei-
spiel Belastungen vor. Wenn wir Ih-

nen vorwerfen wür-
den, dass Sie den
Mittelstand belas-
ten, dann könnten
Sie sagen: Nein, es
ist die Aufgabe der
Regierung, etwas für
den Mittelstand zu
tun.

Die taz von heute
– ja, ich gebe zu, ich

muss mich outen, auch ich lese die
taz – hatte eine dazu passende Über-
schrift. Es geht in dem Artikel um
die Belastungen durch Rot und
Grün, insbesondere durch die Grü-
nen und die Dinge, die Sie morgen
und am Wochenende auf Ihrem
Bundesparteitag beschließen wol-
len. Die Überschrift lautet: „Grün
am Steuer, das wird teuer“.

All das, was Sie vorhaben, bedeu-
tet 40 Milliarden Euro Belastungen
für den Mittelstand, für die gesell-
schaftliche Mitte; dazu kommen
noch die neuen Pläne der Grünen.
Das ist Ihre Mittelstandspolitik für
Deutschland.

Schauen Sie sich den Bereich For-
schung und Technologie an. Wir ha-
ben das Zentrale Innovationspro-

gramm Mittelstand. Es gilt als Gold-
standard der Innovationsförderung
im Mittelstand. Was ist Ihr Beitrag
gerade für junge Unternehmen, die
hochkreativ sind, die hochinnovativ
sind? Stichwort Wagniskapital. Sie
haben durch Ihre Politik im Bun-
desrat zunächst verhindert, dass es
volles Gründungskapital für junge
Start-up-Unternehmen gibt, weil Sie
als Allererstes genau dieses Streube-
sitz-kapital, dieses Gründungskapi-
tal besteuern wollten. So sieht Ihre
Innovationsförderung aus. Das ist
eine Schande, und das schadet gera-

de den neuen Unternehmen in
Deutschland.

Neue Märkte, neue Chancen. In
jeder Debatte im Wirtschaftsaus-
schuss wird aufs Neue kritisiert, dass
der deutsche Mittelstand export-
stark ist, dass unsere Produkte,
Dienstleistungen und Technologien
nachgefragt werden. Da wird kriti-
siert, dass wir Außenhandelsbilanz-
überschüsse haben.

Diese wollen Sie reduzieren. Es ist
kein Nachteil, wenn man Über-
schüsse hat, sondern das ist ein Be-
weis für die Leistungsfähigkeit unse-
res Mittelstandes in Deutschland.

Abschließend. Herr Kollege Heil,
Sie haben hier mit Grabesstimme ei-
ne Grabesrede auf den Mittelstand
gehalten.

Das ist für Ihre Mittelstandspoli-
tik bezeichnend. Erst haben Sie den
Mittelstand nicht wahrgenommen,
dann haben Sie ihn im Bundesrat

bekämpft. Aber die Krönung war
das Thema „IHK und Übergabe der
Präsidentschaft“; Sie haben davon
berichtet. Ihr Spitzenkandidat war
dort – er ist ja sonst sehr geschickt –
und hat den Unternehmern, dem
versammelten Mittelstand in
Deutschland, erzählt, dass er –
Punkt eins – eigentlich gar keine
Steuererhöhungen will und dass er
– Punkt zwei – eine Vermögensteu-
er ohne Substanzbesteuerung will.

Ich glaube, er glaubt selber nicht
daran, meine Damen und Herren.
Es fängt langsam an, dass Rote, Grü-
ne und Linke den Mittelstand in
Deutschland verhöhnen. Das ist Ih-
re Mittelstandspolitik, und das, mei-
ne Damen und Herren, werden wir
Ihnen nicht durchgehen lassen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Philipp Rösler *1973
Bundesminister

Dr. Philipp Rösler, Bundesminister für Wirtschaft und Technologie:

Sie machen das Gegenteil 
von dem, was nötig ist

Der Mittelstand
ist eine

Geisteshaltung,
der diese
Koalition 

verpflichtet ist.
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Herr Brüderle, Herr Minister
Rösler, bei Ihnen beiden ist
im Zusammenhang mit

dem Mittelstand das Wort „Geistes-
haltung“ vorgekommen. Ich konsta-
tiere: Mittelstand ist für Sie etwas, was
sich im Geiste abspielt, aber nicht et-
was, was in konkrete Maßnahmen
mündet. Das ist der große Unter-
schied zwischen dem, was Sie dem
Mittelstand anbieten, und dem, was
der Mittelstand braucht.

Wir brauchen eine konkrete Politik
für den Mittelstand.

Herr Rösler, die Jacke muss ja ganz
schön brennen, wenn Sie hier derar-
tige Pappkameraden aufbauen und
dann beschießen: wenn Sie so tun, als
ob die SPD etwas vorschlüge, was Sie
zu bekämpfen hätten. Ich möchte das
im Einzelnen einmal durchdeklinie-
ren.

Erster Punkt. Der Mittelstand
braucht eine verlässliche Basis, was
die Finanzierung anbetrifft. Die SPD
ist angetreten, den Wählerinnen und
Wählern deutlich zu machen, wie wir

das Geld, das der Mittelstand braucht
- zum Beispiel für seine wirtschaftsna-
he Infrastruktur -, beschaffen wollen.
Wenn die SPD einschließlich ihres
Kanzlerkandidaten deutlich sagt:
„Der Mittelstand soll gestärkt werden,
der Mittelstand soll entlastet werden,
der Mittelstand soll auf Verlässlich-
keit und Planbarkeit setzen können“,
und wenn wir sagen: „Wir werden
den Mittelstand nicht in seiner Sub-
stanz besteuern“, dann können Sie,
Herr Rösler, hier nicht immer wieder
diesen zusammengeleimten Pappka-
meraden aufstellen und so tun, als
müssten Sie ihn beschießen.

Das Zweite. Sie behaupten gebets-
mühlenartig, dass wir im Bundesrat
etwas verhindern würden, was dem
Mittelstand nützt.

Gehen wir das einmal im Einzel-
nen durch: Der Mittelstand braucht
die energetische Sanierung der Ge-
bäude. Am Verhandlungstisch sitzen
zwei Parteien: auf der einen Seite der
Bund, auf der anderen Seite die Län-
der. Der Bund hat ein Konzept für ei-
ne steuerliche Entlastung vorlegt, des-
sen Umsetzung die Länder Hunderte
von Millionen Euro kosten würde.

Das können die Länder im Zusam-
menhang mit der Schuldenbremse
nicht stemmen. Die Bundesregierung
hat die Mittel für das KfW-Programm
– die KfW ist die Hausbank des Mit-
telstands – zurückgezogen. Dann
brauchen Sie sich nicht zu wundern,
wenn die Länder gegen Ihre Vorschlä-
ge stimmen. Sie sind diejenigen, die
mit ihrem schlechten Programm zur
energetischen Gebäudesanierung die
Verhinderung im Bundesrat provo-
ziert haben; deswegen wird dem Mit-
telstand das Geld nicht zukommen.
So wird eine Wahrheit daraus.

Das Gleiche gilt für die Bekämp-
fung der kalten Progression. Auch da
wiederholen Sie gebetsmühlenartig,
der Bundesrat sei schuld, dass die kal-
te Progression nicht bekämpft werden
könne. Dabei wissen Sie genau, dass
die Gelder, die dafür nötig wären – es
geht um reichlich 1 Milliarde Euro –,
nicht vorhanden sind. Die Länder wis-
sen nicht, woher sie dieses Geld neh-
men sollen – es sei denn, Sie würden
die unsägliche und sinnlose „Hotel-
steuer“ abschaffen und die dadurch
zusätzlich eingenommenen Gelder
dafür einsetzen. Dann hätten Sie
wahrscheinlich den Bundesrat ein-
schließlich der rot-grünen Länder an
Ihrer Seite.

Wenn man danach fragt, was Sie
für den Mittelstand tun, muss man
auch hier wieder sagen: Fehlanzeige.
Wir wollen etwas für den Mittelstand
tun, auch bei den Finanzen.

Gehen wir ein weiteres Feld durch:
Herr Brüderle, Sie haben keinen ein-
zigen Satz zur Fachkräftesituation und
zum demografischen Wandel gesagt.
Wenn Sie tatsächlich – so wie wir – in
den letzten Wochen und Monaten mit
Mittelständlern geredet hätten, dann
wüssten Sie: Für den Mittelstand ist
das ein drängendes Problem. Dieses
Problem hat drei Facetten.

Erstens. Wir müssen für bessere Bil-
dung sorgen. Woher soll das Geld da-
für kommen? Das Kooperationsver-
bot haben Sie nicht angefasst. Wir
werden es anfassen.

Wir wollen, dass es eine Ausbil-
dungsgarantie gibt, dass junge Leute
die Schule nicht ohne Abschluss ver-
lassen.

Wolfgang Tiefensee *1955
Landesliste Sachsen

Wolfgang Tiefensee, SPD:

Wir brauchen konkrete 
Politik für den Mittelstand

Fortsetzung auf Seite 6
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Zunächst einmal zu Ihnen, Herr
Bartsch: Dass wir in Deutsch-
land keinen gesetzlichen Min-

destlohn brauchen, zeigt doch eigent-
lich das Beispiel des Friseurhand-
werks sehr deutlich. Die Verantwort-
lichen haben das auch so bestens
hinbekommen.

Deutschland geht es gut: Den Men-
schen in unserem Land geht es gut,
die Betriebe in Mittelstand und
Handwerk haben volle Auftragsbü-
cher, und sie schauen zuversichtlich
in die Zukunft. Der gesamte deutsche
Mittelstand ist seit Jahren stabil. Die
mittelständischen Unternehmen in
Deutschland – das sind 99 Prozent al-
ler Unternehmen – haben ihre Leis-
tungsfähigkeit immer wieder bewie-
sen.

Noch nie in der deutschen Ge-
schichte waren so viele Menschen in
Beschäftigung, noch nie wurde ein
höherer Wohlstand erreicht.

Dass wir solch einen Satz einmal in
einen Antrag schreiben können, hät-
ten wir nie gedacht und macht uns
stolz.

Wir sind vor allen Dingen stolz auf
unseren Mittelstand. In Deutschland
hat der Mittelstand eine besondere
Ausprägung. Hier liegt ein Unter-
schied zu unseren europäischen
Nachbarn. Auch in anderen Ländern
gibt es viele kleine und mittlere Be-
triebe; aber bei uns ist die hohe Qua-
lität der Arbeit der Standard. Die
Treue zu den Mitarbeitern ist fest ver-
ankert, und die Ausbildungsquote ist
hoch, höher als in der Industrie.

Das unternehmerische Denken ist
geprägt von Verantwortung, beson-
ders im Handwerk auch von Famili-
enstrukturen. Rendite um jeden Preis
ist nicht das oberste Ziel.

Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und
Kollegen, in der Krise
2008/2009 hat es
sich gezeigt: Es gab
wenig Entlassungen.
Die Verbraucher wa-
ren unbeeindruckt
und sorgten für eine
gute Binnenkon-
junktur. Es gab keine
Kreditklemme, und
die Betriebe haben relativ schnell wie-
der investiert. – Das ist die Basis für
unseren Wohlstand in den letzten
Jahren. Wir wollen diese Basis erhal-
ten und vor allen Dingen stärken.
Steuererhöhungen, wie SPD und
Grüne sie planen, sind schädlich.
Denn Mittelständler können rech-
nen. Einen Euro kann man eben nur
einmal ausgeben: für Steuern und Ab-
gaben oder eben für Arbeitsplätze
und Investitionen.

Mittelstand braucht also keine
Steuerandrohung, er braucht Unter-
stützung, zum Beispiel bei der Fach-
kräftesicherung. Wir stecken schon
mittendrin im Fachkräftemangel. In

vielen Branchen werden schon jetzt
Mitarbeiter gesucht, der Markt ist
praktisch leergefegt, und es wird im-
mer schwieriger, Stellen zu besetzen.
Deshalb ist die Fachkräftesicherung
das A und O.

Das setzt aber voraus, dass wir jun-
ge Menschen zu Fachkräften ausbil-
den. Das Handwerk weiß das und tut
das bereits seit Jahren. Aber im letz-
ten Jahr konnten 15 000 Lehrstellen
im Handwerk nicht besetzt werden,
und im gesamten Mittelstand waren
es schätzungsweise 60 000. Das finde
ich alarmierend.

Deshalb werben wir intensiv um
Nachwuchs. Wir brauchen die jungen
Menschen als Fachkräfte, für Füh-

rungspositionen, als
Betriebsgründer, aber
eben auch für -Be-
triebsübernahmen.
Denn jedes Jahr ste-
hen über 20 000
Handwerksbetriebe
zur Übergabe an, weil
die Inhaber das Ren-
tenalter erreicht ha-
ben. Geeignete Nach-

folger zu finden, wird immer schwie-
riger.

Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, der Mit-
telstand, das Handwerk sind bei der
Ausbildung sehr engagiert. Die Aus-
bildungsquote beträgt im Handwerk
fast 10 Prozent. Das ist herausragend,
und das muss auch so bleiben.

Wir stellen aber auch einen Trend
zu mehr Bildung fest. Immer mehr
junge Menschen wollen Abitur ma-
chen. Das ist gut so. Aber Deutsch-
land ist auch ein Industrieland. Wir
brauchen mehr gewerblich-techni-
sche Fachkräfte. Jugendliche mit ge-
werblich-technischen Ausbildungen

haben auf dem Arbeitsmarkt, was
den Mittelstand angeht, die besten
Chancen, und sie haben dort viele in-
dividuelle Aufstiegsmöglichkeiten,
die vielen leider nicht bekannt sind.

Deshalb kommt der Berufsorien-
tierung in den Schulen ein wichtiger
Part zu.

Hier kommen Schüler und Lehrer
oft zum ersten Mal mit Mittelstand
und Handwerk in Berührung. Allein
im Handwerk gibt es über 130 Aus-
bildungsberufe. Nach dem Gesellen-
brief gibt es noch viele weitere Wei-
terbildungs- und Karrieremöglich-
keiten und ebenso gute Verdienst-
möglichkeiten.

Auch viele Eltern kennen die
Chancen des dualen Systems für ihre
Kinder nicht. Deshalb kooperieren
viele Betriebe schon mit regionalen
Schulen, zum Teil auch mit Kinder-
gärten. Ich glaube, das ist der richti-
ge Weg.

Wir müssen einfach mehr für die
duale Ausbildung bei unseren Ju-
gendlichen werben. Andere Länder
mit einem verschulten Berufsbil-
dungssystem und einer akademisier-
ten Bildung haben derzeit eine sehr
hohe Zahl arbeitsloser Jugendlicher.
Der Zusammenhang ist offensicht-
lich: Unser Mittelstand und das dua-
le System verhindern eine hohe Ju-
gendarbeitslosigkeit in unserem
Land. Auch das gehört zum Erfolgs-
rezept des „German Mittelstand“.

Obwohl das duale System bereits
seit vielen Jahren als Exportschlager
gilt, waren unsere Nachbarn bislang
sehr zögerlich mit der Einführung.
Ein Grund dafür war zum Beispiel,
dass es natürlich Geld kostet - für den
Staat, aber vor allen Dingen auch für
die Betriebe. Noch schrecken die Be-
triebe zurück; sie erkennen aber zu-
nehmend die Chancen. Ich würde es
begrüßen, wenn sich das duale Sys-
tem schneller europaweit durchset-
zen würde.

Meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, es gehört
aber auch zu einer ehrlichen Debat-
te über die Fachkräftesicherung, dass
wir sowohl gute Ausbilder als auch

genügend Ausbilder brauchen. Aus-
bilder sind im Handwerk unsere
Meister. Das duale System und der
Meisterbrief gehören zusammen,
und alle Versuche in Brüssel, den
Meisterbrief auszuhöhlen, sollten
wir gemeinsam im Keim ersticken.

Die Meisterfortbildung ist nicht
nur eine Ausbilderschulung, son-
dern auch eine Unternehmerschu-
lung. Hier wird das Rüstzeug für
Gründung und Leitung eines Unter-
nehmens erworben. Aber leider ge-
hen die Gründerzahlen im Hand-
werk zurück. Gerade Firmengrün-
dungen sind wichtig, weil damit
Wachstum und Beschäftigung erhal-
ten werden.

Leider ist in Deutschland die Kul-
tur der Selbstständigkeit noch nicht
so stark ausgeprägt wie in anderen
Ländern. Selbstständigkeit und Un-
ternehmertum erfordern Einsatz und
Verantwortung; sie sind aber auch
immer ein Risiko. Deshalb verdient
jeder, der diesen Schritt wagt, Unter-
stützung und Anerkennung.

Die Regierungskoalition und die
Bundesregierung geben diese Unter-
stützung. Wir fördern Existenzgrün-
der, Innovationen und neue Ideen,
wir geben Entfaltungsmöglichkeiten
und helfen bei der Finanzierung. Wir
helfen ausbildungswilligen Betrie-
ben, und wir tragen zur Fachkräftesi-
cherung bei. Der Mittelstand in
Deutschland wird deswegen auch in
Zukunft stark bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Lena Strothmann *1952
Wahlkreis Bielefeld

Lena Strothmann, CDU/CSU:

Die Regierungskoalition hilft dem
Mittelstand auch in Zukunft

Noch nie
waren in der
deutschen

Geschichte so
viele Menschen in

Beschäftigung.
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Zweitens. In einer Debatte vor zwei
Jahren, als Sie eine Art Mittelstands-
papier eingebracht haben, im Febru-
ar 2011, haben Sie gesagt – ich habe
es noch einmal nachgelesen –: Wir
wollen mehr Frauen in den Chef-ses-
seln. – Das ist interessant im Hinblick
auf die Debatte in der letzten Woche.
Was tun Sie eigentlich, um die Verein-
barkeit von Beruf und Familie und
Freizeit zu erleichtern?  Sie schaffen
ein Betreuungsgeld. Dieses Betreu-
ungsgeld gehört aber abgeschafft, da-
mit wir hier vorankommen.

Drittens. Es stellt sich die Frage,
wie wir, wenn das gesamte Potenzial
nicht reicht und wir das Potenzial der
älteren Arbeitnehmer ausgeschöpft
haben, auch Menschen aus dem eu-
ropäischen, dem internationalen
Raum zu uns holen können. Was tun
Sie? Fehlanzeige! Die Bluecard ist ein
Witz.

Ich habe im Tagesspiegel unlängst
von einem jungen Mann gelesen,
Herrn Shaam, einem Harvard-Stu-
denten, der hierher gekommen ist.
Er kann kein Konto eröffnen, weil er
keinen Wohnsitz hat, und weil er
kein Konto hat, bekommt er keine
Wohnung. Er dreht sich im Kreise.
Nur weil es Leute gibt, die ihn pri-
vat unterstützen, konnte er hier
überhaupt aktiv sein und mittler-
weile 14 Arbeitsplätze schaffen. Was
tun Sie eigentlich dafür, dass
Deutschland eine Willkommens-
kultur für diejenigen hat, die wir
hier dringend brauchen? Fehlanzei-
ge, Herr Minister, und Sie müssten
das aufgrund Ihrer Vita eigentlich
besser wissen.

Ein weiteres Thema ist die wirt-
schaftsnahe Infrastruktur. Wir ver-
handeln heute indirekt zum Beispiel
auch über Public-private-Partner-

ship. Was ist aus diesem Instrument
geworden? Schauen Sie sich einmal
die Firma „Partnerschaften Deutsch-
land“ an, die wir gegründet haben.
Die Anzahl der Projekte im Bereich
PPP ist nahe null. Das verantworten
Sie. Dieses Finanzierungsinstru-
ment, das nicht zu-
letzt auch für die
Kommunen segens-
reich ist, haben Sie
sträflich vernachläs-
sigt. Wir werden das
ändern und dieses
Instrument dort, wo
es sinnvoll ist, wie-
der einsetzen.

Ich komme nun
zum Thema Energie. Herr Brüderle,
wenn Sie zu den Unternehmern ge-
hen – wir haben das in der letzten
Zeit getan –, dann hören Sie dort im-
mer wieder die Frage: Wie können

wir die Energiepreise bezahlbar hal-
ten? – Wir haben hier Vorschläge auf
den Tisch gelegt. Was findet man bei
Ihnen? In Ihrem Antrag steht doch
tatsächlich:

Der Deutsche Bundestag fordert
die Bundesregierung auf, die Ener-

giewende mit … Au-
genmaß umzusetzen
…

Na, großartig!
Wo sind die kon-

kreten Projekte, zum
Beispiel dafür, das
EEG so zu reformie-
ren, dass aus dem
Markteinführungsin-
strument ein Markt-

durchdringungsinstrument wird,
und dafür, dass die Energienetze ge-
nauso wie die IT und die Infrastruk-
tur im Hinblick auf die Mobilität vo-
rangetrieben werden? Fehlanzeige!

Chaos zwischen den Ministerien!
Keine Abstimmung zwischen
Europa, dem Bund, den Ländern
und den Regionen!

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, mit diesem Chaos kann der
Mittelstand in Zukunft nicht zum
stabilen Anker für die Volkswirt-
schaft werden. Deshalb wenden sich
immer mehr Mittelständler unserer
Politik zu. Das haben wir in den letz-
ten Monaten erfahren.

Wir hoffen, dass wir recht bald all
das, was Sie in unseren Anträgen
und in unserem Mittelstandspapier
lesen, durchsetzen können.

Der Mittelstand ist sowohl mit sei-
nen Stärken als auch mit seinen Sor-
gen, Nöten und Befürchtungen bei
der SPD besser aufgehoben als bei
Schwarz-Gelb.

(Beifall bei der SPD)

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Roland Claus (Die Linke), Dr. Anton
Hofreiter (Bündnis 90/Die Grünen), Ernst
hinsken (CDU(CSU), Rita Schwarzelühr-
Sutter (SPD) sowie Dieter Jasper und
Reinhold Sendker (beide CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

Der Mittelstand
ist bei 

der SPD besser 
aufgehoben 

als bei
Schwarz-Gelb.
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Was hat Deutschland stark
gemacht? Ganz unzweifel-
haft die industriellen Fer-

tigkeiten und unsere industrielle
Wettbewerbsfähigkeit, unzweifel-
haft unser sehr starker Mittelstand
mit einem besonderen unternehme-
rischen Ethos, unzweifelhaft eine
sehr gute Forschungslandschaft, uni-
versitär und außeruniversitär, die
duale Ausbildung – das konnte ich
gerade am Sonntag wieder feststel-
len, als ich erlebte, wie 1 110 Jung-
meisterinnen und Jungmeister von
der Handwerkskammer in Düssel-
dorf ihre Urkunden erhalten haben
– und die soziale Partnerschaft.

Aber Deutschland hat noch mehr
stark gemacht, zum Beispiel das Auf-
stiegsversprechen für alle tüchtigen
und fleißigen Bürgerinnen und Bür-
ger oder die Chance auf einen besse-
ren Bildungsabschluss, als ihn die
Eltern hatten, oder die faire Teilhabe
am wirtschaftlichen Erfolg oder in-
takte Kommunen, die Leistungen für
diejenigen bereitstellen, die sich Bil-
dung, Sport, Kultur, Sicherheit und
Kinderbetreuung nicht privat leisten
können, oder auch der Sinn für Maß
und Mitte, für Anstand und Fairness
oder ein, wenn man so will, rheini-
scher Kapitalismus, also eine soziale
Marktwirtschaft, die genau erkannt
hat, dass der soziale Ausgleich die
wesentliche Voraussetzung ihrer
Existenzberechtigung ist.

Was ist nun der Befund heute?
Deutschland ist zweifellos nach wie
vor ein starkes Land, aber nicht alle
haben Zugang zu Teilhabe. Viele se-
hen ihre Leistung eben nicht aner-
kannt, geschweige denn angemessen
belohnt. 6,8 Millionen Menschen
arbeiten für einen Stundenlohn von
weniger als 8,50 Euro, 1,4 Millionen
sogar für weniger als 5 Euro. Fast 1,5
Millionen Menschen zwischen 25
und 35 Jahren haben keinen Schul-
und keinen Berufsabschluss. 71 von
100 Akademikerkindern gehen an

die Hochschule, aber nur 24 von 100
Kindern aus Arbeiterfamilien. Frau-
en verdienen im Durchschnitt 22
Prozent weniger als Männer. Staat
und Politik befinden sich in einem
Schraubstock, ausgelöst durch die
Finanzmarktkrise, in der Gewinne
privatisiert und Verluste sozialisiert
werden. Sie sind erpressbar gewor-
den. Der Steuerzahler ist zum Ga-
ranten in letzter Instanz geworden.
Bezahlbares Wohnen wird inzwi-
schen nicht nur in Ballungsräumen
zu einem Problem.

Wir haben es deshalb inzwischen
in meinen Augen nicht nur mit Pa-
rallelgesellschaften in den oberen
Etagen bis hin zum Penthouse unse-
res gesellschaftlichen Gebäudes zu
tun, sondern auch mit Parallelgesell-
schaften unten, mit Menschen, die
sich deklassiert und ausgegrenzt füh-
len, die sich nicht mehr zugehörig
fühlen. Wir haben es
nicht nur mit einem
Unverständnis vieler
Bürgerinnen und
Bürger zu tun, dass
die persönliche Leis-
tung immer weniger
wichtig und immer
weniger wert ist. Wir
haben es mit Engpäs-
sen dahin gehend zu
tun, öffentliche Infrastruktur und
Daseinsvorsorge für den überwie-
genden Teil unserer Bürgerinnen
und Bürger zu finanzieren.

Aber es ist mehr als das. Wir ha-
ben es mit unverhältnismäßigen Bo-
ni zu tun, die in keinem Verhältnis
zur Leistung stehen, mit gefälschten
Doktorarbeiten, mit Lobbygesetzen
und auch dem lässigen Umgang mit
Steuerbetrug. All dies tritt Werte wie
Anstand, Ehrlichkeit und Fairness
mit Füßen. So empfinden das viele
Menschen.

Ich glaube, wir laufen Gefahr, dass
Teile der deutschen Eliten und auch
politische Beliebigkeit das bürgerli-
che Wertefundament unterminieren
könnten. Ehrliche Bankkaufleute
sind inzwischen Zocker, und Geiz
wird als „geil“ dargestellt und ver-
kauft. Während eine Kassiererin we-
gen einer Wertmarke für 50 Cent ih-
ren Job verlieren kann, bleiben mil-
lionenschwere Steuerbetrüger ent-
weder in der Anonymität oder
werden gar nicht erst erkannt, oder
sie kommen mit einer Nachzahlung
davon. Wie wirkt das auf den über-
wiegenden Teil der Bürgerinnen und
Bürger?

Aus aktuellem Anlass sage ich:
Nicht der Fall Hoeneß ist das eigent-
liche Problem, sondern die vielen
unentdeckten Fälle von Steuerbetrug

sind das eigentliche Problem, bei
dessen Bekämpfung Sie nicht beson-
ders hilfreich gewesen sind.

Nicht nur die vielen unentdeckten
Fälle von Steuerbetrug sind das Pro-
blem, sondern auch die legale Steu-
ervermeidung von Konzernen, die
die nationalen Steuersysteme gegen-
einander ausspielen. Nicht der Fall
Hoeneß allein ist das Problem, son-
dern es sind die Steueroasen, die
Briefkastenfirmen zulassen. Es sind
Banken, die Geschäftsmodelle und
Dienstleistungen anbieten, mit de-
nen man Steuerhinterziehung und
Steuerbetrug betreiben kann. Es sind
vor allen Dingen auch die Länder,
die sich nach wie vor einem automa-
tischen Informationsaustausch ver-
weigern.

Noch einmal klar festgestellt: Die
Bundesregierung hat den Elan, den
wir 2009 mit Frankreich und mit der

OECD entfacht ha-
ben, um Steuerbe-
trug und Steuerhin-
terziehung auf inter-
nationaler Ebene zu
bekämpfen, nicht
genutzt. Sie haben
eingeschlafene Füße
gehabt!

Sie wollten uns
ein Steuerabkom-

men mit der Schweiz präsentieren,
das die Steuerbetrüger in der Anony-
mität belassen hätte und mit einem
Ablass hätte davonkommen lassen.
Das ist das, was Sie uns nach wie vor
als vorbildlich verkaufen wollen. Sie
sind nicht einmal in der Lage gewe-

sen, für Deutschland denselben In-
formationsaustausch herauszuver-
handeln, den die USA bezogen auf
ihre Steuerbürger in der Schweiz be-
kommen haben. Sie versuchen, uns
diesen Entwurf, der vonseiten der
SPD und von den Grünen abgelehnt
worden ist, bis heute mit kranken
Argumenten schönzureden.

Wenn wir die Auflösung und Rela-
tivierung von Werten wie Anstand,
Fairness, Ehrlichkeit und soziale Ba-
lance weiter dulden, dann sage ich
voraus, dass unsere gesellschaftliche
und wirtschaftliche Ordnung über
die Schnödigkeit im Umgang mit
diesen Fragen – um einen Begriff
von Theo Sommer, dem früheren
Herausgeber der Zeit, aufzugreifen –
in eine Krise geraten wird, weil die
Menschen den Eindruck haben, dass
bestimmte Regeln wie Anstand, Fair-
ness und Ausgleich nicht mehr gel-
ten.

Dann hilft es nicht, im Einzelfall
bloß enttäuscht zu sein, wie wir das
gerade bei Frau Merkel erlebt haben,
sondern man muss sich als Regie-
rungschef oder Regierungschefin ge-
fordert sehen, das Wertefundament
von Politik und Wirtschaft zu erneu-
ern. Das vermisse ich bei dieser Bun-
deskanzlerin.

Es geht der SPD in diesem Zusam-
menhang nicht um irgendeine Sozi-
alromantik, und es geht auch nicht
darum, im 150. Jahr unseres Beste-
hens die nostalgische Beschwörung
von Werten zu betreiben. Ich bin
vielmehr davon überzeugt, dass nur
eine gerechte Gesellschaft auch eine
starke Gesellschaft ist.

Ich bin davon überzeugt, dass Ge-
rechtigkeit und ein sozialer Aus-
gleich eine der wesentlichen Voraus-
setzungen für wirtschaftlichen Erfolg
sind.

Ich bin überzeugt, dass umgekehrt
auch gilt, dass der wirtschaftliche Er-
folg eine Voraussetzung ist, um so-

zialen Ausgleich zu betreiben. Ich
bin davon überzeugt, dass sich eine
ungerechte Gesellschaft am Ende für
niemanden rechnet, auch nicht für
die Wohlhabenden.

Es ist kein Geringerer als der ame-
rikanische Ökonomienobelpreisträ-
ger Joseph Stiglitz gewesen, der ein
Buch mit dem Titel Der Preis der Un-
gleichheit geschrieben hat, das auch
ins Deutsche übersetzt worden ist. Er
macht deutlich, dass der Preis der
Ungleichheit nicht nur in einem Zer-
fall des gesellschaftlichen Zusam-
menhaltes besteht, sondern dass die
Ungleichheit auch einen ökonomi-
schen Preis hat. Deshalb scheue ich
mich nicht, von einer Ökonomie der
Gerechtigkeit zu sprechen. Ich bin
überzeugt, dass Gerechtigkeit nicht
nur für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt von zentraler Bedeu-
tung ist, sondern sich auch für alle
rechnet und für alle rechnen muss.

Ich will das an einigen wenigen
Beispielen deutlich machen. Die
Ausgrenzung von Frauen aus dem
Arbeitsmarkt, wenn sie Kinder ha-
ben wollen, ist nicht nur individuell
ungerecht, sondern sie ist auch
volkswirtschaftlicher Unsinn, insbe-
sondere wenn man sich die Demo-
grafie unseres Landes anschaut und
weiß, dass junge Frauen inzwischen
bessere schulische, berufliche und
akademische Abschlüsse machen als
Männer.

Dumpinglöhne vernichten Ar-
beitsplätze bei den verantwortungs-
bewussten Unternehmen, die sich
anständig verhalten.

Und dann sind wir auch noch in
der Verlegenheit, den Menschen, die
Dumpinglöhne bekommen, mit
Aufstockerbeträgen zulasten der
Steuerzahler helfen zu müssen, was

Peer Steinbrück *1947
Landedsliste Nordrhein-Westfalen

Peer Steinbrück, SPD:

Es geht um den Wert einer
solidarischen Gesellschaft 

Gerechtigkeit und
sozialer Ausgleich
sind wesentliche
Vorrausetzungen
für wirtschaftli-

chen Erfolg.
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Im der Friseurbranche werden die niedrigsten Stundenlöhne bezahlt.
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an die 10 Milliarden Euro kosten
dürfte.

Ein Bildungssystem, in dem nicht
Anstrengung und Leistung, sondern
das Einkommen oder die Beziehun-
gen der Eltern für den Aufstieg sor-
gen, ist für die gesamte Gesellschaft
und für den Erfolg unserer Volks-
wirtschaft schädlich.

Gerade wegen der demografi-
schen Entwicklung gilt: Wir dürfen
kein Kind zurücklassen.

In der Schule muss ebenso wie im
Berufsleben und in Bezug auf Exis-
tenzgründungen gelten: Wir brau-
chen eine zweite Chance.

Finanziell marode Kommunen
und verwahrloste Städte produzie-
ren auch verwahrloste Seelen und
Köpfe. Sie integrieren sich nicht
mehr sozial und kulturell, sondern
sie fühlen sich ausgeschlossen. Sie

sind desintegriert, und das verur-
sacht Folgekosten. Das läuft darauf
hinaus, dass wir es anschließend mit
sozialen Folge-kosten zu tun haben,
im Zweifelsfall bis hin zu Verwahrlo-
sung und Kriminalität, weil wir un-
sere Kommunen nicht in den Stand
versetzt haben, soziale Brennpunkte
zu vermeiden.

Eine ungerechte Gesellschaft ver-
ursacht Sozialkosten: Immer mehr
Menschen werden von einer Auf-
stiegschance ausgeschlossen. In der
Folge werden sie zwangsläufig resig-
nieren und zu reinen Beziehern von
Sozialleistungen. Das ist der Grund,
warum wir in einen vorsorgenden
Sozialstaat statt in einen reparieren-
den Sozialstaat investieren müssen.

Ein höherer Beitrag derjenigen,
die stärkere Schultern haben, zur
Finanzierung öffentlicher Aufga-

ben, die Einführung eines gesetzli-
chen Mindestlohns, die gleiche Be-
zahlung von Frauen und Männern,
die angemessene finanzielle Aus-
stattung von Kommunen oder auch
der Ausbau der Kinderbetreuung
anstelle des Betreuungsgeldes sind
daher nicht bloß Einzelentschei-
dungen, die hier im Berliner Poli-
tikbetrieb quasi aus wahl- und
machtarithmetischen Überlegun-
gen getroffen werden sollten. All
das sind vielmehr Entscheidungen,
denen aus meiner und aus SPD-
Sicht eine klare Idee zugrunde lie-
gen muss, wie das Miteinander in
unserer Gesellschaft organisiert
werden soll, wie wir gesellschaftli-
che Teilhabe organisieren, wie wir
in einem modernen Deutschland
für Gleichberechtigung sorgen
können.

Es ist die Idee von einer Gesell-
schaft, in der die Bürger sich belohnt
fühlen. Es ist die Idee von einer Ge-
sellschaft, in der Bürger morgens
aufstehen und antreten. Es ist die
Idee von einer Gesellschaft, in der
man bereit ist, sich anzustrengen
und gegebenenfalls auch Opfer in
Kauf zu nehmen. Es ist die Idee von
einer Gesellschaft, die Leistung ho-
noriert, die gegen die großen Le-
bensrisiken wie Krankheit, Altersar-
mut und Arbeitslosigkeit absichert,
die aber auch allen Menschen eine
zweite, gegebenenfalls sogar eine
dritte Chance gibt. Es ist die Idee von
einer Gesellschaft, in der Reichtum
nicht verteufelt wird, in der Armut
aber auch nicht der Caritas zuge-
führt wird.

Es ist die Idee von einer Gesell-
schaft, die individuelle Lebensent-

würfe ermöglicht und sich gleichzei-
tig dem Gemeinwohl verpflichtet
sieht.

Es geht nicht nur um den Preis für
eine solidarische Gesellschaft, son-
dern es geht in meinen Augen vor
allen Dingen um den Wert einer so-
lidarischen Gesellschaft. Deshalb
will ich sagen: Wettbewerbsfähig-
keit und Wertbindung gehören in
einem modernen Deutschland
nach Auffassung der SPD zusam-
men. Genau das ist der Grund für
Deutschlands Erfolgsgeschichte.
Genau das macht die Stärke
Deutschlands aus, und genau da-
rum wird es am 22. September die-
ses Jahres gehen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD -

Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Herr Steinbrück, so jämmer-
lich, wie Sie Deutschland
sehen, ist es nicht.

„Politik beginnt mit dem Betrach-
ten der Wirklichkeit.“ Das ist ein
Wort, das Kurt Schumacher der SPD
schon vor Jahrzehnten ins Stamm-
buch geschrieben hat. Betrachten
wir einmal die Wirklichkeit von heu-
te:

Noch nie hatten wir so viel Arbeit
in Deutschland.

Wir haben heute 29 Millionen so-
zialversicherungspflichtig Beschäf-
tigte; das sind 2,6 Millionen mehr,
seitdem Angela Merkel Kanzlerin
ist.

Es ist gute Arbeit. Die Zahl der
Normalarbeitsverhältnisse ist seit
2005 stärker gestiegen als die Zahl
der atypischen Beschäftigungsver-
hältnisse. Die Zahl der älteren Er-
werbstätigen über 55 ist um 1,8 Mil-
lionen gestiegen, seit Angela Merkel
Kanzlerin ist.

Die Jugendarbeitslosigkeit ist die
niedrigste in ganz Europa. Die Lang-
zeitarbeitslosigkeit ist seit 2007 um
40 Prozent gesunken.

Heute sind eine viertel Million
Kinder weniger in Hartz IV. Das ist
die Wirklichkeit in dem Land, in
dem Angela Merkel seit sieben Jah-
ren regiert. Die Erfolge am Arbeits-
markt kommen bei den Menschen
an.

Ja, Herr Steinbrück, ich habe den
Antrag, zu dem Sie hier heute ei-
gentlich reden sollten, im Gegen-
satz zu Ihnen gelesen. Von Steuer-
politik steht in dem Antrag der SPD
nichts.

Aber in dem Antrag steht, dass die
Einkommensschere in Deutschland
auseinandergegangen ist.

Ja, das stimmt. Die Einkommens-
schere ist durch die Agenda 2010
auseinandergegangen. Aber seit den
letzten drei Jahren schließt sie sich
wieder, und zwar dank der guten
Wirtschaftslage und dank der guten
Tarifabschlüsse.

Es ist richtig, dass
der Arbeitsmarkt
durch die Agenda
2010 geprägt ist;
auch das gehört mit
zum Betrachten der
Wirklichkeit.

Sie von der SPD
schaffen es, hier ei-
nen Antrag einzu-
bringen – über die-
sen debattieren wir hier –, in dem Sie
auf 14 Seiten wortreich eine Agenda
für 2020 darlegen, ohne auch nur
mit einem einzigen Wort die Agenda
2010 zu erwähnen, geschweige denn,
dass Sie die Urheberschaft dafür ha-
ben.

Was ist eigentlich mit Ihnen los?
Schämen Sie sich dafür, oder was ist
mit Ihnen passiert?

Das Ziel der Agenda 2010 war, den
Arbeitsmarkt flexibler zu machen
und Menschen in Beschäftigung zu

bringen, die vorher keine Chance
hatten. Das wurde erreicht.

Aber die rot-grüne Agenda war
handwerklich so lausig gemacht,
dass sie schwere Gerechtigkeitslü-
cken gerissen hat, die wir hinterher
alle flicken mussten.

Wir mussten die Konstruktions-
fehler der Agenda 2010 beheben.
Das Bundesverfassungsgericht hat
Ihnen die Jobcenterreform um die
Ohren gehauen. Wir mussten die
Jobcenter auf feste Füße stellen. Hät-
ten wir das nicht getan, gäbe es heu-
te in Deutschland keine Job-center.

Das Bundesverfassungsgericht hat
Ihnen Ihre Hartz-IV-Reform um die
Ohren gehauen. Rot-Grün hat die
Hartz-IV-Regelsätze teilweise ge-
schätzt. Wir haben sie berechnet und
verfassungsfest gemacht.

Am schlimmsten ist, dass Rot-
Grün die Kinder in Hartz IV vollstän-

dig vergessen hat.
Keinen einzigen

Cent für den Zugang
zu Teilhabe und Bil-
dung der Kinder ha-
ben Sie bei der Be-
rechnung von Hartz
IV hineingerechnet.
Das hat Ihnen das
Verfassungsgericht
ins Stammbuch ge-

schrieben. Wir haben das Bildungs-
paket eingeführt, weil uns die Chan-
cengerechtigkeit der Kinder am Her-
zen liegt. Sie reden, wir handeln. So
sieht das aus.

Rot-Grün hat die Zeitarbeit voll-
ständig dereguliert. Wir halten Zeit-
arbeit für richtig, aber es muss dabei
fair zugehen. Deshalb haben wir den
Mindestlohn in der Zeitarbeit einge-
führt. Wir haben die Drehtürklausel
zum Schutz der Beschäftigten einge-
führt. Rot-Grün redet von Gerechtig-

keit, wir handeln, wir setzen sie
durch.

Herr Steinbrück, ich habe zwei
Forderungen herausgehört, die Sie
in Ihrem 14-seitigen Antrag, den Sie
eben debattieren sollten, erheben.
Die eine Forderung lautet: Steuern
rauf! Die andere Forderung lautet:
Wir wollen den Mindestlohn im
Parlament diktieren und die Tarif-
autonomie nicht mehr respektie-
ren!

Wir gehen einen anderen Weg.
Die Zeit der Massenarbeitslosigkeit
ist Gott sei Dank vorbei. Fachkräfte-
sicherung, das ist das große Thema
in Deutschland. Wir wollen benach-
teiligte Jugendliche in Ausbildung
bringen, und zwar jetzt, da sich die
Situation auf dem Arbeitsmarkt
dreht. Auf dem Ausbildungsmarkt
ist das Angebot an Ausbildungsplät-
zen derzeit größer als die Nachfrage.
Jetzt ist es an der Zeit, zu handeln.
Der Ausbildungspakt ist auf genau
diese Jugendlichen konzentriert
worden; denn sie brauchen jetzt ei-
ne Chance.

Wir kümmern uns auch um die
25- bis 35-Jährigen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die in der Regie-
rungszeit von Rot-Grün nicht nur die
Schule geschmissen, sondern auch
ihre Ausbildung abgebrochen ha-
ben.

Diese Menschen sind jetzt ohne
Abschluss in Hartz IV, und sie brau-
chen eine zweite und eine dritte
Chance. Diese geben wir ihnen, und
zwar mit unserer Initiative „AusBIL-
DUNG wird was – Spätstarter ge-
sucht“. In den nächsten drei Jahren
wollen wir 100 000 dieser jungen
Menschen zwischen 25 und 35 Jah-
ren zu einem Abschluss führen. Ich
freue mich, dass die SPD diese Ini-
tiative, die wir auf den Weg gebracht
haben, so gut findet, dass sie sie, nur
unter einem anderen Namen, selbst
in ihr Programm schreibt. Sie reden,
wir handeln. Hier sieht man es wie-
der.

Das setzt sich bei den Frauen fort.
Sie haben eben das Thema „Verein-
barkeit von Beruf und Familie“ an-
gedeutet. Wie war denn die Ge-

schichte der besseren Vereinbarkeit
von Beruf und Familie?

Wer hat denn 1996 den Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz
eingeführt?

Es ist die Union gewesen.
Wer hat denn dafür gesorgt, dass

es ab 2013 den Rechtsanspruch auf
einen Krippenplatz gibt? Es ist die
Union gewesen. Sie reden, wir han-
deln. Wir sorgen für eine gute Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie.

Wer hat denn den Mindestlohn in
der Pflege eingeführt? Es ist diese Re-
gierung gewesen. Vom Mindestlohn
in der Pflege profitieren insbesonde-
re Frauen, meine Damen und Her-
ren. Sie reden, wir handeln. Das ist
das, was sich hier und heute heraus-
kristallisiert.

Ich bin der festen Überzeugung:
Wir brauchen die Älteren am Ar-
beitsmarkt. Ich habe vermisst, dass
Sie zu diesem Thema etwas sagen. In
Ihrem Antrag steht dazu etwas, wenn
auch in verklausulierter Form. Wa-
rum haben Sie darüber nicht gespro-
chen? Wir debattieren heute schließ-
lich Ihren Antrag.

Es haben noch nie so viele Ältere
über 55 Jahre Arbeit in Deutschland
gehabt wie heute.

Rot-Grün sieht die Älteren immer
nur vom Defizit her; Sie sehen nur,
was sie nicht können, und sagen nur,
was Sie ihnen nicht zutrauen.

Wir machen das anders. Wir sind
der Meinung, dass ältere Menschen
Lebenserfahrung und Stärken ha-
ben. Wir brauchen sie am Arbeits-
markt. Deshalb ist uns daran gele-
gen, nicht nur dafür zu sorgen, dass
sie länger in den Betrieben bleiben,
sondern jetzt auch dafür zu sorgen,
dass gerade die arbeitslosen Älteren
bessere Chancen bekommen, einge-
stellt zu werden. Wir begleiten die äl-
teren Menschen bis in die Betriebe
hinein, um ihnen eine Perspektive
zu geben, aus der Arbeitslosigkeit
herauszukommen.

Auch schwerbehinderte Menschen
haben aufgrund der guten Arbeits-
marktsituation eine große Chance –
auch dazu habe ich von Ihnen nichts
gehört; auch was dieses Thema an-

Ursula von der Leyen *1958
Bundesministerin

Dr. Ursula von der Leyen, Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Wir gehen den Weg der Fairness
und der wirtschaftlichen Vernunft 
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geht, haben Sie zu Ihrem Antrag
nichts gesagt –, aber sie profitieren
nicht so stark wie alle an-deren Grup-
pen. Deshalb müssen wir noch mehr
An-strengungen unternehmen, um
dafür zu sorgen, dass Menschen mit
Behinderung besser in den ersten Ar-
beitsmarkt integriert werden.

Die Bundesagentur für Arbeit
nimmt gezielt 2,5 Milliarden Euro
pro Jahr in die Hand, um diesen
Menschen den Schritt ins Arbeitsle-

ben zu erleichtern. Im Rahmen der
„Initiative Inklusion“ haben wir wei-
tere 100 Millionen Euro alloziert,
um dazu beizutragen, dass gerade
junge Menschen mit Behinderung
den Weg in die Ausbildung und den
ersten Arbeitsmarkt schaffen.

Meine Damen und Herren, entlar-
vend ist, dass die SPD in ihrem 14-
seitigen Papier über Deutschland
2020 kein einziges Wort über Zu-
wanderung oder Integration verliert.

Das ist nicht unser Zukunftsbild von
Deutschland!

Wir brauchen die Gruppe der Zu-
wanderer und der Migranten am Ar-
beitsmarkt, und wir schätzen sie,
meine Damen und Herren.

Deshalb haben wir die Anwerbe-
stoppausnahmeverordnung, dieses
aufgeblähte Monster, ersatzlos ge-
strichen. Wir haben stattdessen die
Bluecard eingeführt und die Beschäf-
tigungsverordnung im Hinblick auf

Facharbeiter neu geordnet. Für uns
zählt nicht, woher jemand kommt,
sondern für uns zählt, ob er oder sie
gemeinsam mit uns dieses Land vo-
ranbringen wird. Das ist unsere Hal-
tung im Hinblick auf Deutschland
2020.

Meine Damen und Herren, das
SPD-Papier – über das der Kandidat
hier leider nicht debattiert hat, das
aber auf der Tagesordnung steht –
zeigt, dass die SPD nach der voll-

ständigen Deregulierung im Rah-
men der Agenda 2010 mit ihrer
Agenda 2020 jetzt eine maximale Re-
gulierung erwartet und anstrebt.
Und wie wir eben gehört haben: Sie
reden das Land schlecht. Sie gehen
von einem Extrem ins andere.

Wir gehen den Weg der Fairness
und der wirtschaftlichen Vernunft,
wir gehen den Weg der Mitte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Es ist schon bemerkenswert,
wie sich hier zwei Parteien, die
sich eigentlich – wie ich in den

letzten acht Jahren im Bundestag er-
lebt habe – bei sehr vielen Aktionen
im Prinzip einig waren, jetzt darüber
streiten, wer von ihnen eigentlich
der Schlimmere war.

Ich möchte noch einmal feststel-
len, Frau von der Leyen: Das, was Sie
eigentlich erreichen wollten – mehr
Beschäftigung in Deutschland –, ha-
ben Sie nicht erreicht. Ausschlagge-
bend ist nämlich nicht, ob mehr
Leute im Niedriglohnbereich be-
schäftigt sind – da gibt es natürlich
einen Zuwachs – oder ob mehr Leu-
te in befristeter Beschäftigung sind –
da gibt es auch einen Zuwachs –,
sondern das wirkliche Maß kann nur
die Zahl der geleisteten Arbeitsstun-
den sein.

Die Zahl der geleisteten Arbeits-
stunden hat in der Bundesrepublik
Deutschland trotz der Deregulie-
rung am Arbeitsmarkt nicht zuge-
nommen. Das müssen Sie einmal
nüchtern zur Kenntnis nehmen,
Frau von der Leyen!

Die Arbeit ist billiger geworden,
die Arbeit ist unsicherer geworden,
und die Arbeitsverhältnisse haben
sich für viele Menschen dramatisch
verschlechtert.

Ich möchte heute vor allen Din-
gen etwas zu dem Antrag der Linken
zum Mindestlohn sagen. Wir hätten
heute die Chance, gemeinsam – mit
Ihnen von den Regierungsfraktionen

– eine riesige Ungerechtigkeit in die-
sem Lande zu beseitigen. Um was
geht es? Es geht um nicht weniger als
die Einhaltung unserer Verfassung.
In Artikel 1 des Grundgesetzes steht:

Die Würde des Menschen ist un-
antastbar. Sie zu achten und zu
schützen ist Verpflichtung aller staat-
lichen Gewalt.

Es gehört zur Würde, meine Da-
men und Herren, dass Menschen,
die vollzeitbeschäftigt sind, von ih-
rer Arbeit leben können und nicht
hinterher zum Amt gehen müssen,
weil das Geld nicht reicht. So etwas
entspricht nicht unserer Verfassung.

Diejenigen, die 3 oder 4 oder 5
Euro die Stunde verdienen, sind ins-
besondere Frauen. Mich freut ja Ihr
Engagement, Frau von der Leyen –
wir haben Sie dabei ja unterstützt,
auch wenn Ihnen Ihre eigene Partei
von der Fahne gegangen ist –, für
mehr Frauen in Füh-
rungsposi t ionen.
Aber wo bleibt Ihr
Engagement für die
vielen Frauen in die-
sem Land – es betrifft
überwiegend Frauen
–, die zu niedrigsten
Löhnen arbeiten
müssen? In dieser
Frage, Frau von der
Leyen, haben Sie völlig versagt, da
haben Sie null Engagement gezeigt.

Frau von der Leyen, ich möchte Ih-
nen noch einmal in aller Klarheit sa-
gen: Sie haben einen Eid auf die Ver-
fassung geleistet – und nicht auf das
Programm der Arbeitgeberverbände,
die die Mindestlöhne eigentlich ver-
hindern wollen.

Sie regieren mit Ihrer Haltung ge-
gen Mindestlöhne gegen das Volk.
Die Mehrheit der Bürgerinnen und
Bürger will Mindestlöhne: Laut Em-
nid sind es 86 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger. Übrigens ist auch ei-
ne Mehrheit in Ihrer Partei für Min-
destlöhne. Auch die Mehrheit der
SPD-Wähler ist für einen Mindest-
lohn. Ich garantiere Ihnen: Sie wer-
den in dieser Frage schneller rück-
wärts laufen, als Sie nach rückwärts
gucken können. Sie werden noch
merken – auch bei den Wahlen; das

hoffe ich sehr –, dass Sie eine Mehr-
heit in diesem Lande gegen sich ha-
ben. Übrigens sind auch die Selbst-
ständigen, Herr Brüderle, für die Ein-
führung eines Mindestlohns. Sie se-
hen: Auch Ihre Klientel ist in dieser
Frage weiter als Sie selbst.

Die Koalition hat sich auf die Fah-
ne geschrieben: Leistung soll sich
lohnen. – Ich frage: Lohnt sich denn
tatsächlich eine Leistung bei einem
Stundenlohn von 3 oder 4 Euro?

Wenn man zum Aufstocken zum
Amt gehen muss, lohnt sich diese
Leistung nicht. Ein Viertel der Be-
schäftigten sind Niedriglöhner. 1,4
Millionen Menschen verdienen we-
niger als 5 Euro die Stunde; die Zah-
len haben wir hier des Öfteren dis-
kutiert. Lohnt es sich denn tatsäch-
lich für einen Rettungssanitäter – das
sind die, die uns von der Straße auf-
lesen, wenn uns etwas passiert ist –,

etwas zu leisten,
wenn er dafür weni-
ger als 9 Euro die
Stunde bekommt?
Ist das tatsächlich ei-
ne Entlohnung, die
dem angemessen ist,
was dieser Mensch
leistet? Ich sage: Die
Mehrheit der Men-
schen ist für einen

vernünftigen Mindestlohn, weil ein
Mindestlohn etwas mit Gerechtig-
keit zu tun hat. Mit aller Klarheit:
Wer einen Mindestlohn ablehnt, wie
Sie das tun, der hat mit der Mehr-
heitsmeinung in diesem Land und
dem Gerechtigkeitsempfinden der
Bürgerinnen und Bürger nichts mehr
am Hut.

Sie werden nicht müde, negative
Beschäftigungswirkungen bei der
Einführung eines Mindestlohns zu
kon-statieren. Es gibt weltweit kei-
ne einzige Studie – keine einzige! –
, die Ihnen mit Ihrer Position recht
gibt. Ich möchte bitte schön gerne
einmal wissen, wo Sie diesen Un-
fug eigentlich herhaben. Die Reali-
tät ist ganz anders. Selbst in Eng-
land, wo der Mindestlohn schon
seit Jahren gilt, sagen die Unter-
nehmerverbände: keine negativen
Auswirkungen.

Daneben führen Sie gerne das Ar-
gument Frankreich an und sagen:
Dort ist die Jugendarbeitslosigkeit so
hoch, weil es dort einen Mindest-
lohn gibt. – Wissen Sie, was das Pro-
blem ist? Durch das Lohndumping
in der Bundesrepublik, dadurch,
dass wir keine Mindestlöhne haben
und die Löhne sinken, sind wir Mit-
verursacher der Arbeitslosigkeit in
Frankreich und bei anderen europäi-
schen Nachbarn. Deshalb müssen
wir vor dem Hintergrund der inter-
nationalen Lage auch bei uns einen
Mindestlohn einführen.

Weil ich mich immer freue, wenn
Sie sich so aufregen, will ich natür-
lich auch noch etwas zur Tarifauto-
nomie sagen:

Dass Sie sich zum Schutzpatron
der Tarifautonomie machen, ist
wirklich interessant. Ich kann mich
noch an Ihre Vorschläge erinnern,
das Streikrecht einzuschränken. Hat
das die Tarifautonomie gefördert
oder eher behindert? Ich kann mich
auch noch an Rogowski erinnern,
den Arbeitgeberpräsidenten. Der
war Ihrem Lager eh bei weitem nä-
her als jedem anderen hier im Haus.
Er wollte Tarifverträge verbrennen.
Und Sie machen sich zum Schutzpa-
tron von Tarifverträgen! Darüber
kann ich nicht einmal mehr lachen.
Das glaubt Ihnen doch kein Mensch.

Sie argumentieren, dass die Tarif-
autonomie letztendlich einge-
schränkt werden würde, wenn wir ei-
nen Mindestlohn auf einem unteren
Level festlegen würden. Merkwürdi-
gerweise sind die Gewerkschaften,
also die Träger dieser Tarifautono-
mie, selber dafür, dass Mindestlöhne
eingeführt werden. Diese sehen da-
rin also keinen Versuch, die Tarifau-
tonomie einzuschränken. Sie tun
das aber.

Glauben Sie nicht, dass die Ge-
werkschaften selber wissen, was für
ihren Job wichtiger ist? Glauben Sie
wirklich, sie brauchen Sie dazu?
Glauben Sie wirklich, die Gewerk-
schaften brauchen den Rat der FDP
dafür, wie die Tarifautonomie zu ver-
teidigen ist? Das wäre genauso, als
wenn der FC Bayern Ihren Rat dafür
brauchen würde, wie man besser To-
re schießt.

Die braucht er überhaupt nicht.
Genauso wenig brauchen die Ge-

werkschaften Ihren Rat dafür, wie
man Tarifverträge verteidigt; denn
ich sage Ihnen: Sie haben mit Tarif-
autonomie eigentlich nichts am
Hut. Wenn Sie im Kern Ihrer Gedan-
ken wirklich für Tarifautonomie wä-

ren, dann würden Sie dazu beitra-
gen, dass die Tarifautonomie ge-
stärkt wird.

Was müssten Sie dann machen?
Sie müssten dann dafür sorgen, dass
wir starke Gewerkschaften haben,
die sich für höhere Löhne einsetzen.
Ist das Ihre Position? Das würde
mich wundern. Seit wann ist die
FDP für starke Gewerkschaften? Sie
müssten dann auch für eine Auswei-
tung des Streikrechts eintreten, weil
ein starkes Streikrecht die Vorausset-
zung dafür ist, dass die Gewerkschaf-
ten im Rahmen der Tarifautonomie
auch tätig sein können. Sie sind mit
Ihrer Politik doch mitverantwortlich
dafür, dass es in der westlichen Welt
nur noch zwei Länder gibt, in denen
weniger gestreikt wird als in der Bun-
desrepublik, nämlich die Schweiz
und den Vatikanstaat. Darauf kön-
nen Sie stolz sein.

Darum sage ich: Wenn Sie sich um
die Tarifautonomie kümmern, dann
habe ich immer leichte Bedenken.

Durch die Politik, die wir hier heu-
te auch diskutieren, sind die Gewerk-
schaften nachhaltig geschwächt wor-
den:

Dafür war natürlich die Einfüh-
rung von Hartz IV verantwortlich,
weil die Leute dadurch Angst vor Ar-
beitslosigkeit haben, was die Kampf-
kraft der Gewerkschaften natürlich
nicht stärkt. Daneben nenne ich die
Deregulierung der Arbeit, die Tatsa-
che, dass Beschäftigte befristet einge-
stellt werden, die Leiharbeit und die
Werkverträge, Frau von der Leyen.

Sie nehmen die Gewerkschaften
hier immer in die Pflicht, das ver-
nünftig zu regeln. Gleichzeitig tun
Sie aber nichts dafür, dass die Leih-
arbeit wieder beschränkt wird, dass
die befristete Beschäftigung einge-
dämmt wird und dass der Zwang, je-
de Arbeit annehmen zu müssen, egal
wie sie bezahlt wird, beseitigt wird.
Wenn das so bleibt, dann schwächen
Sie die Gewerkschaften. Deshalb
traue ich Ihnen beiden nicht über
den Weg, wenn Sie die Tarifautono-
mie verteidigen. Sie werden es mir
nachsehen.

Ich kann Ihnen auch sagen, dass
trotz der Tarifverträge niedrige Löh-
ne gezahlt werden: im Fleischer-
handwerk 6,19 Euro pro Stunde, in
der Floristik 5,26 Euro pro Stunde,
im Garten- und Landschaftsbau – im
Westen – 6,25 Euro pro Stunde.
Trotz der Tarifverträge!

Klaus Ernst *1954
Landesliste Bayern
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Warum – Sie können hier auf die
bösen Gewerkschaften schimpfen; die
haben das abgeschlossen – ist das so?
Es ist so, weil die Voraussetzung für
die Durchsetzung eines vernünftigen
Tarifvertrags ist, dass man stark ist und
streiken kann. Sonst sind Tarifver-
handlungen nichts als kollektives Bet-
teln. Ich habe das oft erlebt. Ich sagen
Ihnen: Wir müssen, wenn wir Tarifau-
tonomie und Streikrecht verteidigen
wollen, alles tun, um die entsprechen-
den Gesetze zu ändern – und das tun
wir leider nicht.

Ihre Politik ging in die Richtung:
Gewerkschaften schwächen, Löhne
senken, und dann sollen es die Ge-
werkschaften über die Tarifautonomie
wieder richten. – Das haut nicht hin.
Meine Damen und Herren, das, was
Sie eigentlich tun, ist die Verteidigung
von Niedriglöhnen. Damit ist die seit
Jahren praktizierte Haltung der Partei-
en CDU, CSU und FDP mitverant-
wortlich für Löhne, von denen Men-
schen nicht mehr leben können. Heu-
te hätten wir die Möglichkeit, das zu
korrigieren.

Meine Damen und Herren, ich kom-
me aber nicht umhin, noch einmal an-
zusprechen, warum dieses Problem
überhaupt vorhanden ist. Kanzler
Schröder hat explizit gesagt, er möchte
die Einführung eines Niedriglohnsek-
tors, und hat sich dafür selber gelobt.
Dafür wird er von der SPD auch heute
noch auf den Sockel gestellt.

Es wird immer wieder behauptet, die
SPD habe damals den Mindestlohn
nicht eingeführt, weil die Gewerkschaf-
ten dagegen gewesen seien. Das ist ei-
ne interessante Argumentation. Die

Gewerkschaften waren ja auch gegen
die Agenda 2010, und trotzdem hat die
SPD sie durchgesetzt. Die Gewerk-
schaften waren auch gegen die Rente
mit 67, und trotzdem hat die SPD sie
durchgesetzt. Die Gewerkschaften wa-
ren gegen die Deregulierung des Ar-
beitsmarktes, und trotzdem hat die
SPD sie durchgesetzt. Zu sagen „Die
Gewerkschaften waren schuld, dass wir
den Mindestlohn nicht eingeführt ha-
ben“, das ist wirklich pure Heuchelei.

Ich bin trotzdem froh, dass Sie zu-
mindest in dieser Frage auf den Pfad der

Tugend zurückgekommen sind. Des-
halb werden wir dem Entwurf eines Ge-
setzes über die Festsetzung eines Min-
destlohns zustimmen, obwohl ich der
geplanten Mindestlohnhöhe eigentlich
nicht zustimme; 8,50 Euro sind zu we-
nig. Das wäre ein Lohn zulasten Dritter.
Jeder, der einen solchen Lohn sein gan-
zes Leben bekommt, ist später auf
Grundsicherung im Alter angewiesen.
Das wollen wir nicht. Deshalb sind wir
für einen Mindestlohn von 10 Euro.

(Beifall bei der LINKEN)
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Fortsetzung von Seite 9: Klaus Ernst (DIE LINKE)

Eine große Inszenierung war ge-
plant. Die SPD-Fraktion ver-
fasst, wie ich jetzt feststellen

muss, mit heißer Feder einen Antrag
„Deutschland 2020 – Gerecht und
solidarisch“. Der Kanzlerkandidat
gibt den Arbeiterführer. Wenn das,
was Sie, lieber Peer Steinbrück, heu-
te Morgen hier abgeliefert haben, Ihr
Ziel ist, dann muss ich sagen: Das
war einfach blamabel.

Es ist deutlich geworden, warum
Sie bei den Menschen in diesem
Lande nicht ankommen: weil das,
was Sie sagen, abgehoben wirkt. Sie
stehen nicht für das, was Sie sagen.
Ich will Ihnen das an einigen Bei-
spielen erläutern.

Sie reden viel über Chancenge-
rechtigkeit; aber als Kanzlerkandidat
stehen Sie für eine Politik der Um-
verteilung. Das ist ein Widerspruch.
Das passt nicht zusammen. Das
muss man hier sehr deutlich feststel-
len. – Umverteilung, das ist die So-
zialpolitik der Gleichheit. Das mag
für Sie noch gelten. Aber Chancen-
gerechtigkeit, das ist die Sozialpoli-
tik der Freiheit, lieber Peer Stein-
brück, und damit hat die SPD und
damit haben Sie persönlich nichts
am Hut. Das will ich hier einmal
sehr deutlich sagen.

Immerhin hat er es geschafft – das
muss ich einräumen –, zu dieser De-
batte zu kommen. Als wir heute
Morgen über den Mittelstand ge-

sprochen haben, den Sie, lieber Peer
Steinbrück, in Ihrer Rede ja so hoch
gelobt hatten, da konnten Sie Ihre
Anwesenheit offensichtlich nicht
einrichten. Ich weiß nicht, ob Sie
keine Lust oder keine Zeit hatten
oder ob einfach das schlechte Gewis-
sen Grund für Ihre Abwesenheit ge-
wesen ist. Schließlich wissen Sie na-
türlich, was Sie dem Mittelstand mit
ihren steuerpolitischen Vorhaben
zumuten. Das geht an die Wurzel
unserer Volkswirtschaft. Den kleinen
und mittelständischen Unterneh-
men, den Handwerksbetrieben, den
kleinen Einzelhändlern, den Freibe-
ruflern wollen Sie ans Zeug, und da-
mit werden Sie eine erfolgreiche
Wirtschaft nicht auf- und ausbauen
können.

Wer die Wörter „Bildung“ und „Bil-
dungsgerechtigkeit“ in den Mund
nimmt – nichts „hätte, hätte, hätte“,
lieber Peer Steinbrück –, der muss
sich auch fragen lassen, wie es er be-
ziehungsweise die Parteifreunde, die
Genossinnen und Genossen, dort
halten, wo sie die Mehrheit haben.
Bildung findet dadurch statt, dass
Unterricht in Schulen gegeben wird.
Wie sieht es denn in einem Land wie
Hessen, schwarz-gelb regiert, aus? Da
werden in diesem Schuljahr 2 000
Lehrer neu eingestellt. 

In Nordrhein-Westfalen, wo Rot-
Grün vor kurzem die Macht über-
nommen hat, werden 7 000 Lehrer-
stellen abgebaut.

Das ist das Gegenteil von Bil-
dungsgerechtigkeit und Bildungs-
chancen. Das hilft jungen Menschen
nicht weiter.

Wer das Wort „Gerechtigkeit“ im
Munde führt, der muss sich auch fra-
gen lassen, wie er es mit der Leis-
tungsgerechtigkeit hält. Da ist das
Thema „kalte Progression“ eines, das
wir hier auf den Tisch bringen müs-
sen, und wir tun das auch heute;
denn die SPD war es, die im Bundes-
rat verhindert hat, dass die Vorschlä-
ge zum Abbau der kalten Progressi-
on Gesetz werden. Sie haben den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern – der Krankenschwester, dem

Handwerker, dem Facharbeiter –
nicht gegönnt, dass sie, wenn sie ei-
ne Lohnerhöhung oder Gehaltser-
höhung erhalten, von dieser auch
wirklich profitieren. 3,5 Milliarden
Euro wären das für die Menschen in
diesem Lande gewesen.

Die SPD, die einmal von sich be-
hauptet hat, sie sei die Partei der
kleinen Leute, hat im Bundesrat und
im Vermittlungsausschuss gegen die-
se Vorhaben votiert.

Wir wollen die Menschen entlas-
ten, wir wollen, dass sie mehr Netto
vom Brutto haben. Da, wo wir es
konnten, haben wir es getan: Durch
die Senkung der Rentenversiche-
rungsbeiträge haben wir eine Entlas-
tung um 10 Milliarden Euro reali-
siert. Da, wo wir Sie brauchten, ha-
ben Sie die Hand verweigert.

Sie wollten die Menschen in die-
sem Lande nicht entlasten, und es ist
schändlich, dass Sie sich so verhal-
ten haben, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Das, was Sie sagten, lieber Peer
Steinbrück, hat deswegen nicht verfan-
gen, weil schon Ihr Ansatz der falsche
ist. Sie mussten ja selbst einräumen:
Deutschland ist ein
starkes Land. – Ja, und
auch die letzten vier
Jahre sind gute Jahre
für Deutschland und
für die Menschen in
Deutschland gewe-
sen, mit guten Ar-
beitsplatzchancen,
mit guten Lohn- und
Gehaltssteigerungen.
Deswegen können Sie hier dann nicht
den Miesmacher geben, was Ihnen of-
fensichtlich Ihre Partei so aufgeschrie-
ben hat. Wenn Sie also noch einmal
den Arbeiterführer versuchen, sollten
Sie dies unbedingt auch mit einem
neuen Redenschreiber angehen.

Das ist mein Rat, den ich Ihnen
hier noch einmal sehr deutlich mit-
geben will.

Nein, das, was die SPD hier prä-
sentiert, ist politische Beliebigkeit.
Ich habe Ihren Antrag gelesen und
sehe es so ähnlich wie die Ministe-
rin. Ich habe gedacht: Nach der
Agenda 2010 kommt jetzt ein gro-
ßer Wurf, Deutschland 2020. -
Aber es ist wirklich viel heiße Luft.
Ich sage es Ihnen noch einmal: Bei

einem zweiten Auf-
guss kommt, wenn
Sie sich einen Kaf-
fee kochen, nur
noch eine dünne
Brühe heraus. Ge-
nau das ist der An-
trag der SPD, der
heute hier in Rede
steht.

Damit können Sie
nicht erfolgreich sein.

Vier gute Jahre haben verdient, in
die Verlängerung zu gehen. Deswe-
gen werden wir bis zum 22. Septem-
ber dafür kämpfen und auch gewin-
nen. Deutschland hat vier weitere
gute Jahre verdient.

(Beifall bei der FDP 

und der CDU/CSU)

Heinrich L. Kolb *1956
Landesliste Hessen

Dr. Heinrich L. Kolb, FDP:

Sie stehen nicht 
für das, was sie sagen 

Wir wollen die
Menschen 

entlasten, wir
wollen, dass sie
mehr Netto vom

Brutto haben.
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Frau von der Leyen, letzte Wo-
che haben alle darauf gewartet,
dass Sie hier etwas sagen wür-

den. Diese Woche haben Sie geredet
- um Ihr politisches Überleben. Sie
hatten nichts zu sagen, die eigenen
Leute sind nicht dagewesen, und
Beifall haben Sie höchstens dünnen
bekommen.

Das muss man vielleicht einmal
klar und deutlich sagen: Das, was Sie
denjenigen vorwerfen, die die Agen-
da 2010 mit dem klaren Ziel auf den
Weg gebracht haben, zu fördern und
zu fordern, haben Ihre Leute im
Bundesrat gemacht, egal ob es um
die Leiharbeit ging, egal ob es um
das immer weitere Herunterschrau-
ben der Regelsätze ging. Das waren
Sie, das waren nicht SPD und Grüne.
Sie sind diejenigen gewesen, die das
verschlimmbessert haben, gerade für
die Arbeitslosen, gerade für die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer. Aber dann behaupten Sie hier,
Sie handelten.

Frau von der Leyen, letzte Woche
haben Sie weder geredet noch ge-
handelt; aber das sei einmal dahin-
gestellt.

Ansonsten sind Sie nichts weiter
als eine große Ankündigungsminis-
terin, auch heute wieder. Sie haben
die Lebensleistungsrente angekün-
digt. Wo ist sie denn? Sie haben die
Bekämpfung der Altersarmut ange-
kündigt. Nichts ist passiert. Sie ha-
ben angekündigt, als alle davon re-
deten, dass der Stress am Arbeits-
platz zunimmt, Sie machten eine
Antistressverordnung. Nichts! Sie
haben Verbesserungen der Werkver-
träge angekündigt. Nichts! Sie haben
sich für den Mindestlohn eingesetzt.
Nichts ist passiert.

Entgeltgleichheit, Quote – wir
könnten jetzt eine Stunde lang darü-
ber reden, was Sie nicht gemacht ha-
ben. Das ist peinlich, und das ist
nicht im Sinne der Menschen.

Reden wir über die Realität. Herr
Rösler hat diese Woche seiner Partei
gesagt, sie möge doch bitte einmal
beim Thema Mindestlohn die Le-

bensrealität der Menschen in den
Blick nehmen. – Wir stellen fest: Die
FDP regiert seit vier Jahren, und zwar
nach eigenen Angaben seit vier Jah-
ren an der Lebensrealität vorbei.

Was ist die Realität?
Ich kann Ihnen aber sagen, wie die

Situation tatsächlich ist: 6,8 Millio-
nen Menschen in Deutschland ar-
beiten für einen Stundenlohn unter
8,50 Euro. Das sind diejenigen, die
arbeiten und dann aufstocken müs-
sen.

Das sind diejenigen, bei denen
nicht mehr von Leistungsgerechtig-
keit die Rede ist, sondern die zu ech-
ten Hungerlöhnen in Deutschland
arbeiten. Das sind zum Teil übrigens
auch diejenigen, die in Branchen mit
branchenspezifischen Mindestlöh-
nen arbeiten. Wissen Sie, was pas-
siert? Sie bekommen Löhne von
zum Teil unter 5 Euro.

Davon kann man nicht leben. Da
kann man auch nicht mehr davon
reden, dass Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber auf Augenhöhe miteinan-
der verhandeln.

Diese Woche, sehr geehrter Herr
Kolb, haben wir das gesehen, von
dem Sie behaupten, dass es nicht
funktioniert: Diese Woche hat das
Friseurhandwerk einen Mindestlohn
von 8,50 Euro verabredet.

Sie behaupten immer: In einem
solchen Fall gehen die Arbeitsplätze
flöten. – Sie sind auf dem völlig fal-
schen Dampfer, Herr Kolb. Sie ha-
ben nicht in den Blick genommen,
dass ein gesetzlicher Mindestlohn
für alle Gerechtigkeit bedeutet.

Mit einem Mindestlohn bekommt
man Fachkräfte und vermeidet einen
Flickenteppich in Deutschland nach
dem Motto: Die einen so, die ande-
ren so. Wir sorgen dafür, dass es ei-
ne gesetzliche Untergrenze gibt. Das
hat mit Gerechtigkeit zu tun. Das hat
mit Leistungsgerechtigkeit zu tun.
Das hat damit zu tun, dass man end-
lich anerkennt, was die Leistung der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer wert ist, Herr Kolb.

Ich will gerne bei der Lebensreali-
tät bleiben. Drei Viertel der über 7
Millionen Minijobberinnen und Mi-
nijobber in Deutschland arbeiten für
einen Stundenlohn von weniger als
8,50 Euro. Das hat mit Leistungsge-
rechtigkeit nichts zu tun. Ein Viertel
der Erwerbstätigen sind inzwischen
atypisch beschäftigt. Sie können mir
doch nicht sagen, dass Leiharbeit,
dass befristete Beschäftigung, dass
geringfügige Beschäftigung, wie sie
im Armuts- und Reichtumsbericht
der Bundesregierung aufgelistet wer-
den, jedenfalls in dem Teil, den Sie
mit unterschrieben haben, irgendet-
was mit einer Verbesserung der Si-
tuation am Arbeitsmarkt zu tun ha-
ben. Das Gegenteil ist der Fall.

Insbesondere die Situation der
Frauen – da muss man wieder Frau
von der Leyen in den Blick nehmen
– ist ein Desaster. Fast jede dritte
Frau in Deutschland arbeitet für ei-
nen Niedriglohn. Die Zahl der Frau-
en, die von ihrer Arbeit nicht leben
können, hat sich seit 2005 verdop-
pelt.  Das ist doch keine Erfolgsbi-
lanz, Frau von der Leyen. Das ist de-
finitiv das Gegenteil.

Ich sage Ihnen ganz klar und deut-
lich: Die Lebensrealität in Deutsch-
land, was Leiharbeit, Mindestlöhne,
die es nicht gibt oder die viel zu ge-
ring sind, und die Situation gerade
der Minijobberinnen angeht, hat
mit dem, was Sie behaupten, nichts
zu tun. Minijobberinnen bekom-
men in der Regel keinen Einstieg in
eine reguläre Beschäftigung. Sie,
meine Damen und Herren von den
Koalitionsfraktionen, behaupten
zwar ständig, Minijobs seien eine
Brücke in den ersten Arbeitsmarkt.
Aber die Frauen, die heutzutage Mi-
nijobs haben, kommen zum aller-
größten Teil nicht in reguläre Be-
schäftigung. Sie landen entweder
wieder zu Hause, in einer kleinen
Teilzeitstelle oder in irgendwelchen
Überbrückungsmaßnahmen. Sie
sind außerdem nicht abgesichert.
Deswegen brauchen wir zuallererst

eine Gleichbehandlung der Mini-
jobs, wenn es beispielsweise um Ar-
beitslosigkeit, Pflegebedürftigkeit
und Urlaubsansprüche geht.

Entsprechende Sofortmaßnah-
men würden den Mini-jobberinnen
und Minijobbern helfen und sie
nicht länger als Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zweiter Klasse er-
scheinen lassen. Das sind sie heute
tatsächlich. Die meisten haben nur
einen Minijob und nichts anderes.

Was mich am meisten aufregt,
ist, dass Sie gerade die Arbeitslosen
in Deutschland, die-
jenigen, die arbei-
ten wollen, zuneh-
mend so behan-
deln, als ob diese
nicht mehr in Ihrem
Fokus stünden. Sie
haben beim Einglie-
derungstitel immer
weiter gekürzt. Nun
wird wieder die Dis-
kussion aufkommen, ob pro Kopf
gekürzt wurde oder nicht. Ich sage
Ihnen: Ja, Sie haben etwa ein Vier-
tel des Geldes für jede und jeden,
die bzw. der in Deutschland leis-
tungsberechtigt ist, gekürzt. Das
hat nichts mehr mit Fördern zu
tun. Gleichzeitig werden so viele
Sanktionen ausgesprochen wie nie
zuvor. Sie gängeln die Arbeitslosen,
anstatt ihnen zu helfen, wieder auf
dem ersten Arbeitsmarkt Fuß zu
fassen. Eine Alleinerziehende, die
Kinder unter drei Jahre aufzieht,
braucht natürlich Unterstützung
und Hilfe. Deswegen sage ich Ih-
nen ganz klar: Ihre Kürzungen ge-
hen zulasten der Leistungsberech-

tigten und der Arbeitslosen. Dabei
brauchen wir diese Menschen drin-
gend als Fachkräfte in unserem
Land.

Damit sind wir beim Fachkräfte-
mangel. Eric Schweitzer, Präsident
des Deutschen Industrie- und Han-
delskammertags, hat gesagt, wir
müssten jeden Monat 10 000 Ein-
wanderer in Deutschland aufneh-
men, um dem Fachkräftemangel zu
begegnen. Wir brauchen dringend
eine vernünftige Einwanderungspo-
litik, die das angeht. Ja, wir brauchen

mehr Frauener-
werbstätigkeit. Ja,
wir brauchen mehr
und besser ausgebil-
dete Jugendliche. Ja,
wir brauchen eine
Kultur gegen Alters-
arbeit. All das brau-
chen wir.

Ich will abschlie-
ßend sagen: Es geht

nicht nur darum, dass wir endlich
dafür sorgen müssen, dass Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber wieder auf
Augenhöhe sind, sondern auch da-
rum, ob Deutschland wettbewerbs-
fähig ist, ob Fachkräfte hierher-
kommen und hierbleiben. Die so-
ziale Frage ist in ökonomischer
Hinsicht mindestens genauso ent-
scheidend wie alles andere. Da ha-
ben Sie versagt. Das müssen Sie
sich in das Stammbuch schreiben
lassen. Auch darüber wird am 22.
September entschieden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

SPD)

Katrin Göring-Eckardt *1966
Bundestagsvizepräsidentin

Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die soziale Frage ist auch 
ökonomisch entscheidend 

Die Zahl der
Frauen, die von

ihrer Arbeit nicht
leben können, hat

sich seit 2005
verdoppelt.
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Man reibt sich verwundert die
Augen und fragt sich:
Schauen wir auf die Realität,

oder stehen wir mitten in einer Nebel-
wolke? Was Sie bislang hier abgeliefert
haben, ist nichts anderes als Nebelker-
zen, die dazu dienen, den Blick auf die
Realität völlig zu verstellen.

Die Bundesarbeitsministerin hat
vorhin in aller Deutlichkeit darge-
legt, wie sich die Arbeitsmarktsitua-
tion entwickelt hat. Es gibt mehr
sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigte. Wollen Sie uns eigent-
lich ankreiden, dass 29,8 Millionen
Menschen sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt sind? Wollen
Sie uns wirklich ankreiden, dass
nun insgesamt fast 42 Millionen
Menschen in Beschäftigung sind?
Wollen Sie uns Rekordüberschüsse
in den sozialen Sicherungssyste-
men ankreiden? Wollen Sie uns ei-
gentlich dafür ausschimpfen, dass
es den Menschen in unserem Land
besser geht? Was ist das denn für ei-
ne Mentalität, wie Sie über
Deutschland -reden? Nutzen Sie
den 1. Mai als Gelegenheit, um den
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern zu sagen: Noch nie in den
vergangenen Jahren haben die
Menschen laut Umfragen so wenig
Angst um ihren Arbeitsplatz gehabt

wie heute. – Das ist die Realität, in
der wir leben.

All dies haben wir übrigens er-
reicht, obwohl uns zu Beginn dieser
Koalition vorgeworfen wurde, wir
würden massiv in Rechte der Arbeit-
nehmer eingreifen wollen. Nichts ist
passiert. Der Kündigungsschutz wur-
de nicht gelockert. Es hat keine Be-
nachteiligung oder Hintanstellung
der Gewerkschaften gegeben. Trotz-
dem oder gerade deswegen haben
wir eine hervorragende Entwicklung
auf dem Arbeitsmarkt und in unse-
rer Wirtschaft. Ich denke, das sind
die Botschaften, die wir hier auszu-
senden haben.

Ich sage an dieser Stelle in aller
Deutlichkeit unserer Bundesarbeits-
ministerin ein Dankeschön dafür,
dass sie es ist, die immer wieder auf
die Situation der Kinder und Jugend-
lichen hinweist, dass sie es ist, die

Karl Schiewerling *1951
Wahlkreis Cosfeld – Steinfurt ll

Karl Schiewerling, CDU/CSU:

Wir kämpfen für eine ordentliche
und sachgerechte Politik

Fortsetzung auf Seite 12



immer wieder das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichtes zur Frage der
Teilhabe von Kindern und Jugendli-
chen am gesellschaftlichen Leben
aufgreift und umsetzt.

Ich verschweige auch nicht, Herr
Kollege Heil und alle anderen, dass
wir diese Dinge im Vermittlungsaus-
schuss, in der gemeinsamen Runde
zwischen Bundestag und Bundesrat,
verhandelt haben. Es war ein müh-
sames Ringen. Aber die Initiative,
den richtigen Weg einzuschlagen,
hat die Bundesarbeitsministerin er-
griffen.

Die positive Entwicklung auf dem
Arbeitsmarkt ändert nichts daran,
dass es in Deutschland Branchen
gibt, in denen es der einen oder an-
deren Firma schlecht geht, zum Bei-
spiel Opel in Bochum, wo die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer um ihren Arbeitsplatz bangen.
Heute diskutiert der Landtag in
Nordrhein-Westfalen in einer Aktu-
ellen Stunde über die Situation von
Opel in Bochum. Ich habe mich
doch sehr gewundert, dass der zu-
ständige Landesarbeitsminister
nicht an seinem Arbeitsplatz in Düs-
seldorf ist, sondern sich hier befin-
det.

Kommen wir zum Inhalt Ihres An-
trages. Dort heißt es: „Die Gesell-
schaft driftet auseinander.“ Hätten
Sie den viel zitierten Armuts- und
Reichtumsbericht gelesen, dann hät-
ten Sie gesehen, dass die verfügbaren
Einkommen steigen. Unter Rot-Grün
ist die Einkommensschere auseinan-
dergegangen. Seit 2005 geht die Ein-
kommensspreizung zurück, und ge-
rade die realen Haushaltseinkom-
men der unteren 40 Prozent der Ein-
kommensbezieher sind stärker als
beim Rest der Bevölkerung gestiegen.

Das ist die Wahrheit. Auch wenn
das, was Sie verkünden, etwas ande-
res aussagt: Es stimmt nicht. Vor die-
sem Hintergrund stellen Sie sich jetzt
hin und sagen: Wir machen alles
noch gerechter, wir ändern dieses und
jenes und machen es solidarischer.
Dabei gerät bei Ihnen immer wieder
die Zeitarbeit in den Mittelpunkt.

Ich kann es nur wiederholen: Die
Änderungen in der Zeitarbeit sind
ohne den Bundesrat und ohne die
Beteiligung der Union passiert. Rot-
Grün hat in den Hartz-Gesetzen die
Zeitarbeit so flexibilisiert, dass sie
diese Entwicklung genommen hat.

Ich kann nur sagen: Wir haben die
Schlecker-Drehtürklausel einge-
führt, um die Dinge gerechter zu ma-
chen. Wir haben die Tarifpartner da-
zu gebracht, einen Mindestlohn zu
vereinbaren.

Wir sind diejenigen, die dafür ge-
sorgt haben, dass die Menschen in
diesem Bereich nach und nach Equal
Pay bekommen, was übrigens den
Gewerkschaften sehr genutzt hat.
Vor kurzem haben uns noch Ge-
werkschaftsvertreter gesagt, dass sie
gerade aus der Zeitarbeit viele neue
Mitglieder gewinnen konnten, weil
die Menschen gemerkt haben, dass
die Gewerkschaften für sie vieles er-
reicht haben. Herzlichen Glück-
wunsch! Wir freuen uns darüber.

Das ist der richtige Weg und eine gu-
te Botschaft zum 1. Mai.

Jetzt wollen Sie doch wohl bei
29,8 Millionen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten, von denen
gerade einmal 800 000 als Zeitarbei-
ter arbeiten, nicht das blanke Elend
Deutschlands beschwören. Sie wol-
len doch wohl nicht die blanke Ver-
elendung Deutschlands an diesen
800 000 Menschen festmachen, die
auch noch Löhne erhalten, die die
Gewerkschaften ausgehandelt ha-
ben, und zudem noch sukzessive
Equal Pay bekommen. Ich halte das
für ein starkes Stück, was Sie den
Deutschen hier vorführen.

Lassen Sie mich einen Satz zu den
Minijobs sagen, weil Frau Göring-
Eckardt gerade darauf eingegangen
ist. Auch dieses Thema ist dazu ge-
eignet, riesige Nebel-wolken zu er-
zeugen. 6,9 Millionen Menschen ar-
beiten in Minijobs.

Davon sind fast 20 Prozent Ju-
gendliche beziehungsweise Schüler
und Studenten. Dazu kommen 20
bis 25 Prozent Rentnerinnen und
Rentner. Die Aufstockungsmöglich-
keiten und die Minijobs, die sich
dann ausgeweitet haben – auch das
will ich Ihnen klar sagen, Frau Gö-
ring-Eckardt –, sind ohne Zutun der
CDU/CSU und der FDP 2003/2004
in den Hartz-Gesetzen verankert
worden.

Sie haben die Möglichkeit eröff-
net, dass man nicht nur ein norma-
les sozialversicherungspflichtiges
Beschäftigungsverhältnis haben
kann, sondern darüber hinaus auch
einen Minijob, der dann steuerlich
nicht angerechnet wird. Das haben
nicht wir gemacht, sondern Sie. In
Ihrer Regierungszeit ist die Zahl der
Minijobs explosionsartig um 2,3
Millionen angestiegen. Auch das ge-
hört zur Wahrheit. Stellen Sie es hier
nicht anders dar!

Wir haben die Opt-out-Regelung
eingeführt, sodass die Menschen, die
jetzt einen Minijob haben, renten-
versicherungspflichtig arbeiten, es
sei denn, sie erklären sich gegen die
Versicherungspflicht. Das hat dazu
geführt, dass wir mittlerweile einen
deutlichen Anstieg der Zahl der ren-
tenversicherungspflichtigen Mini-
jobber verzeichnen können.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich möchte noch kurz einen
Satz zum Mindestlohn sagen.

Auch hier ist wirklich eine Nebel-
kerze geworfen worden. Wir wollen
den tariflichen Mindestlohn. Wir
wollen einen Mindestlohn, den Ar-
beitgeber und Gewerkschaften ge-
funden haben. Wir wollen den Min-
destlohn, der vor allen Dingen dort
eingeführt wird, wo keine ordentli-
chen Tarifverträge bestehen.

Wir wollen, dass dieser Mindest-
lohn von Arbeitgebern und Gewerk-
schaften erarbeitet wird. Das ist et-
was völlig anderes als ein hier im
Parlament kurz vor den nächsten
Bundestagswahlen im Wettbewerb
zwischen SPD, Linken und den Grü-
nen nach oben getriebener Mindest-
lohn, der jetzt bei der SPD bei 8,50
Euro liegt und bei den Linken bei 10

Euro. Ich bin gespannt, womit ande-
re noch kommen werden, ob er wei-
ter nach oben getrieben wird.

Das ist keine ordentliche Arbeits-
markt- und Sozialpolitik. Diese Po-
litik würde zu einer Zunahme der Ju-
gendarbeitslosigkeit führen; denn es
ist eine Politik der Arbeitsplatzver-
nichtung, wie wir in einigen Ländern
Europas beobachten können.

Aber ein Mindestlohn, den die Ta-
rifpartner finden, ist vernünftig, ist
sachgerecht und orientiert sich an
der Lebenswirklichkeit der Men-
schen.

Meine Damen und Herren, für
diese ordentliche, sachgerechte Poli-
tik werden wir uns weiter einsetzen.
Dafür werden wir kämpfen.

Das ist Politik der Union. Wir ver-
stehen unter sozialer Gerechtigkeit,
Menschen auch teilhaben zu lassen.
- Achten Sie darauf, dass Sie die Welt
nicht so schwarz malen, dass Sie hin-
terher selbst nicht mehr durchbli-
cken!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Fortsetzung von Seite 11: Karl Schiewerling (CDU/CSU)

Herr Kollege Schiewerling, ei-
ne Bemerkung: In Nord-
rhein-Westfalen gibt es ei-

nen Arbeitsminister, der auch etwas
von Wirtschaft versteht, und es gibt
einen Wirtschaftsminister, der auch
etwas von Arbeit versteht.

Wir arbeiten da im Team, und ma-
chen Sie sich keine Sorgen über die
Präsenz des Wirtschafts- und des -Ar-
beitsministers bei der heutigen Ple-
nardebatte in Düsseldorf zum The-
ma Opel.

Im Übrigen hat ja Ministerpräsi-
dent Rüttgers schon einmal durch
persönliche Anwesenheit in Detroit
Opel in Bochum gerettet. Ich habe
mir sagen lassen, er ist kaum über
das Pförtnerhäuschen hinausge-
kommen.

Auch dies gehört zu den Realitä-
ten.

Verehrte Frau Bundesministerin,
Sie haben den Beitrag von Herrn
Steinbrück als jämmerlich bezeich-
net.

Ich muss Ihnen eines sagen: Es ist
jämmerlich, wie Sie, obwohl noch
im Amt, mit der Sozialgeschichte
umgehen.

Es waren doch nicht Sie, die den
Mindestlohn in der Zeitarbeit einge-
führt haben. Dieses Thema ist im
Rahmen der Verhandlungen zum Bil-
dungs- und Teilhabepaket verhan-
delt worden, und wir haben Ihnen
dies abgerungen. Da waren Sie noch
gar nicht so weit, und die Herren
Schiewerling und Kolb waren auch
intellektuell noch nicht so weit, um
zu verstehen, dass dies notwendig ist.

Ähnlich war es auch mit der Schul-
sozialarbeit. Auch da haben wir ei-
nen großen Wurf gelandet. Jetzt geht
es darum, hier Anschlussregelungen
zu finden, weil sich herausgestellt
hat: Die Benachteiligung von armen
Kindern kann man nicht nur mit
Geld ausgleichen, sondern man
muss vor allem die Strukturen ver-
bessern. Dabei spielt die Schulsozi-
alarbeit eine herausragende Rolle.

Meine Damen und Herren, natür-
lich gibt es in unserer Gesellschaft
nicht nur Armut. Auch der nord-
rhein-westfälische Armuts- und
Reichtumsbericht – wir waren da
schneller als die Bundesebene; wir
brauchten nicht so viel nachzuarbei-
ten – zeigt auf: In unserer Gesell-
schaft gibt es immer mehr Men-
schen, denen es gut bis sehr gut geht;
andererseits gibt es immer mehr
Menschen, denen es schlecht geht,
die arm sind. – Wir
verkleistern da
nichts; das überlas-
sen wir anderen.

Wir halten uns an
die alte Maxime: Po-
litik beginnt damit,
dass man sagt, was
Sache ist, und nicht
mit schöngeistigen
Verkleisterungen, die
dafür sorgen, dass die Realitäten
nicht zum Vorschein kommen.

Es gibt also immer mehr Armut.
Natürlich haben wir auch mehr ver-
sicherungspflichtige Beschäftigung.
Aber ich sage Ihnen nochmals: Sozi-
al ist nicht, was Arbeit schafft, son-
dern sozial ist, was gute Arbeit
schafft.

Zur guten Arbeit gehört, dass man
mit dem Einkommen sein Auskom-
men hat. Weil das in immer weniger
Bereichen der Fall ist, brauchen wir
einen allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohn. 

Wir beginnen hier mit 8,50 Euro.
Wir wollen keine parteipolitische

Auseinandersetzung um die Höhe
des Mindestlohns.

Wir wollen ein Modell in Anleh-
nung an das, was in Großbritannien
praktiziert wird. Da gibt es eine
Kommission, die unter Einbezie-
hung der Preissteigerungsrate, der
Lohnentwicklung und der allgemei-

nen Produktivitätsentwicklung – das
ist das Entscheidende – Vorschläge
für die Fortentwicklung des allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohns
macht. Auf diesem Wege sind keine
Arbeitsplätze gefährdet worden.

Meine Damen und Herren, ich
kann Ihnen nur sagen: Über 80 Pro-
zent der Menschen wollen einen all-
gemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn. Sie sollen nicht die Letzten
sein, die ihn bekommen; ich stelle
dies so fest. Wenn Sie weiter argu-
mentieren wie bisher, dann werden
Sie zu den letzten ökonomischen
Exoten in diesem Land gehören.
Deshalb noch einmal: Passen Sie
auf! 

Meine Damen und Herren, ich
sprach von der guten Arbeit. Dazu
gehört die Zurückdrängung befriste-
ter Arbeitsverhältnisse. Es ist skanda-
lös, wenn unter 25-Jährige kaum

mehr die Möglich-
keit haben, ein un-
befristetes Arbeits-
verhältnis einzuge-
hen. Und wir brau-
chen eine neue
Regulierung der
Leiharbeit. Wir wol-
len sie zurückführen
auf ihren eigentli-
chen Sinn. Wir brau-

chen generell eine Offensive für bes-
sere, auch gesunderhaltende Arbeit. 

Am 1. Mai schien noch alles verlo-
ren. Passen Sie auf! Seien Sie nicht
so selbstzufrieden! Wir werden
schon die richtigen Mehrheitsver-
hältnisse für eine soziale und demo-
kratische Zukunft herbeiführen kön-
nen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Guntram Schneider *1951
Landesminister Nordrhein-Westfalen

Guntram Schneider, Landesminister für Arbeit, Integratin und Soziales:

Wir brauchen generell eine
Offensive für bessere Arbeit 

Politik beginnt
damit, dass man
sagt, was Sache
ist, und nicht mit
schöngeistigen

Verkleisterungen.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Johannes Vogel (FDP), Peter Weiß
(CDU/CSU), Brigitte Pothmer (Bündnis
90/Die Grünen), Pascal Kober (FDP, sowie
Dr. Matthias Zimmer und Max
Straubinger (beide CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.


